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Vor Eintritt in die Tagesordnung
Informationen und Beschlüsse zu den Komplexen

– Mitteilungen des Vorsitzenden,

– Überweisungen an die Unterausschüsse,

– Konsensliste,

– sonstige geschäftliche Mitteilungen,

soweit nicht in der Ausschusssitzung darüber diskutiert wurde,

sind gegebenenfalls im Beschlussprotokoll verzeichnet.

Punkt 1 der Tagesordnung
	Haushaltsgesetz 2006/2007 -
Vorlage - zur Beschlussfassung - 

über Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans

von Berlin für die Haushaltsjahre 2006/2007 - HG 06/07

Drs 15/4127

mit der Anlage Haushaltsplan von Berlin

für die Haushaushaltsjahre 2006 und 2007 in 11 Bänden

hierzu:

Austauschseiten mit Anschreiben 

SenFin - II B - vom 18.8.05

Austauschseiten SenFin

betr. Kapitel 15 31 (Seiten 75-79)

Austauschseiten SenFin

betr. Kapitel 15 30 (Seiten 59-62
	3100
3100 A
3100 B
3100 C


	unter Einbeziehung von
a) Finanzplanung 05-09
Bericht über die Finanzplanung 2005 bis 2009

Drs 15/4160

(auf Antrag aller Fraktionen)

b) Investitionsplanung 2005 bis 2009
Übersendungsschreiben SenFin

– II A – vom 16.8.05

c) Maßnahmegruppen des Haushaltsplanentwurfs

2006/2007
Schreiben SenFin - II B 11 - vom 23.8.05

d) Statusbericht
Bericht des Senats - Fin II B - vom 16.8.05

betr. Auflagenbeschluss Nr. 59 zum Hh 04/05

e) Verwaltung von Bundes- und EU-Mitteln
Mitteilung - zur Kenntnisnahme -

 (Auflagenbeschluss Nr. 5)

    Drs 15/4149

    (Besprechung auf Antrag der Grünen)
	3173
3183
3186
3160
3234


Fortsetzung der 1.   L e s u n g     der Einzelpläne

	Einzelplan 12 – Stadtentwicklung
hierzu:
a) Baumittelliste

Bericht SenStadt – SF – vom 22.8.05
	3174



Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf den letzten Bericht des Rechnungshofs. Darin werde gerügt, dass die nach der LHO vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Erläuterungsberichte für die Baumaßnahmen nicht vorlägen. Könne inzwischen davon ausgegangen werden, dass diese vorlägen, wenn Maßnahmen in die Baumittelliste aufgenommen würden? Gebe es Maßnahmen, für die Erläuterungsbericht und Wirtschaftlichkeitsuntersuchung ausstünden? Die LHO regele auch, dass spätestens ein Jahr vor Baubeginn die Folgekosten – Sachmittel und Personalaufwand – einer Maßnahme in den Erläuterungen im Haushaltsplan dargestellt werden müssten. Seiner Erinnerung fehle der Ausweis der Folgekosten, woraus er schließe, dass der vom Rechnungshof kritisierte Zustand weiter anhalte.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) legt dar, dass mit dem Beginn der Planungen auch eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung verbunden sei. Bei der geplanten Maßnahme „Großbeeren“ beispielsweise würden gerade Alternativen geprüft, dabei werde auch eine Folgekostenbetrachtung vorgenommen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist darauf, dass bei der Maßnahme Kapitel 06 62 – Justizvollzugsanstalt Düppel – Titel 701 31 – Ersatzbau eines Unterkunftsgebäudes für den offenen Vollzug in der JVA Düppel – der Baubeginn für das Jahr 2006 geplant sei, aber keine Folgekosten ausgewiesen seien. Im Zusammenhang mit den OSZ-Baumaßnahmen wolle er wissen, welche Auswirkungen es auf die EFRE-Finanzierung habe, dass die Finanzierungsraten bis zum Jahr 2008 oder 2009 ausgewiesen seien, es aber noch keinesfalls sicher sei, dass dann noch EFRE-Mittel zur Verfügung stünden. Gleiches gelte für die Maßnahme Titel 722 41 – Neubau einer Straßenbrücke über die Oberspreestraße einschließlich Rampenstützwände (TVO) Köpenick –. Er bitte zur 2. Lesung um eine Darstellung, ob für die Baumaßnahme Titel 714 20 – Deutsches Theater, Sanierung des Bühnenturms – EFRE- und GA-Mittel generiert werden könnten. Dem Kulturwirtschaftsbericht entnehme er, dass Kultur als Wirtschaftsstandortfaktor in einigen Teilbereichen förderfähig sei. Dies sei bei dieser Maßnahme noch nicht berücksichtigt. Bei der Maßnahme Titel 720 01 – Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des Potsdamer/Leipziger Platzes – UK 119 – Umbau der Karl-Liebknecht-Straße von Gontardstraße bis einschließlich Knotenpunkt Memhardstraße – werde das Bauvolumen von 3,7 Mio € auf sieben Jahre verteilt. Er erinnere an die Debatten darüber, ob es überhaupt sinnvoll sei, solch niedrige Raten einzustellen oder ob es nicht besser sei, höhere Raten anzusetzen, die Maßnahmen schneller zu beenden und andere Maßnahmen dafür zurückzustellen. Weshalb werde in diesem Fall eine Bauzeit von sieben Jahren angesetzt? Was bedeuteten bei der Maßnahme Titel 706 18 – Ausbau Campus Schöneweide – die in Klammern gesetzte und mit einem Fragezeichen versehene Summe 117,8 T€, wo zunächst Gesamtkosten im Umfang von 108 T€ ausgewiesen seien?

Abg. Eßer (Grüne) möchte wissen, welche Überlegung der Tatsache zu Grunde liege, dass mehrere Maßnahmen bei den Amtsgerichten bereits jetzt im Haushaltsplan ausgewiesen seien, obwohl sie erst im Jahr 2008 beginnen sollten. Es seien keine Sperren verhängt und die BPUs sollten jeweils erst Ende 2007 vorliegen. Darüber hinaus sei ihm völlig unklar, nach welchen Kriterien die Baumaßnahmen einmal in den Einzelplan 12 eingestellt würden, ein anderes Mal jedoch bei den Fachverwaltungen. Beispielsweise sei die Maßnahme Titel 701 28 Neubau einer Anstalt des geschlossenen Männervollzuges – direkt bei SenJust angesiedelt, die Maßnahme Titel 714 07 – Sanierung und Grundinstandsetzung der Anstaltsküche der Justizvollzugsanstalt Tegel – hingegen bei SenStadt. Dies sei für ihn nicht nachvollziehbar.

StS Schulte (SenFin) betont, dass die Finanzverwaltung die Kritik des Rechnungshofes ernst genommen habe. Es seien für die neu in die Investitionsplanung aufzunehmenden Maßnahmen Erläuterungsberichte angefordert worden. Diese lägen vor. Für einige bereits in der letzten Investitionsplanung enthaltenen Maßnahmen seien nachträglich Erläuterungsberichte erstellt worden. Er weise aber darauf hin, dass die Entscheidung für eine Investition nicht allein von den Dingen abhänge, die in den Erläuterungsberichten angesprochen werde. Bei den Folgekosten festgemacht an der Maßnahme Titel 701 31 – Ersatzbau eines Unterkunftsgebäudes für den offenen Vollzug in der JVA Düppel – weise er darauf hin, dass es sich um einen Ersatzbau handele und sich deshalb wenig Veränderungen ergäben, allenfalls Einsparungen. Darüber hinaus gelte der Grundsatz, dass es zusätzliche Folgekosten nicht gebe, sondern dies durch Umschichtungen im Bestand erfolge müsse.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, dass ihres Wissens die Kulturverwaltung für die genannten Maßnahmen jeweils Förderanträge für GA-Mittel gestellt habe. Allerdings gebe es darauf keine positive Antwort. Es gebe eine Ausnahme – Französischer Dom –, wobei sich die Förderung eher auf den Aspekt Tourismus beziehe. Bei der Maßnahme Karl-Liebknecht-Straße würden die wesentlichen Baumaßnahmen Ende 2007 beendet. 2008 müssten dann noch restliche Maßnahmen durchgeführt werden, im Jahr 2009 – zum Teil auch noch 2010 – erfolge die Abrechnung. Die Maßnahme TVO sei mit EFRE-Mitteln gefördert und sie gehe davon aus, dass sie zeitgerecht abgerechnet werden könne. Bei der FHTW handele es sich um die ursprünglich in Aussicht genommene Finanzierung im Umfang von 108 Mio €. Allerdings seien nachträglich Schäden am Baukörper festgestellt worden. Derzeit könne noch nicht exakt beziffert werden, welche Summe für die Beseitigung der Schäden aufgebracht werden müsse. Deshalb sei in Klammern die Summe von 117,8 T€ benannt worden. Es sei richtig, dass die Maßnahmen in den jeweiligen Kapiteln der Fachverwaltungen veranschlagt würden. Maßnahmen der baulichen Unterhaltung – mit einem Volumen von weniger als 1,5 Mio € – befänden sich allerdings im Einzelplan 12. Auf die angesprochenen Maßnahmen der Justizverwaltung bei den Amtsgerichten habe sich der Senat verständigt, diese sollten ab dem Jahr 2008 durchgeführt werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) räumt ein, dass das Beispiel Ersatzbau eines Unterkunftsgebäudes in der JVA Düppel nicht besonders geeignet sei. Allerdings gebe es keine einzige neue Investitionsmaßnahme, bei der die Folgekosten ausgewiesen seien. Deshalb bitte er zur 2. Lesung um die Darstellung der Folgekosten bei den Neubeginnern der Jahre 2006 und 2007. Zur Maßnahme Karl-Liebknecht-Straße: Die Senatorin habe gesagt, die Bauarbeiten seien im Wesentlichen bis Ende 2007 abgeschlossen, danach erfolge die Abrechnung. Ausweislich der Baumittelliste seien bis einschließlich 2007 1,564 Mio € angesetzt, für die Jahre 2008 ff nochmals 2,2 Mio €, wovon wiederum 1,453 Mio € erst ab 2010 ausgewiesen seien. Wenn die Maßnahme bis 2007 im Wesentlichen durchgeführt sein solle, könne nicht Zweidrittel der Finanzierung in den Jahren 2009 und 2010 erfolgen. Er bitte um Klärung.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt zu, sich des Themas anzunehmen und zur 2. Lesung über die Maßnahme Titel 720 01 – Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des Potsdamer/Leipziger Platzes – UK 119 – Umbau der Karl-Liebknecht-Straße von Gontardstraße bis einschließlich Knotenpunkt Memhardstraße – zu berichten.

Vors. Wieland hält fest, dass der Bericht über die Darstellung der Folgekosten bei den neuen Investitionsmaßnahmen zur 2. Lesung von SenFin erstellt werde.

Abg. Eßer (Grüne) kritisiert das Verfahren, leere Titel zu veranschlagen und darin eine Baumaßnahme einzutragen. Dies könnte auch mit dem nächsten Doppelhaushalt erfolgen. Die internen Beschlüsse des Senats interessierten an dieser Stelle nicht.

StS Schulte (SenFin) geht davon aus, dass es sich um einen normalen Vorgang handele. Wenn im Jahr 2008 bzw. 2009 eine Baumaßnahme durchgeführt werden solle, für die die vorbereitenden Arbeiten im Jahr 2007 erfolgen müssten, müsse eine Veranschlagung im Haushalt 2006/2007 erfolgen. Wenn jetzt Abg. Eßer für eine außerplanmäßige Veranschlagung plädiere, erstaune ihn das. Das Parlament müsse doch ein Interesse daran haben, dass möglichst viele der beabsichtigten Maßnahmen regulär im Haushalt ausgewiesen seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) vertritt die Auffassung, üblicherweise gebe es einen gewissen Spielraum bei den Bauvorbereitungsmitteln, wenn eine Maßnahme in der Investitionsplanung stehe. Es gebe allerdings eine Maßnahme, bei der aus den Bauvorbereitungsmitteln Grundstückskäufe finanziert werden sollten. Deshalb könne er der Argumentation des Staatssekretärs nicht folgen, dass diese Art der Veranschlagung notwendig sei.

Abg. Zackenfels (SPD) bekundet, dass gerade die Oppositionsfraktionen verlangten, dass sich absehbare Beschlüsse im Haushalt bzw. in der Investitionsplanung widerspiegelten. Er habe ein Interesse daran, frühzeitig zu erfahren, welche Investitionen in fünf oder sechs Jahren geplant seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob diese Linie konsequent umgesetzt werden und demnach auch die Staatsoper, der Steglitzer Kreisel, das ICC und die Deutschlandhalle in die Investitionsplanung aufgenommen werden sollten.

	b) Stellungnahme Hh 06/07 Epl. 12

(Bauen; Wohnen und Verkehr)

Stellungnahme BauWohnV vom 26.9.05

c) Stellungnahme Hh 06/07 Epl. 12

(Stadtentwicklung und Umweltschutz)

Stellungnahme StadtUm vom 28.9.05

d) Beteiligungen
Vertraulicher Bericht SenFin – I A – vom 5.7.05

über Zielbilder 05 und Beweislastumkehr

(s. auch 2257 und 2600)
	3100 O
3100 T
3103



Jeweils ohne Wortmeldungen.

	e) Information über Planungsvorhaben
Bericht SenStadt – GR B – vom 27.7.05
	3126


Abg. Schmidt (FDP) ist aufgefallen, dass es sehr lange vom Aufstellungsbeschluss bis zu einem förmlichen Beschluss dauere, in der Regel seien dies 10 Jahre. Einzige Ausnahme hierbei sei die Amerikanische Botschaft. Zum Teil habe das Parlament bereits im Jahr 1996 über Bebauungspläne beschlossen, als Stand sei aber auch heute noch „Festsetzung in Vorbereitung“ ausgewiesen. Was verberge sich hinter dieser Formulierung? Was unternehme die Verwaltung, um die langen Bearbeitungszeiten zu straffen?

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht auf die rechtlichen Probleme bei der Festsetzung der Pläne im Hinblick auf das sich ändernde EU-Recht ein. Bis zum 30. Juni 2006 müssten mehrere Hundert B-Pläne festgesetzt werden, eine dreistellige Zahl könne vermutlich bis zu diesen Zeitpunkt nicht mehr abgearbeitet werden. Wenn die B-Pläne nicht mehr festgesetzt werden könnten, ergäben sich zwei Möglichkeiten: Entweder werde das Verfahren eingestellt – per Einzelfallprüfung müsse dann festgestellt werden, ob sich daraus Schadensersatzansprüche ergäben – oder es müsse unter den geänderten EU-Bedingungen einen Neueinstieg geben. Beide Konsequenzen seien aus seiner Sicht absurd und verursachten enorme Mehrkosten. Die Senatorin habe gesagt, dass die B-Pläne bis zum genannten Termin festgesetzt werden könnten. Ihm sei jedoch unklar, wie eine Abteilung, die in der Vergangenheit 20 bis 30 Pläne pro Jahr bearbeitet habe, in den nächsten Monaten mehrere Hundert Pläne bearbeiten könne und was dies für die Abteilung bedeute, wenn sie wieder zu ihrem normalen Arbeitspensum zurückkehre. Wie werde sich der Prozess in den kommenden sechs bis acht Monaten gestalten – auch im Hinblick auf die Verfahren bezüglich der bezirklichen B-Pläne?

Frau Abg. Matuschek (PDS) widmet sich dem Thema Einbau von Aufzügen in U-Bahnhöfen. Die BVG sei in diesem Fall Vorhabensträger. Aus der Auflistung werde ersichtlich, dass die Planfeststellungsverfahren in zeitlichen Verzug geraten seien. In welcher Weise könne SenStadt auf die BVG einwirken, damit die Verfahren fristgerecht abgeschlossen und die zur Verfügung gestellten finanziellen Mittel fristgerecht abgerufen werden könnten?

Abg. Zackenfels (SPD) fragt, was sich im Zusammenhang mit dem B-Plan 4-2 Messe Nord Hammarskjöldplatz hinter der Aussage „Plananpassung entspr. neuer Aktivitäten eines Investors“ verberge.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass bereits vor mehreren Monaten veranlasst worden sei mit höherem Nachdruck die eigenen B-Pläne zu bearbeiten. Es gebe mit jedem einzelnen Bezirk Gespräche darüber, welche B-Pläne noch festzusetzen seien. Es würden entsprechende Listen geführt und kontrolliert, ob und in welchem Umfang die B-Pläne der Bezirke zur Verfügung gestellt würden. Sie gehe davon aus, dass sich die Bezirke der Tatsache bewusst seien, dass es Probleme gebe, wenn die B-Pläne nicht zügig und mit hoher Rechtsqualität zur Verfügung gestellt würden. Sie persönlich erhalte Ende dieses bzw. nächsten Monats eine Darstellung, wie weit die Bezirke seien. Anschließend werde sie ggf. auf einzelne Bezirke zugehen und auf die Dringlichkeit der Bearbeitung hinweisen. In ihrer eigenen Verwaltung werde seit einigen Monaten intensiv an dem Thema gearbeitet.

Auf die BVG werde im Rahmen der Funktion als Aufgabenträger für die Bestellung von Leistungen eingewirkt. Die BVG könne lediglich gebeten und gedrängt werden, die Aufgabe zu erledigen. Allerdings sei die Senatsverwaltung gegenüber der BVG nicht weisungsbefugt. Bei der Messe Nord gehe es um die Frage der Projektentwicklung für ein Hotel. Es habe dort Schwierigkeiten mit der Investition gegeben. Nunmehr müsse zeitnah entschieden werden, ob der B-Plan mit seinen damaligen Festsetzungen weitergeführt werden solle. Sie habe eine entsprechende Darstellung beauftragt, eine Entscheidung in der Sache werde vermutlich Ende des Jahres möglich sein.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet darum, zur Lesung der Bezirkshaushalte darzustellen, wie der Stand der Bearbeitung der B-Pläne in den einzelnen Bezirken sei. Aus seiner Sicht sei es äußerst bürokratisch, dass für den Einbau von Aufzügen bei bestehenden U-Bahnlinien ein förmliches Planfeststellungsverfahren benötigt werde. Er bitte zur 2. Lesung um eine Darstellung, was rechtlich verändert werden müsse, um bei dem Einbau von Aufzügen und dem Schaffen eines zweiten Zugangs bei bestehenden U-Bahnlinien auf ein Planfeststellungsverfahren verzichten zu können.

Zum B-Plan III-231 Zentraler Veranstaltungsplatz sei ausgeführt, dass das Verfahren ruhe. Der Antwort auf eine Schriftliche Anfrage habe er entnommen, dass das Verfahren rechtlich nicht erfolgreich abgeschlossen werden könne, weil die Lärmschutzbestimmungen nicht erfüllt werden könnten. Müsste dann das Verfahren nicht förmlich eingestellt werden?

Abg. Schmidt (FDP) erinnert an seine Frage, was die Formulierung „Festsetzung in Vorbereitung“ konkret bedeute. Beim B-Plan II-200 a Bundeskanzleramt sei ihm unerklärlich, weshalb die Festsetzung immer noch in Vorbereitung sei, nachdem die Baumaßnahme längst abgeschlossen sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) glaubt, dass es keine Alternative zum Zentralen Festplatz gebe. Deshalb müsse die Möglichkeit offen gelassen werden, den Festplatz weiter zu betreiben. Sie wolle den Festplatz nicht in Frage stellen. Die Schausteller hätten sich mittlerweile intensiv mit dem Thema Lärm befasst, die Anwohner hätten positiv auf die Bemühungen der Lärmminderung reagiert. Die Aussage „Festsetzung in Vorbereitung“ bedeute, dass man unmittelbar vor der Festsetzung stehe. Sie versichere, dass die Festsetzungen im Augenblick zügig vorgenommen würden.

	bei den einzelnen  Kapiteln können aufgerufen werden:

f) Berichte zum Haushalt 2006/07

(Bauen, Wohnen und Verkehr)

Sammelvorlage SenStadt - SF A - vom 12.9.05

g) Berichte zum Haushalt 2006/07

(Stadtentwicklung und Umweltschutz)

Sammelvorlage SenStadt - SF A - vom 19.9.05
	3362
3439


	Kapitel 12 00 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
– Politisch-Administrativer Bereich und Service –
	


Auf die Frage von Abg. Schruoffeneger (Grüne), wie sich bei Titel 119 02 – Ablieferungen von Einnahmen aus Nebentätigkeit – der Rückgang des Ansatzes auf 10 T€ gegenüber einem Ist von 48,7 T€ im Jahr 2004 erkläre, betont Frau Sen Junge-Reyer (Stadt), dass sie sorgfältig die Ablieferungspflicht beachte. Ihr Vorgänger im Amt habe andere Aufsichtsratsmandate innegehabt, die zu höheren Ablieferungen geführt hätten.
Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen zu Titel 182 10 – Tilgungen – wissen, ob die Rückzahlung bereits im Jahr 2005 erfolgt oder für das Jahr 2006 zu erwarten sei. Die Ausgabe im Jahr 2004 habe 113 T€ betragen, davon müsse es einen Rückfluss geben.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es auf Grund des fehlenden Rechtsanspruchs keine Rückzahlung geben werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht davon aus, dass bei einem gewonnenen Prozess zumindest ein Teil der Anwalts- und Prozesskosten von der unterlegenen Seite gezahlt werden müssten. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) versichert, dass ggf. vorhandene Ansprüche geltend gemacht würden. Sie werde keine Stellungnahmen zu Spekulationen über eine einzelne Person abgeben.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung des Titels zur 2. Lesung. Zu Titel 517 15 – Betriebs- und Nebenkosten im Rahmen des Facility-Managements – habe er die Frage, wie viel mehr Fläche die Senatsverwaltung nach der von der BIM vorgenommenen Vermessung habe und wie damit umgegangen werde.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es bisher nicht erfasste Flächen im Umfang von gut 2 Mio € gebe.

StS Schulte (SenFin) erinnert daran, dass dem Ausschuss ein Bericht zugesagt sei, in dem die Vermessungsergebnisse aufgegliedert nach Verwaltungen dargestellt würden.

Abg. Schmidt (FDP) bitte um Zurückstellung von Titel 518 03 – Mieten für Maschinen und Geräte – zur 2. Lesung. Zu Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen – bitte er um eine Übersicht der geplanten Projekte, die untersucht werden sollten. Seien die Untersuchungen rechtlich vorgeschrieben im Rahmen eines Genehmigungs- bzw. Planungsverfahrens oder handele es sich um zusätzliche Untersuchungen?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) hält es für schwierig, bereits jetzt zu prognostizieren, mit welchen Fragestellungen Investoren in den Jahren 2006 und 2007 an die Senatsverwaltung heranträten. Sie hoffe, dass es viele Investoren geben werde und der Titel ggf. sogar verstärkt werden müsse, sie könne darüber jetzt aber keine Auskunft geben.

Abg. Schmidt (FDP) möchte wissen, ob diese Untersuchungen Teil eines normalen Planungsverfahrens seien oder ob es sich dabei um ein Serviceangebot an Investoren handele.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung des Titels zur 2. Lesung.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass keine Untersuchungen zu Fragestellungen unternommen würden, die Investoren in Rahmen der Vorbereitung eines städtebaulichen Vertrags selbst finanzieren müssten.

Abg. Schmidt (FDP) schließt sich dem Wunsch um Zurückstellung an. Zur 2. Lesung bitte er um eine Darstellung, ob die Untersuchungen nicht auch von der Verwaltung durchgeführt werden könnten und weshalb eine Vergabe nach außen notwendig sei.

Vors. Wieland hält fest, dass der Titel zur 2. Lesung zurückgestellt und ein Bericht angefordert sei.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung von Titel 527 03 – Dienstreisen – oder um eine Erklärung, weshalb der Ansatz gegenüber dem Ist 2004 um 25 T€ erhöht werden müsse.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es im Jahr 2005 eine Ausgabe in Höhe von 65 T€ gebe, für die Jahre 2006 und 2007 seien jeweils 66,3 T€ vorgesehen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf das Ist 2004 in Höhe von 41 T€. Demgegenüber gebe es für die Jahre 2006 und 2007 eine Steigerung um 50 %. Für das Jahr 2005 könne es doch noch gar kein Ist geben.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass für das Jahr 2006 die Beteiligung am Metropolis-Kongress in Toronto anstehe. Das Land habe den Vorsitz für den Bereich Verkehr übernommen, was eine höhrere Präsenz als üblich erforderlich mache.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bleibt bei seinem Rückstellungswunsch.

Abg. Schmidt (FDP) möchte wissen, worauf sich die erwähnten 65 T€ bezögen. Handele es sich dabei um das Ist per 30. September 2005?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass der Ansatz für das Jahr 2005 bei 75 T€ liege, mithin der Ansatz herabgesetzt werde. Das Ist 2003 habe 65 T€ betragen, das Ist 2004 41 T€. Das Ist 2005 per 31. Juli 2005 liege bei 22 T€.

Vors. Wieland hält die Zurückstellung von Titel 527 03 sowie von Titel 526 10 – Gutachten – auf Wunsch der Fraktion der FDP fest.

Abg. Schmidt (FDP) bittet um Zurückstellung von Titel 533 14 – Architekturgespräche – sowie von Titel 533 16 – Stadtforum Berlin – sowie um eine Erläuterung, weshalb in den vergangenen Jahren der Ansatz in Höhe von 200 T€ für das Stadtforum jeweils deutlich unterschritten worden sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass in den vergangenen Jahren nicht die Möglichkeit bestanden habe, das Geld auszugeben. Sie halte eine sachgerechte Veranschlagung für notwendig und gehe davon aus, dass der Ansatz in diesem Jahr besser ausgeschöpft werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt im Zusammenhang mit Titel 812 89 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen für die IuK-Technik –, ob wirklich im Jahr 2006 und 2007 jeweils zwei Server für den Bereich Tiefbau und Umweltpolitik angeschafft werden sollten.

Vors. Wieland hält fest, dass die Frage derzeit nicht beantwortet werden könne und der Titel in der 2. Lesung erneut aufgerufen werde.
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Abg. Schmidt (FDP) bittet um Zurückstellung von Titel 111 05 – Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung – und Titel 111 09 – Gerichtskosten –. Die Ansätze in diesem Jahr würden weit überschritten. In Titel 111 05 laute der Ansatz auf 5 T€, das Ist liege bei 86 T€, bei Titel 111 09 liege das ist bei 23 T€, der Ansatz betrage wiederum 5 T€. Für 2006 und 2007 seien jedoch jeweils nur 1 000 € angesetzt.

Herr Losch (SenStadt) stellt dar, dass die Verwaltung die Funktion der Enteignungsstelle des Landes Berlin wahrnehme. Es gebe gebührenpflichtige Antragsteller, wie beispielsweise die DB Netz AG, die als Aktiengesellschaft zahlen müsse, wenn sie Grundstücke enteigne, wohingegen für öffentliche Vorhaben Kostenfreiheit gelte. Deshalb wisse man nie im Voraus, mit welchen Einnahmen zu rechnen sei.

Vors. Wieland hält fest, dass beide Titel zurückgestellt seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet darum, ebenfalls Titel 526 01 – Gerichts- und ähnliche Kosten – zurückzustellen. Im Jahr 2004 sei ein Vergleich abgeschlossen worden, in dessen Folge der Ansatz vervierfacht worden sei. Darüber sei im Fachausschuss ausführlich berichtet und dabei auch zugesagt worden, dass dies nie wieder vorkommen solle. Im Jahr 2005 sei dann aber wieder der selbe Effekt eingetreten. Er bitte um einen Bericht, der die Entwicklung dieses Titels über die Jahre darstelle.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kann derzeit nicht sagen, ob und wo in den Jahren 2006 und 2007 Vergleiche mit Folgekosten geschlossen werden müssten. Sie wolle keinesfalls durch einen besonders hohen Ansatz den Eindruck erwecken, dass das Land Berlin besonders vergleichsbereit zu seinen Lasten sei.

Herr Treptau (SenStadt) stellt die Entwicklung des Titels während der vergangenen Jahre dar: Im Jahr 2002 habe das Ist 414 T€ betragen, im Jahr 2003 habe es bei 496,7 T€ gelegen, im Jahr 2004 bei 1,814 Mio €. Im Jahr 2005 liege das Ist derzeit bei 1,936 Mio €. Damit habe das Ist in den Jahren 2002 und 2003 unterhalb des Ansatzes gelegen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung des Titels zur 2. Lesung ohne Berichtsauftrag. Ebenfalls um Zurückstellung bitte er bei Titel 540 10 – Dienstleistungen – sowie um Erläuterung. Die Ansätze für die Jahre 2006 und 2007 betrügen jeweils 200 T€, das Ist 2004 hingegen habe bei rund 20 T€ gelegen, das Ist 2005 liege derzeit bei 65 T€. Welche konkreten Verfahren seien in den Jahren 2004 und 2005 abgewickelt worden und welche stünden für die Jahre 2006 und 2007 an?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) trägt vor, dass es sich um die Durchführung folgender Planfeststellungsverfahren handele: Neubau der Süd-Ost-Verbindung Treptow-Köpenick, Stubenrauchstraße von Sterndamm bis Eisenhutweg ebenfalls in Treptow-Köpenick, Umbau der Invalidenstraße, Neubau der Verbindungsstraße von der B 2 nach Karow in Pankow sowie Neubau der Friedrich-Engels-Straße in Pankow. In einem Bericht könne sie nichts anderes berichten.

Abg. Schmidt (FDP) wünscht gleichwohl eine Auflistung der Projekte versehen mit den dafür vorgesehenen Summen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kann derzeit keine Kosten der einzelnen Planfeststellungsverfahren benennen.

Herr Losch (SenStadt) ergänzt, dass in diesem Titel nicht die Planungskosten des Vorhabenträgers ausgewiesen seien, sondern die Kosten für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens. Bevor ein Ingenieurbüro beauftragt werde, gebe es eine Ausschreibung auf der Basis der Zahl der Einwendung und der sich ansonsten aus der Auslegung ergebenden Aspekte. Welcher Zuschlag zu welchem Preis erfolge, lasse sich nicht exakt vorausberechnen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) sieht das eigentliche Problem darin, dass der Ausschuss in jedem Jahr eine Liste erhalte, die Abrechnung aber nie dieser Liste entspreche. Daraus schlussfolgere er, dass entweder die in der Liste aufgeführten Maßnahmen gar nicht in Angriff genommen würden oder aber die Kosten immer wesentlich niedriger seien als ursprünglich erwartet. Wenn dem immer so sei, müssten daraus irgendwann Konsequenzen gezogen werden. Ihn interessiere, weshalb in den vergangenen Jahren der Ansatz nicht ausgeschöpft worden sei. Habe man sich bei der Preiskalkulation verschätzt? Seien die Verfahren einfacher gewesen als vermutet oder seien die Maßnahmen überhaupt nicht durchgeführt worden?

Abg. Schmidt (FDP) besteht auf der Liste, um anhand derer abschätzen zu können, ob die Ausschöpfung des Titels gewährleistet sei. In den Titel seien Verpflichtungsermächtigungen eingestellt. Daraus entnehme er, dass bereits jetzt Maßnahmen ausgeschrieben würden, die in den kommenden Jahren zur Auszahlung kämen. Deshalb müsse jetzt bereits in etwa eingeschätzt werden können, welche Kosten die Anhörungsverfahren verursachten. Genau dies solle in dem erbetenen Bericht dargelegt werden.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt die Liste zu.

Vors. Wieland stellt fest, dass Titel 540 10 zur 2. Lesung zurückgestellt sei.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) sieht im Zusammenhang mit Titel 684 41 – Zuschuss an das Deutsche Institut für Bautechnik – das Problem, dass laut Wirtschaftplan des Instituts eine andere Zahlung des Landes Berlin erwartet werde als in den Haushaltsplan eingestellt sei.

Herr Treptau (SenStadt) bestätigt, dass im Jahr 2006 laut Wirtschaftsplanentwurf 301 T€ gezahlt werden müssten, anstelle der in den Haushalt eingestellten 287 T€, sowie 308 T€ im Jahr 2007 anstatt der eingestellten 295 T€. Der Verwaltungsrat werde erst im November über den Wirtschaftsplan beschließen. Sollte die Differenz dann weiter vorhanden sei, müsse sie im Wege der Haushaltswirtschaft ausgeglichen werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung des Titels zur 2. Lesung, womöglich habe es bis dann eine Klärung gegeben. Darüber hinaus sei ihm die Verdopplung der Personalausgaben für die Beamten zwischen den Jahren 2004 und 2006 unerklärlich.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 684 41 zurückgestellt sei.

	Kapitel 12 09 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
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Keine Wortmeldungen.

	Kapitel 12 10 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung
– Stadt- und Freiraumplanung –
hierzu:

a) Wirtschaftspläne der Zuschussempfänger
Vertraulicher Bericht SenStadt

- SF B 1 - vom 27.7.05

(Auflagenbeschluss Nr. 9 zum Hh 04/05)

(hier nur: Grün Berlin Park und Garten GmbH und

Institut für Städtebau)

b) Wirtschaftspläne der Zuschussempfänger

Vertraulicher Bericht SenStadt - SF B 1 - vom 27.7.05

(Auflagenbeschluss Nr. 9 zum Hh 04/05)

(vollständige Druckfassung)

(hier nur: Grün Berlin Park und Garten GmbH und

Institut für Städtebau)
	3127
Beratung ggf. vertraulich!

3127 A
Beratung ggf.

vertraulich!




Abg. Schruoffeneger (Grüne) bringt vier generelle Aspekte zur Sprache, die sich nicht an konkreten Titeln festmachen ließen. Dabei handele es sich zunächst um die Wiederherstellung des Spreebogenparks nach der Fußball-WM. Dazu habe SenStadt selbst eine Kostenschätzung vorgelegt, wonach die Wiederherstellung rund 1 Mio € kosten werde. Welche finanztechnischen Auswirkungen resultierten daraus? Werde dies aus dem Einzelplan 12 finanziert oder aus dem Bezirkshaushalt? Der zweite Aspekt sei das Konzept des Kultursenators bezüglich des Mauergedenkens. SenStadt sei seines Erachtens bei der Umsetzung involviert. Er gehe davon aus, dass Regress in den Fällen gezahlt werden müsse, wo zunächst Baugenehmigungen erteilt worden seien, jetzt aber auf Grund des Mauerkonzepts nicht mehr gebaut werden solle. Wo gebe es in diesem Einzelplan die entsprechenden Ansätze?

Es sei beabsichtigt, die Aufnahme des Jüdischen Friedhofs in Weißensee in die Welterbeliste der UNESCO zu beantragen. Ein von SenStadt in Auftrag gegebenes Gutachten besage, dass die Wiederherstellung des Friedhofs in einen Zustand, der solch einen Antrag überhaupt erst möglich mache, mit einem Kostenaufwand von 40 Mio € verbunden sei. Sei dem wirklich so und wenn ja, wie solle damit umgegangen werden?

Ein weiteres Thema seien die Kleingärten. Es gebe ein Urteil des Bundesgerichtshofs zu der Frage, wie mit den Kleingärten umgegangen werden solle, die offensichtlich nicht zweckentsprechend, sondern zum Dauerwohnen genutzt würden und entsprechend mit einem Wohnhaus bebaut seien. Der Bezirk Pankow habe sich dafür entschieden, die entsprechenden Parzellen nicht nach dem Bundeskleingartengesetz abzurechnen, sondern eine normale Grundstückspacht zu berechnen. Dies habe der Bundesgerichtshof untersagt und vielmehr gefordert, die gesamte Kolonie zu entwidmen und als Bauland auszuweisen. Wie solle mit diesem BGH-Urteil umgegangen werden? In andere Kommunen werde versucht dem Problem dadurch gerecht zu werden, dass bei Wohnnutzung von Kleingärten eine Zweitwohnungsteuer erhoben werde. Dies wäre in Berlin rechtlich sicher schwierig, weil das Bundeskleingartengesetz im Ostteil der Stadt nicht gelte. Welche Möglichkeit würden gesehen, sich des Problems anzunehmen?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, dass die Kosten für die Wiederherrichtung der Rasenfläche des Spreebogenparks auf 0,6 Mio € geschätzt worden seien. Der Senat habe sich darauf verständigt, keine titelscharfen Veranschlagungen des aus der Fußball-WM resultierenden Bedarfs vorzunehmen, sondern die einzelnen Verwaltungen aufgefordert, dies im Wege der Haushaltswirtschaft zu erledigen. Sie könne heute noch nicht sagen, wie genau der Ausgleich dargestellt werden solle. Bei den Mauergrundstücken habe sie auf die Bitten des Kollegen Flierl und BzBm Zeller reagiert und sei nunmehr für die Bauleitplanung zuständig. Zwei Tage nach dem Beschluss des Senats habe sie den Aufstellungsbeschluss unterschrieben und diesen zur Veröffentlichung gegeben. Die Veröffentlichung sei ihres Wissens in der letzten Woche erfolgt. Alle zuvor im Bezirk vorgenommenen Veranschlagungen ließen sich in ihrem Haushalt nicht wiederfinden. Ihre Verwaltung, SenWissKult und der Bezirk Mitte erkundeten nunmehr die Folgen für das mögliche Bauplanungsrecht. Über die Bauleitplanung hinaus gebe es keine finanzielle Zuständigkeit innerhalb des EP 12 für das Mauergrundstückkonzept. Es gebe keine entsprechende Veranschlagung und sie sehe auch keine Notwendigkeit, eine solche vorzunehmen.

Die Aufnahme des Jüdischen Friedhofs in die Welterbeliste der UNESCO sei ein mittelfristig zu verfolgendes Thema. Dies setze erhebliche Vorarbeiten und Verständigungen innerhalb der KMK voraus. Sie glaube deshalb, dass man sich nicht allein auf die Aufnahme in diese Liste kaprizieren, sondern sich mit Maßnahmen zur Gestaltung des Jüdischen Friedhofs unterhalb von 40 Mio € befassen sollte. Dafür kämen Mittel des Landesdenkmalamtes in Betracht. Sie wolle mit Vertretern der Jüdischen Gemeinde und Fachleuten ihrer Verwaltung vor Ort klären, welche Maßnahmen sich mit geringerem finanziellen Aufwand umsetzen ließen. Sie werde die Aufnahme in die Welterbeliste gleichwohl weiterverfolgen.

Bezüglich der Kleingärten halte sie es derzeit nicht für erforderlich sich mit dem Thema Pacht auseinander zu setzen. In Pankow gebe es offenbar die Sondersituation, dass einige Pächter das Ziel verfolgt hätten, eine andere Rechtsstellung zu erreichen. Dies habe zur Folge gehabt, dass diese Anlage nicht mehr als Kleingarten ausgewiesen sei. Sie habe die Bezirksstadträte gebeten, sich mit dem Thema zu befassen und Absprachen zu treffen, wie mit der Situation und der Gestaltung der Pacht umgegangen werden könne. Bis auf einige wenige Ausnahmen sehe sie keinen Handlungsbedarf, den Status der Kleingärten in Frage zu stellen.

Abg. Hoffmann (CDU) fragt, welche Auswirkungen das BGH-Urteil für diejenigen Pächter habe, die nun nicht mehr unter das Bundeskleingartengesetz fielen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht davon aus, dass es eine generelle Lösung für die Kosten der Fußball-WM geben müsse. Er könne sich zwar vorstellen, dass die genannten 0,6 Mio € im EP 12 im Rahmen der Haushaltswirtschaft erbracht werden könnten, die im EP 05 in Rede stehende Summen jedoch nicht. Welche Vorstellungen habe die Finanzverwaltung diesbezüglich? Beim Thema Mauergedenken weise mittlerweile jede Verwaltung die finanzielle Verantwortung von sich. Wenn das Konzept umgesetzt werden solle, müssten Flächen erworben, möglicherweise ein mit Baurecht versehener Investor entschädigt und das Konzept baulich-finanziell umgesetzt werden. Er bitte deshalb zur 2. Lesung um einen Bericht, wie die Finanzierung des Konzepts quer über alle Kapitel und Einzelpläne abgesichert werden solle. Hinsichtlich des Jüdischen Friedhofs bitte er zur 2. Lesung – ggf. auch später – um einen Bericht, welche so genannten kleinen Schritte geplant seien. Darüber hinaus bitte er um Übermittlung der Ergebnisse der Arbeitsgruppe zu den Kleingärten.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) bittet darum, den Bericht zum Thema Jüdischer Friedhof Ende Februar 2006 vorlegen zu dürfen, weil sie genaue Abstimmungen vornehmen wolle. Den Bericht zu den Kleingärten würde sie ebenfalls zu diesem Zeitpunkt terminieren, sollte das Ergebnis früher vorliegen, werde es dem Ausschuss entsprechend mitgeteilt.

StS Schulte (SenFin) weist darauf hin, dass eine überbehördliche Arbeitsgruppe zum Thema Fußball-WM eingerichtet worden sei. Es gelte zu erkunden, welche Aufgaben aus ohnehin vorhandenen Ansätzen finanziert und was von Sponsoren übernommen werden könne. Der Klärungsprozess müsse zunächst weiter fortschreiten, bevor man beurteilen könne, ob es eines zentralen Ansatzes bedürfe.

Abg. Schmidt (FDP) möchte zu Titel 111 93 – Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzrecht – wissen, weshalb das Ist 2004 mit 657 T€ deutlich über den Ansätzen von jeweils 200 T€ für die Jahre 2006 und 2007 liege. Auch das ist 2005 liege bereits bei 446 T€. Gleiches gelte für Titel 119 21 – Rückzahlungen von Zuwendungen –, das Ist 2004 liege mit 608 T€ deutlich über den Ansätzen für die Jahre 2006 und 2007 mit jeweils 250 T€. Könnten die Veranschlagungen nicht erhöht werden?

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt in Zusammenhang mit Titel 111 94 – Jagdabgabe nach dem Landesjagdgesetz –, was mit der institutionellen Förderung des Landesjagdverbandes sei, wenn die Jagdabgabe abgeschafft werde. Müsse diese Förderung dann aus Landesmitteln erbracht werden oder werde sie eingestellt? Was geschehe mit den Resten der vergangenen Jahre, in denen die Einnahmen die Ausgaben jeweils erheblich überschritten hätten? Könnten diese Mittel für die Finanzierung der im Einzelplan 10 angesiedelten Waldschulen, das freiwillige ökologische Jahr – sofern es im Bereich Forsten absolviert werde – oder für Aufgaben der Stiftung Naturschutz verwandt werden? Seiner Auffassung nach resultiere die Nichtverausgabung der Mittel aus der ausschließlichen Beachtung der Anträge der Jagdverbände und dem Umstand, dass kein erweiterter Begriff der Förderung des Waldes zu Grunde gelegt worden sei.

Herr Treptau (SenStadt) verweist auf den Bericht – rote Nr. 3439 – an den Fachausschuss, worin im Einzelnen dargestellt sei, woraus die Einnahmen in Titel 111 93 resultierten. Die Höhe der Einnahmen könne nie im Voraus exakt bestimmt, sondern allenfalls geschätzt werden. Ohnehin seien die Einnahmen zweckgebunden für Ausgaben aus Titel 521 93 – Verwendung der Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzrecht –. Nähme man eine Erhöhung der Einnahme vor, würde dies lediglich den Haushalt aufblähen. Deshalb habe man sich mit SenFin darauf verständigt, sowohl die Einnahme als auch die Ausgabe jeweils mit 200 T€ zu veranschlagen. Das hohe Ist in Titel 119 21 resultiere aus Sondertatbeständen. Die Grün Park und Garten GmbH habe im Einvernehmen mit SenStadt Rückstellungen gebildet, weil nicht klar gewesen sei, ob die Maßnahmen bei den Ehrenmalen umsatzsteuerpflichtig seien oder nicht. Mittlerweile sei geklärt, dass es in diesen Fällen keine Umsatzsteuerpflicht gebe, weshalb die Rückstellungen zurückgeführt worden seien. Derartige Tatbestände seien in den Folgejahren nicht zu erwarten, weshalb der Ansatz in Höhe von 250 T€ für korrekt erachtet werde.

Abg. Schmidt (FDP) kritisiert, dass es bei der Ausgleichsabgabe den hohen Rest im korrespondierenden Ausgabetitel gebe. Angesichts dieses Restes halte er es für geboten ins Auge zu fassen, Einnahme- und Ausgabeansatz dem Ist-Wert anzupassen. Seiner Ansicht nach mache sich die Verwaltung allenfalls darüber Gedanken, wie der Ansatz von 200 T€ ausgegeben werden könne. Würden hingegen Mehreinnahmen erzielt, gebe es offenbar keine Möglichkeiten diese zweckentsprechend zu verausgaben. Er beantrage deshalb Titel 111 93 sowie Titel 521 93 – Verwendung der Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzrecht – zurückzustellen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) geht davon aus, dass der Jagdverband keiner institutionellen Förderung bedürfe. Die Mitglieder könnten mittels ihrer Beiträge die Organisation selbst finanzieren. Die angesprochenen Reste seien zweckgebunden und müssten im Sinne der Zweckbindung ausgegeben werden. Das Landesjagdgesetz sehe eine Förderung für den Naturschutz bzw. die Waldschulen nicht vor. In der nächsten Sitzung des Fachausschusses werde über das Landesjagdgesetz debattiert, dabei würden auch diese Fragen eine Rolle spielen.

Herr Treptau (SenStadt) verweist bezüglich der Reste auf die rote Nr. 3439 Bericht Nr. 4. Dort werde dargestellt, dass gemäß Planfeststellungsbeschluss zum Planfeststellungsabschnitt 26 des nördlichen Berliner Innenrings rund 1,1 Mio € von der DB Netz AG gezahlt worden seien. Diese Mittel seien zweckgebunden dem Bezirk Lichtenberg für die Entwicklung des Landschaftsschutzgebietes Falkenberger Krugwiesen zur auftragsweisen Bewirtschaftung übertragen worden. Davon seien bislang 451,5 T€ dem Bezirk in diesem Jahr zur Verfügung gestellt worden. Gemäß Planfeststellungsbeschluss zu den Planfeststellungsabschnitten 21, 22, 27 und 28 des nördlichen Berliner Innenrings geben es von der DB Netz AG eine Zahlung von 1,8 Mio €, die ebenfalls dem Bezirk Lichtenberg zur Verfügung stünden, in diesem Fall für die Realisierung der Parkanlage Wartenberger Feldmark. Darüber hinaus würden in der Vorlage noch weitere kleinere Maßnahmen benannt, auf deren Darstellung er jetzt verzichte.

Vors. Wieland hat den Eindruck gewonnen, dass das Thema Ausgleichabgaben ausreichend beraten worden sei. Da der Fachausschuss über das Jagdgesetz ohnehin noch berate, könne die Jagdabgabe in der 2. Lesung erneut aufgerufen werden.

Frau Abg. Leder (SPD) betont, dass bereits ein Bericht vorliege und sie deshalb nicht nachvollziehen könne, weshalb das Thema in der 2. Lesung erneut behandelt werden solle.

Abg. Schmidt (FDP) kennt den Bericht. Allerdings würden darin keine Aussagen zum Thema Abbau der Reste gemacht. Im Jahr 2005 seien bislang 346 T€ ausgegeben worden. Der Rest im Jahr 2004 habe jedoch bei 3,27 Mio € gelegen und dem Bericht sei nicht zu entnehmen, durch welche Maßnahmen diese Summe verausgabt werden solle. Wenn es weiterhin solch niedrige Einnahmeansätze gebe, werde sich das Thema noch verschärfen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kann nicht in Aussicht stellen, dass es höhere Einnahmen geben werde als bislang veranschlagt. Sie verweise auf einen Bericht vom 1. März 2005 an den Hauptausschuss, der sich diesem Thema widme. In dem Bericht rote Nr. 3439 schließlich werde dargestellt, dass die dem Bezirk Lichtenberg zur Verfügung gestellten Mittel entsprechend dem Baufortschritt in den Jahren 2006 und 2007 verausgabt werden sollten.

Abg. Zackenfels (SPD) bestätigt, dass sich diese Aussagen alle in der roten Nr. 3439 Bericht Nr. 4 finden ließen. Auf einen erneuten Bericht könne deshalb verzichtet werden.

Der Ausschuss lehnt die Zurückstellung von Titel 111 93 sowie die Anforderung eines Berichts zur 2. Lesung ab.

Auf Wunsch von Abg. Schruoffeneger (Grüne) beschließt der Ausschuss die Zurückstellung von Titel 111 94 – Jagdabgabe nach dem Landesjagdgesetz – ohne Berichtsauftrag.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet im Zusammenhang mit Titel 272 01 – Zuschüsse der EU für konsumtive Zwecke – um einen Fortschrittsbericht vor der Osterpause 2006 zum Projekt „Retail Development – The Competence Network in the Baltic Sea Region“.

Abg. Schmidt (FDP) fragt nach der Abrechnungspraxis des Bundes in Bezug zu Titel 231 92 – Zuwendungen vom Bund für konsumtive Zwecke –. Es falle auf, dass der Ansatz 2005 lediglich 2,6 Mio € betrage, das Ist aber schon bei rund 6 Mio € liege. Handele es sich um Nachzahlungen aus Vorjahren?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) bestätigt dies.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, welcher Quadratmeterpreis der Evangelischen Kirche als Ersatz von Mietausfällen aus Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – gezahlt werde. Im Zusammenhang mit Titel 521 93 – Verwendung der Ausgleichsabgabe nach dem Naturschutzrecht – bittet er um Auskunft, innerhalb welchen Zeitraums die bereits erwähnten Reste ausgegeben werden sollten. In dem bereits erwähnten Bericht rote Nr. 3439 werde dargestellt, dass eine auftragsweise Bewirtschaftung an die Berliner Forsten ergangen sei für die Aufwertung des Mauerstreifens im Bereich Quickborner Straße. Es sei ihm völlig unverständlich, was die Berliner Forsten damit zu tun hätten. Verfügten die Berliner Forsten über Flächen, die absolut nichts mehr mit Forsten zu tun hätten?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) führt aus, dass die Berliner Forsten derzeit auf ihr Kerngeschäft und die Bewirtschaftung der Wälder reduziert würden. Es gebe einige Flächen, die fern von Wäldern den Berliner Forsten zugeordnet seien. Ob dem im konkreten Fall so sei, könne sie nicht sagen. Auf die nachgefragte Miete werde in der bereits erwähnten roten Nr. 3439 Bericht Nr. 6 eingegangen. Es handele sich um einen Vertrag der Grün Park und Garten GmbH. Der Mietzins betrage in den Monaten April bis Oktober jeweils 4 200 DM sowie in den Monaten November bis März jeweils 3 100 DM.

Herr Treptau (SenStadt) ergänzt, dass sich vor der Gemäldegalerie ein Autohandel befunden habe. Dieser Zustand sei von allen Beteiligten als untragbar angesehen worden, weshalb beschlossen worden sei, die Fläche als Grün anzulegen. Allerdings habe sich die Kirche nur damit einverstanden erklärt, dem Autohandel zu kündigen, wenn das Land Berlin künftig für die entgangenen Mieteinnahmen aufkomme. Die Fläche selbst gehöre nicht dem Land Berlin, sondern einem privaten Investor.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um Zurückstellung von Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – zur 2. Lesung.

Frau Abg. Matuschek (PDS) bittet um Zurückstellung von Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen – . Wissen wolle sie, ob mit dem in dem Bericht an den Fachausschuss erwähnten Höhenentwicklungskonzept auch eine rechtliche Prüfung bei bereits festgesetztem Baurecht für Hochhäuser verbunden sei, die nunmehr aber nicht mehr gebaut werden sollten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um eine Darstellung in der 2. Lesung zum Thema Rahmenstrategie zur sozialen Stadtentwicklung. Was sei dafür konkret geplant und wie sehe die Umsetzung aus?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) legt dar, dass sich das Höhenentwicklungskonzept mit der Zukunft befasse. Es solle die Frage geklärt werden, ob es für Orte außerhalb des Zentrums die Möglichkeit zur Höhenentwicklung gebe. Bisherige Planungen würden dabei nicht erneut einer Prüfung unterzogen.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 526 09 zur 2. Lesung zurückgestellt sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) antwortet auf die Frage von Abg. Schmidt (FDP), welche Druckerzeugnisse in den kommenden beiden Jahren aus Titel 531 07 – Druck der Landeskartenwerke – finanziert werden sollten, dass laut Beschluss des Abgeordnetenhauses einmal pro Legislaturperiode ein Neudruck des FNP einschließlich aller wirksamen Änderungen erfolgen müsse. Darüber hinaus müssten Landschafts- und Artenschutzprogramm – einschließlich Karten und Plänen – gedruckt werden.

Abg. Schmidt (FDP) fragt, ob in diesem Jahr noch mit weiteren Ausgaben zu rechnen sei. Der Ansatz betrage 60 T€, das Ist liege hingegen bei lediglich 3 000 €. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass der Ansatz in diesem Jahr voll ausgeschöpft werden werde. Sie gehe weiter davon aus, dass die Ansätze für 2006 und 2007 auskömmlich seien.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 531 07 auf Wunsch der FDP-Fraktion ohne Berichtsauftrag zurückgestellt werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bezieht sich in seinen Ausführungen auf Bericht Nr. 6 der roten Nr. 3439 zum Titel 540 10 – Dienstleistungen –. Er bitte um eine Darlegung der Vorüberlegungen zum Thema Überprüfung und Weiterentwicklung gesamtstädtischer sektoraler Planungen sowie zum Thema Tendenzen und Konsequenzen des demographischen Wandels zur 2. Lesung. Im Zusammenhang mit dem Projekt Gesundheits- und Wissenschaftsstandort Buch sei er bislang davon ausgegangen, dass die Zuständigkeit an die Wirtschaftsverwaltung übergegangen sei. Gleichwohl befasse sich SenStadt mit einer konzeptionellen Frage. Wie sehe die Abgrenzung in diesem Fall aus? Was verberge sich hinter dem Projekt Agrarforstsystem Agropark? Zum Thema Biotopverbundnetz wolle er wissen, wie der diesbezügliche Zeitplan aussehe. Gleiches gelte für das Thema Naturpark Barnim. Um Vorlage der Berichte bitte er zu den Themen Qualifizierung der Grünanlagenpflege, Entwicklung von Umsetzungsstrategien für die Qualifizierung der öffentlichen Grünanlagen sowie Entwicklung eines Modells Flächenmanagement zum Thema Flächenüberschuss und Zwischennutzung, sobald die Berichte vorlägen. In dem Bericht heiße es generell, dass die genannten Themen nicht verwaltungsintern bearbeitet werden könnten, sondern dafür externe Experten in Anspruch genommen werden müssten. Spiegelten sich diese jeweils eigenständigen Projekte auch in dem Produkthaushalt wider?

Abg. Schmidt (FDP) wünscht einen Bericht über die Sozialräume der Quartiersmanagementgebiete. Sei es möglich – bzw. werde es bereits praktiziert – gemeinsam mit SenGesSozV tätig zu werden? Könnten die im Haushalt veranschlagten Mittel in diesem Jahr noch ausgeschöpft werden? Die Ist-Liste weise lediglich 57 T€ aus, der Ansatz hingegen betrage 400 T€.

Frau Abg. Leder (SPD) unterstreicht, dass es sich bei dem Monitoring der sozialen Stadtentwicklung um einen Fortschreibungstatbestand handele. Der Ausschuss befasse sich mit diesem Thema regelmäßig, weshalb ein Bericht zu diesem Thema entbehrlich sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) hat die Berichtswünsche so verstanden, dass es zu einzelnen Punkten ergänzende Erläuterungen geben solle, jedoch keine Grundsatzausführungen zum Thema soziale Stadtentwicklung. Zum Thema Buch: Sobald es um stadtplanerische Fragestellungen in der Zuständigkeit von SenStadt gehe, nehme ihre Verwaltung die Zuständigkeit wahr, auch wenn die grundsätzliche Frage der Entwicklung des Standorts bei SenWiArbFrau angesiedelt sei. – Der Ausschuss könne die erbetenen Berichte nach Fertigstellung gern zur Kenntnis erhalten.

Abg. Schmidt (FDP) geht es nicht um einen ausführlichen Bericht zum Thema Quartiersmanagement, sondern lediglich um die Darlegung, ob und in welchen Fällen mit SenGesSozV gemeinsam agiert werden könne. Über diese Frage sei zwar häufig diskutiert, nicht aber berichtet worden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kann die mündliche Erklärung zum Thema Buch nachvollziehen. Im Bericht Nr. 6 der roten Nr. 3439 werde in diesem Zusammenhang aber von Machbarkeitsstudien und ergänzenden Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gesprochen. Letztgenannte müsse aber aus seiner Sicht von SenWiArbFrau abgesichert werden und nicht von SenStadt.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) hebt hervor, dass es im Text konkret „ggf. ergänzende Machbarkeitsstudien“ heiße. Wenn mitten in einem Prozess die Zuständigkeiten wechselten, sei es nicht fair, sich nunmehr in einer Detailfrage für unzuständig zu erklären. Keinesfalls würde eine Arbeit doppelt erledigt.

Abg. Zackenfels (SPD) bittet um Darlegung zur 2. Lesung in welchem zeitlichen Rahmen die Entscheidung für die Ansiedlung eines Life-Science-Centers Buch stattgefunden habe.

Vors. Wieland hält fest, dass der Titel zur 2. Lesung zurückgestellt sei.

Abg. Schmidt (FDP) möchte wissen, wie sich bei Titel 541 90 – Zentrale Aufgaben der Gräberbetreuung aus Zuwendungen – der Abbau der aufgelaufenen Reste gestalte.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wundert sich darüber, dass der Bund für Maßnahmen zweistellige Millionenbeträge zahle, die überhaupt noch nicht durchgeführt seien. Müssten in diesem Fall keine konkreten Maßnahmen abgerechnet werden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass es eine Sondermaßnahme in Schönholz gebe. Es sei mit dem Bund abgestimmt, dass allein rund 1 Mio € in dieses Projekt flössen. Für 2005 prognostiziere sie, dass die Mittel abgeschöpft würden, allerdings lasse sich dies derzeit noch nicht mit Bestimmtheit voraussagen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) geht davon aus, dass die Ausschöpfung schwierig werde, weil der Ansatz rund 1 Mio € betrage und das Ist bei 400 T€ liege. Darüber hinaus gebe es eine Mehreinnahme im Umfang von 6 Mio €. Damit belaufe sich der Rest auf 9,5 Mio €. Handele es sich dabei womöglich um die Abrechung von Maßnahmen, die längst erledigt seien oder handele es sich komplett um noch ausstehende Maßnahmen. Wenn Letztgenanntes der Fall sein sollte, interessiere ihn die Zeitplanung und eine Unterlegung der Summe mit konkreten Maßnahmen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt einen Bericht zur 2. Lesung zu.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, welche Abgrenzung es zwischen Titel 542 03 – Landschaftliche Entwicklung des Nordostraumes von Berlin –  und Titel 540 10 gebe. Aus beiden Titeln würden Maßnahmen zum Projekt „Berliner Barnim“ finanziert.

Herr Treptau (SenStadt) erläutert, dass aus diesem Titel landschaftsplanerische Konzepte zur Qualifizierung des Landschaftsbildes, des Naturhaushalt, des Biotopverbundes sowie der Erholung finanziert würden, sowie integrierte Landschaftsentwicklung für das Naherholungsgebiet.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf den Bericht zu Titel 540 10. Demnach würden aus diesem Ansatz die Bereiche Koordinierung der Pflege- und Entwicklungsplanung sowie deren Umsetzung, Entwicklung und Koordinierung von Konzepten für die Tourismusförderung sowie die Initiierung und Koordinierung von Umweltbildung und -erziehung im Zusammenhang mit dem Naturpark Barnim finanziert. Er halte es für ratsam, künftig das Projekt Naturpark Barnim in einem Titel zusammenzufassen und nicht auf mehrere Titel aufzuteilen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) nimmt diese Anregung für die Zukunft auf.

Abg. Schmidt (FDP) vermisst einen Wirtschaftsplan für die Krematorien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) ist im Zusammenhang mit Titel 682 03 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes der Grün Berlin Park und Garten GmbH – unklar, weshalb eine Aufgabe erst outgesourct werde, es dann aber mit dem Träger über 205 Geschäftsvorgänge gebe, von denen jeder über 1 000 € koste. Er befürchte, dass es immer noch eine Doppelstruktur gebe. Aufgabe und Durchführung seien zwar outgesourct, die Verwaltung widme sich dem Thema gleichwohl weiterhin intensiv. Um welche Vorgänge handele es sich, für die die Verwaltung 5 T€ und mehr ausgegeben habe und was sei alleinige Verwaltungstätigkeit? Wenn bei den Investitionsmaßnahmen der Verwaltungskostenanteil bei rund 3 % liege, sei dies aus seiner Sicht hoch, weil darüber hinaus die Grün Berlin Park und Garten GmbH selbst wiederum einen erheblichen Verwaltungsanteil aufbringe. Zum Wirtschaftsplan stelle er fest, dass sich die Betriebs- und Projektkosten vom Jahr 2006 zum Jahr 2007 um rund 3 Mio € reduzierten, was in etwa 25 % entspreche.

Vors. Wieland merkt an, dass die rote Nr. 3127 A vertraulich sei und keine Details in öffentlicher Sitzung zitiert werden dürften.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fährt fort, dass es trotzt dieser 25 %-igen Absenkung der Betriebs- und Projektkosten keine Absenkung bei den Personalkosten gebe. Er bitte um Erläuterung.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es noch keinen neuen Wirtschaftsplan für die Krematorien gebe. Sie rechne damit, dass das Parlament in Kürze die Zuständigkeit ihrer Verwaltung für die Krematorien beschließe. Selbstverständlich gebe es bereits jetzt vorbereitende Arbeiten, es fehle aber noch die förmliche Zuständigkeit. Bezüglich der Grün Berlin Park und Garten GmbH müsse ihre Verwaltung mit SenWiArbFrau darüber verhandeln, ob und in welchem Umfang diese Mittel zur Verfügung stelle. Es müssten Zuwendungsbescheide gefertigt sowie die Verwendung der Mittel kontrolliert und BPUs geprüft werden. Diese Aufgaben könnten nicht vollständig an die GmbH übertragen werden, weil man sich andernfalls der Kontrolle zu sehr entzöge. Die Kompabilität von Personal- und Sachkosten müsse genau betrachtet werden. Allerdings könne nicht automatisch geschlussfolgert werden, dass weniger Sachkosten weniger Personalkosten nach sich zögen. Kleinteilige Maßnahmen mit höherem Aufwand verursachten höhere Personalausgaben.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um einen Bericht zur 2. Lesung bezüglich der Relation der Sach- und der Personalausgaben. Er erinnere an die Rückstellungen der Grün Berlin Park und Garten GmbH. Laut LHO dürften Mittel nur dann überwiesen werden, wenn die Ausgabe in den nächsten drei Monaten bevorstehe. Ausweislich des Berichts gebe es Zinserträge, die darauf schließen ließen, dass das Geld nicht immer erst dann überwiesen, wenn es benötigt werde. Wie sehe diesbezüglich das Controlling aus?

StS Schulte (SenFin) erklärt, dass das Controlling den Fachverwaltungen obliege. Im konkreten Fall müsste im Einzelnen betrachtet werden, wann die Zahlungen erfolgt und wie die Zinseinnahmen entstanden seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um einen Bericht, der dies anhand der beiden Maßnahmen darstelle.

Abg. Zackenfels (SPD) ist der Umfang des erbetenen Berichts unklar. Er bitte um eine Präzisierung.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erläutert, dass es eine Absenkung der Projektkosten um rund 25 % gebe. Dies spiegele sich jedoch beim Personal nicht wider.

Abg. Schmidt (FDP) bittet darum, Titel 682 03 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Berliner Krematorienbetriebes – zur 2. Lesung zurückzustellen. Dies verbinde er mit der Hoffnung, dass bis dahin der Wirtschaftsplan vorliege.

Frau Abg. Matuschek (PDS) möchte wissen, wann der Berliner Krematorienbetrieb nach § 26 LHO konkret gegründet werde. Darüber hinaus bitte sie um Auskunft, wie es sich mit dem Ansatz in Höhe von 700 T€ verhalte. In einem früheren Bericht zum Thema sei dargelegt worden, dass sich der Betriebsverlust womöglich reduzieren lasse. Wie verhalte es sich damit angesichts der Tatsache, dass sich der Gründungsprozess offenbar nicht mehr im Zeitplan befinde?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) unterstreicht, dass zur 2. Lesung kein Wirtschaftsplan des Berliner Krematorienbetriebes vorgelegt werden könne, weil es diesen Betrieb noch gar nicht gebe. Es gebe derzeit niemanden, der diesen Wirtschaftsplan momentan erstellen könne. Ihre Verwaltung habe auf Grund der Angaben der Bezirke einen Entwurf erarbeitet, um zumindest zu einer Einschätzung zu gelangen, welcher Zuschuss veranschlagt werden müsse. Mehr könne momentan nicht geleistet werden. Ihre Verwaltung warte auf den Parlamentsbeschluss zur Änderung des AZG.

Frau Abg. Spranger (SPD) erinnert daran, dass dem Ausschuss ein Bericht zum Krematorienbetrieb zum 31. Januar 2006 zugesagt sei.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 682 03 zur 2. Lesung zurückgestellt sei.

Abg. Wilke (CDU) verweist in Zusammenhang mit Titel 685 01 – Zuschüsse an die Stiftung Naturschutz – auf die rote Nr. 3100 T, worin der Fachausschuss einen Auflagenbeschluss des Inhalts empfehle, dass Stiftungskapital mittelfristig so weit aufzustocken, dass die laufende institutionelle Förderung künftig entfallen könne. Wie realistisch sei dies und was bedeute in diesem Fall der Begriff „mittelfristig“?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kommentiert keine Beschlüsse eines Ausschusses. Sie gehe allerdings davon aus, dass ein möglicher Beschluss des Hauptausschusses auch eine Aussage über einen Ausgleich träfe. Der Senat habe sich nicht dazu entschließen können, Haushaltsmittel für die Zuführung an die Stiftung Naturschutz bereitzustellen.

Frau Abg. Matuschek (PDS) möchte zu Titel 683 03 – Zuschüsse für Veranstaltungen – wissen, was sich konkret hinter der Veranstaltung „Mittendrin Berlin! Die Zentreninitiative“ verberge. Welche Partner gebe es dafür? Wie sei das Verhältnis von privatem und öffentlichem Kapital?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) führt aus, dass die Zentreninitiative in der nächsten Woche mit Unterstützung von IHK, Karstadt, Kaufhof, dem Handelsverband Berlin-Brandenburg sowie weiteren Sponsoren in die nächste Runde gehen werde. Die Einkaufszentren – gerade auch kleinere – würden dazu aufgefordert, sich an der Qualifizierung ihres Angebots und ihrer Attraktivität zu beteiligen. In diesem Jahr sei dies gut gelungen. Mit der Initiative werde versucht, privates Kapital der Anrainer zu gewinnen. Das Kapital verteile sich zu je 50 % auf die öffentliche Hand sowie die Privaten. Es handele sich hierbei um einen guten Einsatz weniger öffentlicher Mittel, letztlich stelle dies Wirtschaftsförderung dar.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 685 01 im Rahmen der Auflagenbeschlüsse erneut aufgerufen werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte zu Titel 685 24 – Zuschüsse an städtebauliche Institutionen – wissen, mit welchen Fristen die vorhandenen Verträge kündbar seien. Er bitte um Rückstellung des Titels zur 2. Lesung. Er glaube nicht, dass es sich um eine öffentliche Aufgabe handele, für Architekten, Bauingenieure und ähnliche Berufsgruppen die Fort- und Weiterbildung zu finanzieren.

Abg. Schmidt (FDP) bittet um Zurückstellung von Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland – zur 2. Lesung. Er verweise in diesem Zusammenhang auf den schriftlich eingereichten Berichtsauftrag seiner Fraktion.

Vors. Wieland hält fest, dass Titel 685 69 und Titel 685 24 zur 2. Lesung zurückgestellt seien.


Titel 891 45 – Zuschuss an die Grün Berlin Park und Garten GmbH

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wendet sich der Maßnahme „Gärten der Welt“ zu. Diese werde zu 90 % mit GA-Mitteln kofinanziert. Ausweislich der Finanzplanung solle die Maßnahme erst in acht Jahren beendet werden, als Jahresraten seien jeweils 400 T€ angesetzt. Angesichts des Umstandes, dass die GA-Mittel nicht ausgeschöpft würden, werfe er die Frage auf, ob die Maßnahme nicht beschleunigt werden könne. Gleiches gelte für den Mauerstreifenradweg, der mit EFRE-Mitteln finanziert werde. Er bitte um einen Bericht zur 2. Lesung.

Abg. Schmidt (FDP) möchte wissen, ob der Neubau eines Parks auf dem Gleisdreieck wirklich etatisiert sei. Wie sei es mit den Folgekosten für die Pflege? Die Senatsverwaltung habe bereits dargestellt, dass der Bezirk eine erhöhte Zuweisung für die Pflege erhalten solle, habe aber noch keine Aussagen treffen können, ob die entsprechende Summe auf den Plafonds für die Pflege der Grünanlagen insgesamt aufgeschlagen werde. Gebe es darüber neue Erkenntnisse?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) verweist auf den Bericht rote Nr. 3048, der sich dem Park am Gleisdreieck widme. Die Finanzierung erfolge aus den Mitteln für Ausgleichsmaßnahmen am Potsdamer Platz, weshalb es keine Veranschlagung dieser Maßnahme im EP 12 gebe. Der Vertrag sei zwischen Bezirk, SenStadt und Vivico geschlossen worden. Das Bezirksamt beschäftige sich intensiv mit der Frage der künftigen Gestaltung des Gleisdreiecks. Der Bezirk freue sich auf den neuen Park. Sie sehe keine Konflikte, auch nicht im Zusammenhang mit dem Thema Pflege der Grünanlagen.

Herr Treptau (SenStadt) erläutert, dass der Berliner Mauerweg bis Ende 2006 fertig gestellt werden solle, so dass es allenfalls noch im Jahr 2007 eine Abrechnungsrate gebe. Bezüglich der „Gärten der Welt“ befinde man sich in enger Abstimmung mit der Wirtschaftsverwaltung. Die Maßnahmen würden bedarfsgerecht finanziert.

Abg. Zackenfels (SPD) bezieht sich auf die vertrauliche rote Nr. 3127 A. Der sei zu entnehmen, dass für den Park am Gleisdreieck 1,7 Mio € zur Verfügung stünden. Laut einer Fußnote sei diese Summe detailliert aufgegliedert, woraus er geschlossen habe, dass diese Teilsummen aus dem Einzelplan 12 zur Verfügung gestellt würden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kommt auf das Thema „Gärten der Welt“ zurück. Mit einem minimalen Einsatz von Landesmitteln in Höhe von 40 T€ plus dem entsprechenden GA-Anteil von 360 T€ könnten für ein Jahr Arbeitsplätze im Gartenbau gesichert werden. Er könne sich nicht vorstellen, dass es dem Bauablauf geschuldet sei, dass sich auf dem Gelände pro Jahr lediglich 400 T€ verbauen ließen. Er bitte darum zur 2. Lesung darzustellen, welche Summe aus technisch-planerischen Gründen pro Jahr maximal ausgegeben werden könnten. Er sehe ein, dass die Maßnahme nicht in einem Jahr umgesetzt werden könne, sieben Jahre halte er jedoch eindeutig für zu lang. Das Gelände sei so groß, dass bestimmt an mehreren Stellen gleichzeitig gebaut werden könne.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass die „Gärten der Welt“ bis Ende 2007 fertig gestellt sein sollten. Anschließend würden weitere Maßnahmen im gesamten Park finanziert, wobei beachtet werden müsse, dass dies alles bei laufendem Betrieb geschehe. Es müsse sichergestellt werden, dass die GA-Maßnahmen zeitnah fertiggestellt würden. Die vom Abg. Zackenfels erwähnte Fußnote beziehe sich auf eine Maßnahme am Nordbahnhof.

Vors. Wieland hält fest, dass der Titel zur 2. Lesung zurückgestellt sei.

Abg. Schmidt (FDP) bittet darum, Titel 981 90 – Allgemeine Verrechnungen aus Zuwendungen – in den Bericht zum Thema Restverwendung im Zusammenhang mit Kriegsgräbern einzubeziehen.

Vors. Wieland stellt fest, dass dies zugesagt sei.
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Titel 119 34 – Rückzahlungen überzahlter Beträge – 


Titel 119 81 – Verkauf von Altmaterial und ausgesonderten Sachen – 

Abg. Schmidt (FDP) beantragt die Rückstellung zur 2. Lesung. 

Der Ausschuss beschließt entsprechend.


Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, warum anders als bei 40 Dienstwohnungen, bei zwei so genannten Werkdienstwohnungen die Übertragung an den Geschäftsbesorger nicht möglich sei. Die Begründung, dass sie nicht durch andere Wohnungen ersetzbar seien, könne nicht nachvollzogen werden. Welche primären Zuständigkeiten bei der Verwaltung dieser Wohnungen verblieben bei SenStadt? 

Abg. Schmidt (FDP) fragt nach, ob es einen Vertrag mit der WoBeGe gebe, der ihr die vorher zur Verfügung gestandenen Bewirtschaftungsausgaben in vollem Umfang zuweise, so dass bis auf die Personalkosten kein weiterer Überschuss zu Stande komme. Im Titel 119 78 – Abführung von Überschüssen -, in den abgeführt werde, werde nur eine Summe in Höhe von 5 000 € nachgewiesen. Wo verbleibe die Differenzsumme zu den angegebenen 74 000 €? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass es sich bei den beiden in Frage stehenden Dienstwohnungen um die der Gespannführer handele, die mit ihren Pferde dort untergebracht seien. Deshalb seien diese Wohnungen nicht ersetzbar. 

Ein Vertrag sei noch nicht abgeschlossen worden. Der HA werde ihn nach Abschluss zur Verfügung erhalten.


Titel 132 01 – Verkauf von Fahrzeugen – 

Abg. Schmidt (FDP) interessiert, warum für die Reduzierung von 138 auf 102 Fahrzeuge nur 9 000 € als Einnahme eingestellt worden seien. 2006/2007 sollten anscheinend noch 20 bis 30 Fahrzeuge verkauft werden. Sollten sie tatsächlich nur 9 000 € wert sein? Könnten nicht höhere Einnahmen erzielt werden, oder handele es sich um derart alte Fahrzeuge?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, dass die realistisch geschätzte Größenordnung der Verkaufssumme auf der Einschätzung des aktuellen Marktwerts des Fahrzeugbestands beruhe. Das Vorgehen unterscheide sich nicht von dem der Vorjahre. 

Titel 540 10 – Dienstleistungen – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte informiert werden, wann die letzte Fortschreibung der forstlichen Rahmenplanung für die Berliner Wälder erfolgt sei und in welchem Rhythmus sie erstellt werden müsse. Auf welcher gesetzlichen Grundlage baue sie auf? Seien Ziffer 1 „Forstliche Rahmenplanung“ und Ziffer 8 „Erarbeitung des Berliner Waldprogramms“ zwei getrennte oder ein integrierter Auftrag? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) führt aus, dass § 4 Landeswaldgesetz Berlin vorsehe, dass eine solche Rahmenplanung gefertigt und fortgeschrieben werden müsse. Die Frage nach dem Rhythmus könne aktuell nicht beantwortet werden. Die EU habe die Vorgabe gemacht, ein länderspezifisches Forstprogramm zu erstellen. Das Land müsse die Zuarbeit leisten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) konstatiert, dass sich angesichts der Tatsache, dass ein Landesgesetz existiere, das ebenfalls eine forstliche Rahmenplanung vorschreibe, die Frage stelle, ob nicht EU- und Landesplanung integriert werden könnten, da sie sich wahrscheinlich nicht gravierend unterschieden. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) stimmt zu und begründet die getrennte Darstellung damit, dass deutlich gemacht werden sollte, dass es sich im Prinzip um zwei unterschiedliche Auftragslagen handele. Zu erwarten sei, dass sich auf Grund von Synergieeffekten die Kosten günstiger entwickelten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) gibt zu bedenken, ob mit Vorhandensein der EU-Vorlage das Berliner Landesgesetz mit der Vorgabe der forstlichen Rahmenplanung noch sinnvoll sei. Eine Anpassung an das EU-Programm sei zu überlegen, um weitere Synergieeffekte zu erhalten. 

Der Ausschuss erwartet auf Vorschlag des Vors. Wieland von SenStadt zur 2. Lesung einen Bericht darüber, in welchen Zeitabständen die Rahmenplanung für die Berliner Wälder fortgeschrieben werden müsse, welche Rechtsnormen geändert werden müssten, um weitere Synergieeffekte zur EU-Planung erhalten zu können. 

Titel 632 01 – Ersatz von Verwaltungsausgaben an Länder – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass ein für die Berechnung und Zahlbarmachung der Löhne und Ausbildungsvergütungen aufgewandtes Volumen von mittlerweile rund 3 % der gesamten Personalkosten kaum kostengünstig genannt werden könne. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass Nachfragen immer wieder ergeben hätten, dass die Vergabe an die Spezialisten aus Rheinland-Pfalz kostengünstiger als die Durchführung durch eigene Mitarbeiter sei. 

Kapitel 12 12 – Pflanzenschutzamt

Keine Wortmeldungen. 

Kapitel 12 13 – Landesdenkmalamt

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bezieht sich auf die Aussage, dass das Land die Mittel des städtebaulichen Denkmalschutzes vom Bund nicht komplett abrufen könne, da die Kofinanzierungsmittel fehlten. Sei geprüft worden, ob die Bundesmittel nicht doch noch abgerufen werden könnten? 

[Aus technischen Gründen gibt es für die Zeit von 13.28 bis 13.56 Uhr kein Inhaltsprotokoll.]

Auszug aus dem Beschlussprotokoll: 

Der Titel 111 05 – Gebühren nach der Verwaltungsgebührenordnung – wird zur 2. Lesung des Einzelplans 12 am 2.11.05 zurückgestellt.

(einvernehmlich/auf FDP-Antrag)

Titel 521 16 – Denkmalpflegerische Maßnahmen in Grünanlagen –
Titel 893 00 – Zuschüsse für Maßnahmen des Denkmalschutzes –

SenStadt
wird gebeten, dem Hauptausschuss zur 2. Lesung des Einzelplans 12 am 2.11.05 betr. 
Titel 521 16 und 893 00 zu berichten, inwieweit bisher nicht ausgeschöpfte Bundesmittel aus der VV Städtebauförderung für den städtebaulichen Denkmalschutz zur Erhöhung der Ausgaben bei den beiden Titeln eingesetzt werden können. 
Hinsichtlich der Maßnahmen Nr. 1 bis 6 bei Titel 521 16 ist zu berichten, ob diese Maßnahmen im Jahr 2007 abgeschlossen werden.

(einvernehmlich/auf Grüne- und FDP-Antrag)

Kapitel 12 14 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Gemeinsame Landesplanung –
Nach Aussprache: Kein Änderungsantrag.

Fortsetzung des Inhaltsprotokolls.


Kapitel 12 20 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Städtebau und Projekte –

Titel 331 22 – Zuweisungen des Bundes für sonstige Investitionen – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet angesichts des angekündigten Berichts mit der Maßnahmeplanung 2006/07 um Rückstellung zur 2. Lesung. 

Der Ausschuss beschließt einvernehmlich die Rückstellung des Titels 331 22 – Zuweisungen des Bundes für sonstige Investitionen – zur 2. Lesung. 

Titel 526 09 – Thematische Untersuchungen – 

Abg. Schmidt (FDP) beantragt Rückstellung zur 2. Lesung. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) lehnt eine Rückstellung ab und kritisiert, dass die Begründung mit wichtigen Projekten wie z. B. dem Konzept für den Bereich des derzeitigen Flughafens Tempelhof, nicht der geringen Höhe des Ansatzes entspreche. Was passiere 2006/07 tatsächlich?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, dass es sich neben dem Flughafen Tempelhof um das Quartier in der Heidestraße, um die Lehrter Straße und insbesondere in diesen Bereichen um die Aufwertung des öffentlichen Raums handele. 

Der Ausschuss beschließt einvernehmlich die Rückstellung des Titels 526 09 – Thematische Untersuchungen – zur 2. Lesung. 

Titel 526 11 – Städtebauliche Wettbewerbe – 

Abg. Schmidt (FDP) erinnert an die Erfahrung der Vergangenheit, dass sowohl Planungen bzw. die Realisierung von Planungen auf Grund von Wettbewerbsverfahren länger als avisiert gedauert hätten, als auch daran, dass preisgekrönte Konzepte oft nicht verwirklicht worden seien. Könnte angesichts dieser Erkenntnisse nicht auf den einen oder anderen städtebauliche Wettbewerbe verzichtet werden? 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) weist darauf hin, dass der Hardenbergplatz in den letzten zehn Jahren bereits städtebauliche Veränderungen, auch was die Freiraumgestaltung angehe, erfahren habe. Welche nächsten Maßnahmen seien im Zusammenhang mit der Bauplanung auf den benachbarten Gründstücken geplant? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass die grundsätzliche Übereinstimmung bestehe, dass die Ergebnisse der städtebaulichen Wettbewerbe umgesetzt werden sollten. Da bei der Bewertung und Beurteilung auch andere beteiligt seien, könne in dem einen oder anderen Fall ein erster oder zweiter Preisträger gekürt werden, dem das Land auf Grund der Finanzlage oder mangelnder Übereinstimmung mit den sonstigen Strukturen nicht zustimmen könne. Es müsse möglich sein, den ersten Preisträger aus einem Wettbewerb nicht zu verwirklichen. 

Bei der Freiraumgestaltung des Hardenbergplatzes müsse die Situation am Bahnhof Zoo auch unter einer veränderten Verkehrssituation sowie den Vorstellungen Dritter – z. B. Bikini-Haus – kritisch berücksichtigt werden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass der Ausgabeersatz für die Mehrzweckhalle am Ostbahnhof, der für das Jahr 2007 in Titel 671 01 – Ersatz von Ausgaben – enthalten sei, bereits im Jahr 2005 im Kapitel 12 10 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Stadt- und Freiraumplanung – verbucht gewesen sei. Wie erkläre sich diese Doppelung?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) antwortet, dass die Mittel im laufenden Jahr nicht ausgegeben würden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob es bei dem Projekt eine zweijährige Verzögerung gegenüber der Planung gebe.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, dass es eine Verzögerung des Fälligwerdens des zu leistenden Betrags gebe.

Kapitel 12 30 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Geoinformation, Vermessung 
und Wertermittlung –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zur 2. Lesung darzustellen, ob bzw. weshalb die Notwendigkeit bestehe, die Auftragsvergabe von Vermessungsleistungen nach „Liste“ und festgesetzten Gebührensätzen vorzunehmen. Welche Möglichkeiten zur Überführung in eine Wettbewerbsstruktur bestünden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt eine schriftliche Beantwortung zu.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) möchte zum Titel 125 11 – Verkaufserlöse – wissen, weshalb die Einnahmen zurückgegangen seien. Könne die Einnahmenhöhe des Jahres 2004 wieder erreicht werden?

Herr Luckhardt (SenStadt) erklärt, dass sich der Titel vor allem aus Einnahmen zusammensetze, die man von den Energieversorgern, der BVG und den Wasserbetrieben beziehe. Einige dieser Betriebe hätten die Verträge mit der Verwaltung ausgesetzt und im Jahr 2004 wieder aufgenommen, was die erhöhten Einnahmen in diesem Jahr erkläre. Die Summen, die ab dem Jahr 2006 in den Haushalt eingestellt seien, seien die Regelsätze.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass in einem Bericht zum Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände – an den Fachausschuss das komplizierte Verfahren der Abrechnung der privaten Kraftfahrzeugnutzung erläutert werde. Er bitte, zur 2. Lesung einen Vorschlag vorzulegen, wie Berlin zu einer einfacheren, pauschalierten Regelung kommen könne.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) weist darauf hin, dass es seit dem 1. September 2005 eine Neufassung des Bundesreisekostengesetzes gebe. Dafür sei jedoch nicht ihre Verwaltung zuständig.

Vors. Wieland stellt fest, dass der Senat um einen entsprechenden Vorschlag gebeten werde.

Abg. Schmidt (FDP) möchte wissen, warum im Titel 531 11 – Ausschreibungen, Bekanntmachungen – keine Ansätze enthalten seien.

Welche Vorhaben seien geplant, die den Ansatz im Titel 531 07 – Druck der Landeskartenwerke – rechtfertigten?

Herr Treptau (SenStadt) stellt fest, dass es im Kapitel 12 30 keinen Bedarf für Mittel im Titel 531 11 
– Ausschreibungen, Bekanntmachungen – gebe. Der Titel könne entfallen.

Herr Luckhardt (SenStadt) führt aus, dass die Mittel im Titel 531 07 – Druck der Landeskartenwerke – im Jahr 2005 noch ausgeschöpft würden. Der derzeit geringe Ausschöpfungsgrad liege daran, das ein Großteil der kartographischen Leistungen an das Landesvermessungsamt Brandenburg vergeben worden sei, das grundsätzlich erst im vierten Quartal abrechne. Im letzten Jahr seien weniger Mittel ausgegeben worden, weil die Verfahren zur Kartenherstellung von analog auf digital umgestellt worden seien.

Abg. Schmidt (FDP) schlägt vor, den Titel 531 11 – Ausschreibungen, Bekanntmachungen – zu löschen.

Kapitel 12 50 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Hochbau –
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Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte bezüglich des Berichts – rote Nr. 3449 – wissen, wann die Regressprüfungen beendet seien und wann der Abschlussbericht zur Klimaanlage usw. vorgelegt werde.

Abg. Schmidt (FDP) interessiert ebenfalls zum Bericht – rote Nr. 3449 –, ob es bei künftigen Verträgen ein Durchgriffsrecht gebe.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kann noch nicht sagen, wann die Feststellungen des Sachverhalts beendet seien und ob Regressforderungen zu Recht geltend gemacht werden könnten. Sie hoffe, im ersten Quartal des nächsten Jahres einen Zwischenbericht abgeben zu können.

Die neuen Verfahren seien eingeführt worden, um einen besseren Überblick und effektivere Steuerungsinstrumente zu haben. Es könne nun überprüft werden, ob der Projektfortschritt und die Mittelverwendung dem Zeit- und Kostenplan und den Vorgaben der Bauplanungsunterlagen entsprächen. Die dazu eingerichteten hausinternen Gremien funktionierten und begleiteten künftige Projekte.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, welche Konsequenzen für künftige Investitionsplanungen aus den schlechten Erfahrungen mit baubegleitenden Planungen gezogen würden.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, dass diese Frage bereits anlässlich der Beratung des letzten Doppelhaushalts erörtert worden sei. Seinerzeit habe ihre Verwaltung dargestellt, dass grundsätzlich 80 % der Bauleistungen geprüft, bewertet und ausgeschrieben werden sollten und vor Baubeginn ein Ergebnis vorliegen solle. Von diesem Grundsatz dürfe nicht abgewichen werden, sofern keine bestimmten Erfordernisse dagegensprächen. Ein baubegleitendes Arbeiten sei beispielsweise im Zusammenhang mit den Oberstufenzentren und der Ausschöpfung von GA-Mitteln notwendig gewesen.

Frau Abg. Pop (Grüne) möchte wissen, ob die im Bericht – rote Nr. 2959 A – unter Pkt. 2.1 aufgelisteten Maßnahmen im Jahr 2005 fertiggestellt würden. Insbesondere interessiere sie sich für die Maßnahmen am OSZ Recht und Bürodienstleistungen und am OSZ Bürowirtschaft und Dienstleistungen.

Sei mit den Maßnahmen, bei denen der Baubeginn auf Herbst 2005 festgelegt worden sei, begonnen worden? Wie könne parallel der Schulbetrieb aufrecht erhalten werden?

Weshalb seien bereits im laufenden Jahr Mittel für Maßnahmen eingestellt worden, mit denen erst im nächsten Jahr begonnen werde?

Weshalb dauere die Genehmigung der Bauplanungsunterlagen bei den Oberstufenzentren so lange?

In der Baumittelliste habe sie die Wiederherstellung der Aula des OSZ Versorgungstechnik Fischerstraße/Schlichtallee gefunden, die nicht im Bericht – rote Nr. 2959 A – erwähnt werde. Dafür sei der Neubau des OSZ Körperpflege in Charlottenburg nicht in der Baumittelliste enthalten. Welche Erklärung gebe es für diesen Umstand?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt zu, dass die für das Jahr 2005 zur Fertigstellung vorgesehenen Maßnahmen auch beendet würden. Es seien allerdings noch Abrechnungen vorzunehmen. Alle drei zum Herbst 2005 vorgesehenen Baubeginne seien erfolgt.

Bei den Oberstufenzentren sei ihre Verwaltung für die Planungen zuständig. Die Überprüfung der BPU werde sorgfältig durchgeführt, da es sich um teuere Projekte handele.

Herr Treptau (SenStadt) erläutert, dass in der Baumittelliste die neuen Maßnahmen ab dem Jahr 2006 dargestellt würden. Zudem erschienen dort auch Maßnahmen, bei denen sich die Gesamtkosten änderten oder die verschoben werden müssten. Beim Neubau des OSZ Körperpflege handele es sich um eine Baumaßnahme aus dem Jahr 2005. Auch die anderen Kriterien träfen nicht zu, so dass es keinen Grund für eine Darstellung in der Baumittelliste gebe.

Die Wiederherstellung der Aula des OSZ Versorgungstechnik erfolge in zwei Bauabschnitten. Im Rahmen des ersten Bauabschnitts werde die Gebäudehülle aufgebaut. Dies werde aus Kapitel 12 95 – Förderung des Wohnungsbaus –, Titel 883 03 – Infrastrukturmaßnahmen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaftsinitiative URBAN – finanziert. Der Innenausbau erfolge mit GA-und EFRE-Mitteln. In Kapitel 10 21 – Berufsbildende Schulen –, Titel 701 23 – Wiederherstellung der Aula (2. BA) des OSZ Versorgungstechnik, Fischerstr./Schlichtallee (Lichtenberg) – sei der Landesanteil nachgewiesen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, am Beispiel einer konkreten Maßnahme – Kapitel 10 21 – Berufsbildende Schulen –, Titel 70120 – Umbau des OSZ Bautechnik II, Gustav-Adolf-/Amalienstr. (Pankow) – die zeitlichen Abläufe der Umsetzung eines Bauvorhabens – beginnend mit der Beschlussfassung – darzustellen.

Gebe es Regressansprüche gegenüber den Projektsteuerern, die für Termin- und Kostenkontrolle zuständig seien, wenn GA-Mittel verfielen?

Habe die Abkopplung der Bauplanungsunterlagen für die Ausstattung zur Folge, dass dafür keine GA-Mittel beantragt würden?

Frau Abg. Pop (Grüne) befürchtet, dass die lange Bearbeitungszeit einen Verfall von GA-Mitteln zur Folge habe.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt eine beispielhafte Darstellung der Abläufe, wie sie Abg. Schruoffeneger erbeten habe, zu. Ihre Verwaltung und die Projektsteuerer täten alles, um die Baumaßnahmen zügig abzuwickeln und die GA-Mittel auszugeben bzw. abzurechnen. Auch wenn Baufirmen in die Insolvenz gingen oder es Verzögerungen gebe, auf die die Verwaltung keinen Einfluss habe, werde alles getan, um die Mittel auszuschöpfen. In solchen Fällen könne den Projektsteuerern kein Verschulden angelastet werden.

Abg. Eßer (Grüne) hält es für unzweckmäßig, Mittel für Baumaßnahmen zu veranschlagen, bei denen die Prüfung der Bauplanungsunterlagen voraussichtlich noch so lange dauere, dass die Mittel nicht ausgegeben werden könnten. Die Mittelveranschlagung müsse realistischer sein und den tatsächlichen Zeitabläufen angepasst werden. Andererseits müssten die Bearbeitungsabläufe verkürzt werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, wie mit Regressforderungen umgegangen werde, wenn Zeitverzögerungen nicht von Bauunternehmen oder durch Insolvenzen verursacht würden. Könnten gegenüber den Projektsteuerern Schadenersatzansprüche erhoben werden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es sich um Werkverträge handele, in denen eine bestimme Leistung vereinbart sei. Werde diese Leistung schlecht, unvollständig oder nicht rechtzeitig erbracht, müsse dies nachgewiesen werden. Dieser Nachweis sei schwer zu erbringen. Eine Orientierung an einem Fertigstellungstermin für einen Projektsteuerer gebe es in den Verträgen nicht. Die Fertigstellung von Baumaßnahmen sei von Faktoren abhängig, die nur schwer auf die Arbeit des Projektsteuerers zurückzuführen seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) macht darauf aufmerksam, dass dem Fachausschuss zum Titel 519 00 
– Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – berichtet worden sei, dass die Finanzmittel bei der Übertragung an die BIM GmbH auf Basis der Ist-Kosten des letzten Jahres grundstücksscharf berechnet worden seien. Sei dieses Verfahren üblich, beispielsweise bei der Übertragung von Kitas?

Was passiere mit den Resten im Titel 519 94 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus zweckgebundenen Einnahmen –? Welche Möglichkeiten zur anderweitigen Verwendung der Mittel gebe es, beispielsweise zur Umfeldgestaltung am Brandenburger Tor?

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet, die mangelhafte Ausschöpfung des Titels 519 00 
– Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – zu erklären.

Werde bei der Übertragung der Liegenschaften an die BIM GmbH auch das entsprechende Personal und das damit einhergehende Know-how übertragen?

Abg. Schmidt (FDP) fragt, wie die Reste in den Titeln 519 94 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus zweckgebundenen Einnahmen – und 519 90 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus Zuwendungen – abgebaut werden könnten.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt die geringe Ausschöpfung des Titels 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – mit der vorläufigen Haushaltswirtschaft im Jahr 2004. Sie gehe davon aus, dass der Titel im laufenden Jahr ausgeschöpft werde.

Herr Treptau (SenStadt)weist darauf hin, dass der Titel 519 90 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus Zuwendungen – zweckgebundene Mittel des Bundes für den Hamburger Bahnhof bzw. für einen Brandschaden in die Gedenkstätte Hohenschönhausen enthalte. Die Mittel würden zu 100 % für Planungsaufgaben eingesetzt. Ein kleiner Betrag sei für russische Ehrenmale bestimmt.

Zum Titel 519 94 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus zweckgebundenen Einnahmen –: Es gebe einen Sponsoringvertrag, den SenKult mit Vattenfall Europe abgeschlossen habe. Dieser habe eine Laufzeit von zehn Jahren. Im Rahmen dieses Vertrags stelle Vattenfall Europe jedes Jahr 200 000 € für die Bauunterhaltung und Pflege des Brandenburger Tors zur Verfügung. Auf Grund der momentanen Restaurierung seien keine größeren Ausgaben angefallen. Die zweckgebundenen Mittel würden folglich eingespart. Da sie übertragbar seien, gehe nichts verloren.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) befürchtet, dass sich die Restebildung im Titel 519 94 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen aus zweckgebundenen Einnahmen – anhäufe. Gebe es keine Möglichkeit, die Mittel für Maßnahmen im Umfeld des Brandenburger Tors auszugeben?

Von den im Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – für das Jahr 2005 veranschlagten 69,9 Mio € seien bisher nur 30 Mio € festgelegt worden. Wie sollten in den verbleibenden zwei Monaten die restlichen Mittel ausgegeben werden?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) kennt die Details des Vertrags zwischen SenKult und Vattenfall Europe nicht. Sie könne nicht prognostizieren, ob bzw. in welchem Umfang die Mittel künftig benötigt würden.

Sie erwarte, dass die meisten Rechnungen zum Jahresende vorgelegt würden. Mit einer vollständigen Ausschöpfung des Titels 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – rechne sie nicht, aber mit einer annähernden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wiederholt, dass im Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – bisher nur 30 Mio € festgelegt worden seien. Wozu diene die Sperre in Höhe von 11 Mio €?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) antwortet, dass es noch nicht zu allen Planungen Festlegungen gebe.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) gibt zu bedenken, dass die Mittel im Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – auch in den Jahren vor der Haushaltssperre nicht ausgeschöpft worden seien. Angesichts der existierenden Mängel in der Bauunterhaltung sei die unzureichende Mittelausschöpfung nicht nachvollziehbar.

StS Schulte (SenFin) erklärt zum Facility-Mangement in der Bauunterhaltung, dass es üblich sei, die Mittel wegzunehmen, die in der Vergangenheit für die entsprechenden Objekte zur Verfügung gestanden hätten. Bei den Bezirken werde das mit den Zuweisungen gemacht. Bei SenStadt könne nicht analog verfahren werden, weil es innerhalb des Titels 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – keine Korridore gebe, in denen für jede Verwaltung über Jahre hinweg eine bestimmte Zuweisung enthalten gewesen sei. Vielmehr habe es von Jahr zu Jahr Veränderungen gegeben. Deshalb seien manchmal Verhandlungen erforderlich, um den exakten Betrag festzulegen.

Es sei üblich, dass das zuständige Personal mitgehe. Sofern es Hausmeister, Pförtner, Reinigungskräfte u. Ä. betreffe, seien damit keine großen Schwierigkeiten verbunden. Abgrenzungsschwierigkeiten tauchten bei dem so genannten Querschnittspersonal auf, das Managementfunktionen habe. Der dazu zu führende Diskussionsprozess sei noch nicht abgeschlossen.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet zur 2. Lesung des EP 12 um eine Berichterstattung zum Stand der Personalübertragung im Managementbereich.

Inwieweit sei im Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – eine Vorsorge für Havariefälle enthalten?

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet, auch über den aktuellen Stand der Festlegungen und der Mittelverausgabung zu berichten. Zudem wünsche er Erläuterungen zu der Sperre.

Bezüglich der Ausführungen von StS Schulte wolle er wissen, wie hoch der abzugebende Betrag gemäß den Richtwerten der KGSt für die bauliche Unterhaltung wäre. Er gehe davon aus, dass Grundstücke und Gebäude, die der BIM GmbH übertragen würden, jahrelang vernachlässigt worden seien und demnach geringe Ist-Ausgaben angefallen seien. Der BIM GmbH würden entsprechend geringe Summen übertragen, obwohl diese Liegenschaften einen erheblichen Sanierungsbedarf aufwiesen.

StS Schulte (SenFin) weist darauf hin, dass der Berichtswunsch von Frau Abg. Matuschek zur 2. Lesung nicht erfüllt werden könne.

Vors. Wieland stellt fest, dass der Titel 519 00 – Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anlagen – zur 2. Lesung zurückgestellt werde und SenStadt um einen Bericht zu den von Frau Abg. Matuschek und Abg. Schruoffeneger gestellten Fragen gebeten werde.

Abg. Schmidt (FDP) konstatiert, dass die Ausschöpfung des Titels 521 13 – Unterhaltung der Denkmale – derzeit nur bei 332 000 € liege. Im vergangenen Jahr habe sie noch darunter gelegen. Weshalb lägen die Ansätze für die kommenden Jahre dennoch bei 954 000 €? Sei dies durch Einzelmaßnahmen belegt? Wie viele Maßnahmen stünden ab dem Jahr 2008 noch auf der Warteliste? Welchen finanziellen Umfang hätten sie?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt einen entsprechenden schriftlichen Bericht zu.

Vors. Wieland stellt fest, dass der Titel 521 13 – Unterhaltung der Denkmale – zur 2. Lesung zurückgestellt werde und SenStadt um einen Bericht zu den von Abg. Schmidt gestellten Fragen gebeten werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet, anlässlich des Titels 540 10 – Dienstleistungen – vor der Osterpause 2006 zu berichten, welche Möglichkeiten bestünden, bei Verträgen mit Projektsteuerern sowohl Anreiz- als auch Regressmodelle für Bausummen und Zeitabläufe aufzunehmen.

In den Erläuterungen zu Investitionsmaßnahmen solle künftig zwischen Grundstückskosten, Baumaßnahmen und Projektsteuerung unterschieden werden.

Welche Serviceleistungen würden von der BVG in Anspruch genommen, die im Titel 671 01 – Ersatz von Ausgaben – veranschlagt seien?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) antwortet, dass es sich um Botendienste der BVG handele.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, weshalb diese Ausgaben nicht unter „Dienstleistungen“ verbucht würden.

Herr Treptau (SenStadt) begründet die Veranschlagung an dieser Stelle damit, dass die BVG Personal einsetze, das für den eigentlichen Fahrdienst nicht mehr einsetzbar sei. Das Angebot der BVG habe äußerst gute Konditionen.

Vors. Wieland stellt fest, dass SenStadt um einen Bericht zu dem von Abg. Schruoffeneger angesprochenen Punkt gebeten werde.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 714 10 – Asbestsanierung und Leitungserneuerung der Licht- und Tonstudios der Schaubühne Lehniner Platz – nach dem aktuellen Stand der Resteverausgabung. 

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, dass diese Maßnahme in diesem Jahr abgeschlossen werde. Im nächsten Jahr werde nur noch ein kleinerer Ansatz für die Abrechnung von Restleistungen erforderlich sein. 

Abg. Schmidt (FDP) fragt zu Titel 714 17 – Wiederaufbau des Südflügels des Jagdschlosses Glienicke – nach dem aktuellen Stand der Resteverausgabung. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 714 18 – Sanierung der Obermaschinerie der Schaubühne, Lehniner Platz –, wie sich der außerplanmäßige Mittelabfluss 2005 gestalte. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt die Beantwortung dieser Fragen zur 2. Lesung zu. 

Vors. Wieland stellt fest, dass die Titel 714 17 und 714 18 zur 2. Lesung zurückgestellt seien und SenStadt hierzu berichte. 

Abg. Schmidt (FDP) fragt, warum Titel 714 19 – Werner-Seelenbinder-Schule –, Titel 714 21 – Coubertin Gymnasium, Grundinstandsetzung der Häuser A und B – und Titel 714 22 – OSZ Handel II, Sanierung der Sporthalle – in Einzelplan 12 etatisiert seien, obwohl sie eigentlich in einen anderen Etat gehörten. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, größere Investitionsmaßnahmen mit einem Volumen von mehr als 1,5 Mio € würden nun beim Fachkapitel, darunter liegende Maßnahmen hingegen im Einzelplan 12 als so genannte kleine Baumaßnahmen mit investivem Charakter veranschlagt. Es könne allerdings vorkommen, dass Maßnahmen mit größerem Volumen aus früheren Jahren erst jetzt fertiggestellt würden und deshalb noch wie früher etatisiert seien. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, warum bei Titel 714 22 keine GA-Mittel enthalten seien. Da die Maßnahme auch die Gebäudehülle betreffe, handele es sich insofern um die Sanierung eines OSZ, die GA-fähig wäre. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, SenBildJugSport habe einen entsprechenden Antrag gestellt, über den SenWiArbFrau noch nicht entschieden habe. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schlägt vor, dass SenWiArbFrau zur 2. Lesung berichten solle.

Vors. Wieland stellt hierzu Einvernehmen fest. Titel 714 22 sei zur 2. Lesung zurückgestellt. – Die Schreiben rote Nr. 2959 A und rote Nr. 3449 seien zur Kenntnis genommen. 
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Vors. Wieland stellt fest, dass Schreiben rote Nr. 3138 ohne Aussprache zur Kenntnis genommen sei. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet darum, Titel 119 01 – Veröffentlichungen – zurückzustellen. 

Vors. Wieland stellt Einvernehmen fest, diesen Titel zur 2. Lesung zurückzustellen. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) nimmt Bezug auf Bericht Nr. 6 in Schreiben rote Nr. 3362 zum Projekt 17 – Deutsche Einheit –. Wie sei der aktuelle Sachstand beim Planungsverfahren zum Sacrow-Paretzer-Kanal? Wie habe sich beim Westhafen die Güterumschlagsmenge zwischen Wasser und Straße entwickelt? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, der Ausbau des Sacrow-Paretzer-Kanals sei ein Projekt der Wasser- und Schifffahrtsdirektion. Antragstellerin sei die Wasser- und Schifffahrtsdirektion Ost. 

Herr Bergfelder (SenStadt) führt aus, es gehe hierbei um einen Abschnitt, der sich an den Ausbau der Spree unterhalb der Schleuse Charlottenburg anschließe. Aufgrund von Einwendungen des Landes Berlin – u. a. auch der Wasserwirtschaft – sei das Planfeststellungsverfahren angehalten worden. Vor ca. 8 Wochen habe ein neuer Erörterungstermin stattgefunden, wo u. a. erörtert worden sei, ob das Zuflussverhalten der Spree in die Berliner Gewässersysteme und fortlaufend über die Unterhavel durch die Planfeststellungsbehörde bzw. die Antragsunterlagen korrekt abgebildet sei. Gegenwärtig befinde sich das Verfahren in der Abwägungsphase bezüglich der im Erörterungstermin vorgetragenen Argumente. Ob es zu einem korrigierten Planfeststellungsbeschluss komme, werde sich in den nächsten Wochen und Monaten zeigen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, wann mit einem Verhandlungsergebnis bezüglich des zu zahlenden Vorteilsausgleichs zu rechnen sei. Um welchen Größenordnungen gehe es dabei? 

Herr Bühring (SenStadt) erklärt, der Vorteilsausgleich werde zusammen mit der Aufstellung der Bau-planungsunterlagen errechnet und dann im Zusammenhang mit den Kreuzungsvereinbarungen festgelegt. Einen konkreten Termin könne man hierbei nicht nennen, denn dies sei eine Verhandlungssache. – Der Vorteilsausgleich sei abhängig von dem Alter des Bauwerks, das ersetzt werde. Dabei gehe es in der Regel nicht um einige Hunderttausend €, sondern um Millionenbeträge. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hebt hervor, dass für die betreffenden vier Baumaßnahmen im Jahr 2006 eine erste Rate vorgesehen sei. Insofern müsse es wohl einen zeitnahen Termin geben. Da es um Millionenbeträge gehe, bestehe auch eine große Relevanz für den Haushalt 2006/2007. Er bitte um eine Erläuterung bezüglich der Finanzierung in 2006. Sollte eine Zahlung erst nach einigen Jahren anfallen, müsse ein Ansatz in der mittelfristigen Finanzplanung enthalten sein. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) verweist auf die gesetzliche Verpflichtung für diese Bautätigkeit, der man sich nicht entziehen könne. Die endgültigen Kosten ergäben sich nach den betreffenden Verhandlungen, wobei die Anteile irgendwann auch streitig festgesetzt würden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, welcher Betrag dafür in der mittelfristigen Finanzplanung als Schätzung vorgesehen sei. 

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, man habe dafür in 2008 insgesamt 5 562 000 € eingeplant. 

Abg. Schmidt (FDP) nimmt Bezug auf Titel 231 01 – Ersatz von Ausgaben durch den Bund – und den korrespondierenden Titel 540 30 – Beseitigung nichtchemischer Kampfmittel und ehemaliger Kampf- und Schutzanlagen –. Wie sei das Abrechnungsverfahren bei den Einnahmen? Warum komme es zu den großen Schwankungen beim Ist bzw. bei den Ansätzen? Warum liege der Ansatz für die Jahre 2006/2007 beim Ausgabetitel bei 2,1 Mio €, beim Einnahmetitel aber nur bei 700 000 €? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, der Bund refinanziere 30 % dieser Ausgaben. Die Mehreinnahmen im Jahr 2004 resultierten teilweise aus Einnahmen aus Vorjahren: Im Jahr 2004 seien 1,2 Mio € als Zahlungseingang aus dem Jahr 2003 verbucht. Der Ansatz für 2005 bilde einen realistischen Zahlungseingang ab, d. h. ohne Nachzahlungen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt unter Bezugnahme auf Titel 235 94 – Zuweisungen des Bundes für Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung (BSI) –, warum der Senat diese Förderung nicht mehr auf Landesebene leiste, sondern praktisch nur noch dort, wo dafür Bundesmittel einflössen. 

Abg. Schmidt (FDP) stellt in Bezug auf Titel 261 09 – Ersatz von Bauvorbereitungsmitteln – und den korrespondierenden Titel 542 20 – Vorbereitungskosten für den schienengebundenen Nahverkehr – fest, dass die betreffenden Ansätze stark voneinander abwichen. Wie sei die starke Reduzierung der Einnahmen zu erklären? 

Herr Bühring (SenStadt) erklärt, die Ausgaben für diese ÖPNV-Maßnahmen – Straßenbahnbau – würden aus der Maßnahme selbst geleistet, weil man diese bereits veranschlagt habe. Bauvorbereitungsmittel nehme man hingegen in Anspruch, wenn man keine Ausgaben veranschlagt habe. – Die größeren Einnahmen seien dadurch zu erklären, dass es sich um die Refinanzierung handele; aus der Maßnahme werde auf diesen Einnahmetitel gezahlt. 

Abg. Schmidt (FDP) merkt an, dass man dann die Erläuterung ändern müsse. 

Herr Treptau (SenStadt) verneint dies. Solange keine Baurate bei Kapitel 12 70/Titel 891 02 eingestellt sei, werde die Bauvorbereitung aus Titel 542 20 geleistet. Liege ein erste Baurate vor, würden diese Kosten aus der ersten Baurate als Einnahme unter Titel 261 09 erstattet. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, die Prioritätensetzung hinsichtlich der Finanzierung von Beschäftigungsfördermaßnahmen durch den Landeshaushalt orientiere sich zum einen an den Zielgruppen und zum anderen an der Möglichkeit, Bundesmittel und andere Mittel einzusetzen. Die Maßnahmen sollten also unter Einsatz möglichst vieler kofinanzierter Mittel möglichst viele Personen erreichen. Sie könne lediglich dieses Prinzip anführen, aber nicht aus eigener Kenntnis darstellen, was in jedem einzelnen Fall zu dem betreffenden Vorschlag geführt habe. 

Abg. Eßer (Grüne) betont, dass gerade das Letztere interessant wäre. – Würden diese Infrastrukturfördermaßnahmen von der Verwaltung selbst durchgeführt? Um wie viele Förderfälle gehe es? Welche Einsatz-felder würden mit Instrumenten der Arbeitsmarktpolitik bearbeitet? 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob die Mittel des Bundes gedeckelt seien oder bei einer größeren Zahl von Anträgen aus Berlin höher ausfallen könnten. Wer entscheide darüber, was beim Bund angemeldet werde? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, bei den BSI-Maßnahmen müsse eine private Firma zur Erledigung einer Aufgabe zusätzliches Personal einstellen, wobei ein Teil der Kosten für dieses Personal über Bundesmittel refinanziert würde. SenStadt habe bereits vor ca. anderthalb Jahren die Bezirke über die Möglichkeiten der BSI-Maßnahmen informiert. Sie stellten jedoch nur einen kleinen Teil der gesamten Beschäftigungsmaßnahmen dar. Die zusätzliche Beschäftigung von Mitarbeitern in Baumaßnahmen gelinge sowohl den Bezirken wie SenStadt kaum. Die Maßnahme in Kapitel 12 55 sei insofern ein äußerst seltener Fall. Sie betreffe die Kampfmittelsuche; die Umsetzung sei sehr schwierig gewesen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 341 02 – Beiträge für Investitionsmaßnahmen – nach den Zahlungsflüssen im Zusammenhang mit dem Alexanderplatz. Was sei in den letzten beiden Jahren eingenommen worden? Seien die Ansätze für 2006 und 2007 realistisch? Um welche konkreten Maßnahmen gehe es dabei. 

Herr Bühring (SenStadt) erklärt, von den Gesamtkosten für die Umgestaltung des Alexanderplatzes in 
Höhe von 8,7 Mio € würden ca. 5,5 Mio € von den Privaten aufgebracht. Davon zahle Kaufhof drei Raten zu je 488 000 €, die unter Titel 341 02 veranschlagt seien. Deutsche Interhotel habe ca. 450 000 € und Hines ca. 150 000 € bezahlt.  

Abg. Schmidt (FDP) fragt zu Titel 331 07 – Zuweisungen des Bundes für Brücken- und Tunnelbauten –, warum Mehreinnahmen möglich seien, wenn Bauwerk für Bauwerk abgerechnet werde und die Zuweisungen des Bundes in Höhe von 100 % ausfielen. Überweise der Bund hier mehr, als er müsse?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) dankt für die Gelegenheit, den betreffenden Zufließvermerk zu erläutern. Dieser werde sicherlich in einigen Jahren nach seinem „Erfinder“, Herrn Treptau, benannt. 

Herr Treptau (SenStadt) betont, dass auch die AV LHO diese Möglichkeit kenne. – Diese Baumaßnahmen würden zu 100 % vom Bund finanziert. Im Benehmen mit dem Bund habe man folgende Regelung gefunden: Durch die Veranschlagung von Verpflichtungsermächtigungen auf der Ausgabenseite könne man die entsprechenden Aufträge erteilen und dann die eingehenden Rechnungen durch zuvor angeforderte Anweisungen des Bundes sofort bezahlen. – Deshalb sei für jede Baumaßnahmen ein Ansatz von 100 000 € aufgeführt, während tatsächlich entsprechend dem Bauablauf für die jeweilige Baumaßnahme die Mittel vereinnahmt würden. Diese kämen dann automatisch auf die Ausgabenseite. Deshalb laute der Zufließvermerk, dass die Mehreinnahmen zur Verstärkung der Ausgaben bei den betreffenden Bautiteln herangezogen werden könnten. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) nimmt Bezug auf die „Glättekontrollfahrten der BSR auf Bundesfernstraßen“ – Punkt 2 unter Titel 517 01 – Bewirtschaftungsausgaben –. Nach dem Bericht Nr. 17 in Schreiben rote Nr. 3362. habe Berlin das dichteste Netz an Wetterstationen, aber technisch veraltete Anlagen, um Glätte auf den Straßen festzustellen. Zahle man nun tatsächlich 15 000 € mehr an die BSR für diese „Glättekontrollfahrten“? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) verweist auf die Verkehrssicherungspflicht. Demnach dürfe man sich nicht auf den Wetterbericht und Vermutungen zur Glättesituation verlassen, sondern müsse sich durch Inaugenscheinnahme vor Ort von der betreffenden Situation überzeugen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Punkt 9 unter Titel 517 01, ob die Grundstücke Lagerplatz Alt-Glienicke und Autobahnmeisterei Nikolassee mittlerweile an den Liegenschaftsfonds übergeben worden seien. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) bejaht dies in Bezug auf das Grundstück Nikolassee. 

Herr Bühring (SenStadt) teilt mit, dass man das Grundstück Alt-Glienicke erst zum 31. 12. 05 aufgebe. Dieses Grundstück gehöre nicht dem Land Berlin, sondern dem Bund; die WSD habe es dem Land unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) nimmt Bezug auf Bericht Nr. 8 in Schreiben rote Nr. 3362. Habe SenStadt versucht, mit dem Bund über die Miethöhe für die Autobahnmeistereien zu verhandeln? – Dass der Bund 14 € pro qm für einen mehr oder weniger dunklen Raum im Autobahntunnel verlange, sei merkwürdig. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, man verhandele mit Unterstützung der OFD mit dem Bund. 

Abg. Schmidt (FDP) fragt zu Titel 521 02 – Unterhaltung baulicher Anlagen des Brücken- und Tunnelbaus einschließlich der Durchlässe in Grünanlagen –, ob es gelingen werde, in diesem Jahr den Ansatz von 11,5 Mio € auszuschöpfen. Nach Bericht Nr. 9 in Schreiben rote Nr. 3362 gebe es Verzögerungen bei drei Projekten; bei zwei Projekten resultierten diese Verzögerungen aus Umplanungen der BVG. Sei sichergestellt, dass es bei den im Haushalt abgedruckten Maßnahmen nicht nachträglich zu derartigen Verzögerungen komme? – Was sei mit der Forderung nach einem „längeren zeitlichen Vorlauf in der Planungsphase“ gemeint? Solle der Zeitraum zwischen der ersten Inspektion, in der die Notwendigkeit einer Maßnahme festgestellt werde, und der Bauausführung noch größer werden? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) stellt fest, dass die veranschlagten Mittel in keinem der vergangenen Jahren vollständig ausgeschöpft worden seien, obwohl es sich um Unterhaltungsmittel handele und allgemein ein großer Bedarf unterstellt werde. Warum würden diese Mittel nicht abgerufen? – Die Forderung nach einem größeren Planungsvorlauf finde sie ebenfalls unverständlich. Für die Elsenbrücke seien z. B. schon 2003 die notwendigen Gutachten erstellt worden, aber trotz des Fertigstellungstermins 2006 sei bislang noch nicht mit der Maßnahme begonnen worden. Nach der Berichterstattung zum letzten Doppelhaushalt sollten an der Charlottenburger Brücke zur Fußball-WM 2006 keine Baumaßnahmen mehr stattfinden. Gelte dies nach wie vor? 

Die Verzögerungen bei der Jannowitzbrücke, der Marzahner Brücke und der Salvador-Allende-Brücke seien in dem Bericht an den Fachausschuss nicht erläutert worden. Dies solle nachgeholt werden. – In welcher Art solle der Straßenquerschnitt an der Jannowitzbrücke verändert werden? – Welche Bedeutung habe das jährlich zu aktualisierende Bauprogramm? – Im Bericht Nr. 9 fehle leider die Begründung für jede einzelne Maßnahme; damit hätte man sich viele Nachfragen ersparen können. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, der Straßenquerschnitt an der Jannowitzbrücke werde dem Querschnitt und der Fortführung der Alexanderstraße angepasst. – Die Verzögerungen seien im Wesentlichen mit der vorläufigen Haushaltswirtschaft und der Haushaltssperre in 2003 und 2004 zu erklären. Andererseits sei man tatsächlich von den Planungen der BVG abhängig, denn man folge deren Maßnahmen. Mit mehr als Bitten oder Gesprächen zur Abstimmung könne man auf diesen Vorlauf nicht einwirken. – Die Formulierung „längerer zeitlicher Vorlauf in der Planungsphase“ sei tatsächlich etwas missverständlich. Gefordert sei ein verbindlicher Vorlauf, und zwar insbesondere in der Absprache mit Dritten, auf die man bei den betreffenden Maßnahmen angewiesen sei. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) verweist auf die Verabredung, dass nicht verausgabte Mittel für kleinere Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden könnten. Zur 2. Lesung bitte sie um eine Auflistung dieser Maßnahmen. – Inwieweit sei gesichert, dass es nicht erneut zu einer Sanierung wie bei der Spandauer-Damm-Brücke komme? 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf den Abgang von über 2 Mio € im Jahr 2005 bei diesem Titel. Welche Prioritäten habe SenStadt hierbei gesetzt? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt eine Liste der kleineren Instandsetzungs- und Wartungsmaßnahmen für 2005 zu. – Bei der Spandauer-Damm-Brücke habe man erst mit Beginn der Maßnahme bemerkt, dass eine große Maßnahme erforderlich sei. Es komme – wenn auch selten – vor, dass man dies nicht schon vorher wisse. 

Herr Treptau (SenStadt) erklärt in Bezug auf die Frage von Abg. Schruoffeneger, 680 000 € seien zur Verstärkung des Titels 521 05 bei Kapitel 12 55 herangezogen worden. Der Rest der 2 Mio € sei für die Verstärkung des Titels 526 01 bei Kapitel 12 02 verwendet worden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) kritisiert, dass einerseits Sonderprogramme für die bauliche Straßenunter-haltung aufgelegt würden, während aus dem dafür vorgesehenen Titel 1,5 Mio € für Gerichtskosten und 
Prozesse ausgegeben würden. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, selbstverständlich gebe es einen Vorrang für Investitionen. Wenn man allerdings absehen könne, dass in einer bestimmten Situation eine Verausgabung der Mittel nicht mehr möglich sei, müsse es im Wege der Haushaltswirtschaft möglich sein, eine andere Entscheidung zu treffen – insbesondere dann, wenn unabweisbare Ausgaben erforderlich seien. 

Vors. Wieland stellt fest, dass SenStadt zur 2. Lesung die Auflistung vorlegen werde. Titel 521 02 sei zurückgestellt. 

Abg. Schmidt (FDP) hebt hervor, dass auch bei Titel 521 03 – Unterhaltung baulicher Anlagen des Wasserstraßenbaus und der Wasserwirtschaft – bislang erst die Hälfte des Ansatzes für 2005 verausgabt sei. Würden die Mittel noch in diesem Jahr ausgeschöpft? Sei sichergestellt, dass in den nächsten beiden Jahren im Fall einer Verzögerung bei den angeführten Projekten dennoch die gesamten Mittel verausgabt würden? Habe man bereits weitere Projekte „in der Hinterhand“? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, man gehe von einer über 90-prozentigen Ausschöpfung aus. Sie halte eine Ausschöpfung von 95 % für möglich. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 521 38 – Unterhaltung der elektrischen Straßenbeleuchtungsanlagen –, ob die Diskussion über die Umrüstung von Gas- auf Stromleuchten für die nächsten beiden Jahre vom Tisch sei. 

Vors. Wieland fragt, wann der betreffende Vertrag wieder auf die Senatsebene komme. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, nach ihrer Kenntnis sei das Bezirksamt Mitte gegenwärtig erneut mit der Ausschreibung der Unterhaltung der Straßenbeleuchtung befasst. Das Bezirksamt habe den betreffenden Vertrag bis zum Ende des nächsten Jahres verlängert. Das Bezirksamt befasse sich zudem mit einem Angebot zum Ersatz der Gasleuchten durch eine elektrische Beleuchtung. Näheres entziehe sich aufgrund fehlender Zuständigkeit ihrer Kenntnis. 

Abg. Zackenfels (SPD) verweist auf Anlage 5 zu Schreiben rote Nr. 3100 O. Demnach habe der Fachausschuss diesbezüglich einen Bericht angefordert, der zum Jahresende vorliegen solle. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) betont, es gehe vor allem darum, für die nächsten beiden Jahre haushalts-mäßige Auswirkungen auszuschließen. Die Umstellung auf elektrische Beleuchtung mit dem erheblichen Investitionsbedarf zu Beginn sei sicherlich keine Frage, die das Bezirksamt Mitte zu entscheiden habe. Ansonsten bräuchte der Bezirk angesichts des wohl notwendigen zweistelligen Millionenbetrags nicht weiter über diese Frage nachzudenken. Inwiefern sei SenStadt mit dieser Entscheidung befasst? Welche Position nehme SenFin hierzu ein? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) schlägt vor, dieses Thema im Zusammenhang mit dem Bezirkshaushalt und in Anwesenheit eines Vertreters des Bezirksamts Mitte zu erörtern. – Auf welcher Grundlage sei der bestehende Vertrag um anderthalb Jahre verlängert worden? Habe es eine schriftliche Vereinbarung mit SenFin gegeben, dass dies vergaberechtlich in der Form möglich sei? 

StS Schulte (SenFin) erklärt, dass der Bezirk diese Aufgabe übernommen und damit auch in ihrer gesamten Breite wahrzunehmen habe. Insofern könne man nicht davon ausgehen, dass an einem Punkt, wo es schwierig werde, andere eingriffen. Sollte der Bezirk diese Absicht weiterverfolgen, gebe es jedoch sicherlich auch eine Phase, in der Senat und möglicherweise auch Abgeordnetenhaus und Hauptausschuss damit zu befassen wären. Selbstverständlich gebe es einen Austausch des Bezirks mit den beiden beteiligten Senatsverwaltungen; federführend sei aber der Bezirk. Die Frage der haushaltsmäßigen Auswirkungen in den nächsten beiden Jahren hänge wesentlich davon ab, zu welcher Konstruktion bzw. zu welchen Finanzierungsformen man komme. All das würde zu gegebener Zeit ohnehin auf das Parlament zulaufen können. 

Die Frage, welche vertragliche Klausel die Verlängerung des Vertrags bis 2006 ermögliche, sei mit dem Bezirk zu klären. 

Vors. Wieland stellt fest, dass hierzu – wie bereits von Abg. Zackenfels erwähnt – ein Bericht ausstehe. Die weitergehende Frage, ob diese Abschichtung an die Bezirke rückgängig gemacht werden sollte, bleibe bestehen. 

Abg. Wilke (CDU) fragt zu Titel 540 27 – Entwurfs- und Bauleitungskosten –, warum die Vergabe des Gutachtens derart große Schwierigkeiten bereite, dass die Koalitionsfraktionen sogar eine Sperre über 50 000 € vorsähen, wie aus Schreiben rote Nr. 3100 O hervorgehe. Welche Auswirkung hätte diese Sperre auf den 16. Bauabschnitt? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet darum, Titel 540 27 zur 2. Lesung zurückzustellen. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, sie wisse von keinen Schwierigkeiten bezüglich einer Gutachten-vergabe. 

Abg. Wilke (CDU) verweist auf die Diskussion im Ausschuss für Bauen, Wohnen und Verkehr zu diesem Titel. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet zu  Titel 542 20 – Vorbereitungskosten für den schienengebundenen Nahverkehr – um eine Erklärung für den negativen Betrag in der Ist-Liste. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zu Titel 540 40 – Bauvorbereitungsmittel –  zur 2. Lesung um eine Erläuterung zu der geplanten Maßnahme Umbau der Potsdamer Straße. – Grunderwerb werde der jeweiligen Baumaßnahme zugeordnet, aber in diesem Fall werde der Grunderwerb aus Bauvorbereitungsmitteln finanziert. Damit erfolge bereits vor der Entscheidung des Parlaments über die Durchführung der Maßnahme ein Grundstückserwerb, und es würden vollendete Tatsachen geschaffen. Das sei hinsichtlich der Systematik problematisch. SenFin solle zur 2. Lesung einen Verfahrensvorschlag unterbreiten. 

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, der Negativbetrag bei Titel 542 20 sei faktisch als Plus anzusehen. Hier seien Beträge zurückgeflossen, die zunächst bei Titel 542 20 vereinnahmt würden, aber wahrscheinlich im Lauf des Jahres noch auf die Einnahme umgebucht würden. 

Vors. Wieland stellt fest, dass Titel 540 40 zur 2. Lesung zurückgestellt sei und SenStadt berichten werde. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, warum in der Erläuterung zu Titel 542 25 – Koordinierung Alexanderplatz/ Innerer Bereich – von der Verpflichtungsermächtigung 2007 die Rede sei, diese aber unter dem Ansatz für das Jahr 2007 fehle. Werde das Projekt Alexanderplatz mit der nach außen vergebenen Koordinierung wie geplant fortgeführt? – Zur 2. Lesung solle hierzu einschließlich der aktuellen Zeitplanung berichtet werden. – Titel 671 01 – Ersatz von Ausgaben – solle zur 2. Lesung zurückgestellt werden. 

Vors. Wieland stellt fest, dass Titel 542 25 und Titel 671 01 zur 2. Lesung zurückgestellt seien. Zu Titel 542 25 werde SenStadt zur 2. Lesung berichten. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet darum, Titel 720 01 – Maßnahmen des Straßenbaus im Zentralen Bereich und im Bereich des Potsdamer/Leipziger Platzes –  zur 2. Lesung zurückzustellen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, SenStadt solle bis zur 2. Lesung über den aktuellen Sachstand bezüglich der Arkadierung des WMF-Gebäudes – Titel 720 01/ UK 141 – berichten. – Welche Arbeiten seien bei der Maßnahme Neubau der Platzbefestigung des Potsdamer Platzes – Titel 720 01/ UK 109 – noch zu erledigen?

Vors. Wieland stellt fest, dass Titel 720 01 zur 2. Lesung zurückgestellt sei und SenStadt zu den Fragen von Abg. Schruoffeneger berichte. – Es bestehe ebenfalls Einvernehmen, Titel 720 02 – Aus- und Neubau von Ortsdurchfahrten im Zuge von Bundesstraßen –  zur 2. Lesung zurückzustellen. 

Abg. Schmidt (FDP) fragt zu Titel 722 02 – Neubau einer Fußgängerbrücke über die Spree in Schöneweide –, ob es bei dieser Maßnahme Verzögerungen gebe. Bisher seien lediglich 32 000 € von den eingestellten 1 Mio € abgeflossen. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, im November 2005 erfolge der erste Spatenstich. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält den Bericht Nr. 13 in Schreiben rote Nr. 3362 zu Titel 722 11 – Neubau eines Straßentunnels von Reichpietschufer bis Heidestraße einschließlich Straßenbrücke über den Landwehrkanal –  für nicht überzeugend. Zur 2. Lesung solle zu den Regressmöglichkeiten, zur Zeitplanung, zur Inbetriebnahme bzw. über die nichtfunktionsfähigen Anlagen genauer berichtet werden. Was sei noch abzurechnen? 

Zu Titel 722 21 – Neubau eines Straßenbrücke über die Spree und eines Industriebahntunnels mit Stützwänden im Zuge der geplanten Süd-Ost-Verbindung (Treptow-Köpenick) –  bitte er um einen Bericht, der sowohl die finanzielle wie zeitliche Planung für das gesamte Projekt Süd-Ost-Verbindung berücksichtige. Wie gehe es in den nächsten Jahren weiter? Seien Brückenbau und zugehörige Straßenbaumaßnahme des Bezirks in den Bauabläufen aufeinander abgestimmt? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet darum, dem Bericht zu Titel 722 21 auch die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und die Erläuterung zur EU-Kofinanzierung beizulegen. 

Vors. Wieland stellt fest, Titel 722 11 und 722 21 seien zur 2. Lesung zurückgestellt. SenStadt werde zur 2. Lesung berichten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zu Titel 722 41 – Neubau einer Straßenbrücke über die Oberspreestraßestraße einschließlich Rampenstützwände (TVO) Köpenick –  und Titel 722 42 – Neubau einer Straßenbrücke über die Ottomar-Geschke-Straße (TVO) –  zur 2. Lesung um die Zeitplanung. Angesichts des Verwaltungsgerichtsurteils stelle sich die Frage, ob der zeitliche Rahmen für die EFRE-Mittel einzuhalten sei. Welche Mittel seien bisher geflossen? Seien die Zahlen im Haushaltsplanentwurf noch aktuell? Was stehe in den nächsten Jahren an? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) berichtet, in dem betreffenden Gerichtsverfahren habe man obsiegt. Man werde nun unverzüglich sämtliche Baumaßnahmen in Angriff nehmen, wie es bereits in Bericht Nr. 14 in Schreiben rote Nr. 3362 angekündigt sei. Darüber hinaus könnte man nichts Neueres berichten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob noch in diesem Jahr die betreffenden 1,8 Mio € umgesetzt würden. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, das werde in diesem Jahr nicht mehr geschehen. Aber bis Ende 2007 solle die Maßnahme beendet sein. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob es eine Restebildung geben werde. Ansonsten müsse man die Raten verschieben. 

StS Schulte (SenFin) erklärt, mit dieser Frage habe man sich bisher noch nicht beschäftigt. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zur 2. Lesung hierzu um einen Vorschlag. 

Vors. Wieland stellt fest, die Titel 722 41 und 722 42 seien zur 2. Lesung zurückgestellt. SenFin werde berichten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 727 51 – Neubau der südlichen Freiarmbrücke über das Neuenhagener Fließ im Zuge des Fürstenwalder Dammes –, warum diese Maßnahme so dringend sei, dass eine Veranschlagung nach § 24 Abs. 3 LHO erfolge. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, die Dringlichkeit sei gegeben, weil die BVG die Straßenbahn über diese Brücke führen wolle. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 821 65 – Kauf von Grundstücken für von Dritten geförderte Investitionsmaßnahmen – , warum dieser Grunderwerb im Zusammenhang mit der TVO in einem gesonderten Titel etatisiert werde. Normalerweise gehöre der Grundstückserwerb nun direkt zur Baumaßnahme. 

Herr Treptau (SenStadt) erklärt, diese TVO-Maßnahme werde mit 75 % EFRE-Mitteln finanziert. Nach den Fördervorschriften sei hierbei allerdings der Grundstückserwerb von der Maßnahme zu trennen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 891 49 – Zuschuss an die OSB-Sportstättenbauten GmbH –, ob die vom Ausschuss für Bauen, Wohnen und Verkehr vorgeschlagenen Kürzungen realistisch seien. Wie lange müsse man diesen Zuschuss noch zahlen?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, hierbei gehe es nur noch um die Finanzierung von strittigen Forderungen, die gerichtlich ausgetragen würden. Eine Prognose, wann man in welchem Umfang zu einer Zahlung verpflichtet werde, sei kaum möglich. Man wolle nicht durch eine „überbordende Veranschlagung“ den 
falschen Eindruck erwecken, man gehe von vornherein davon aus, diese Auseinandersetzungen zu verlieren. 

Abg. Eßer (Grüne) fragt, warum die OSB Sportstättenbauten GmbH weiterhin einen Zuschuss erhalte, wenn es nur noch um gerichtliche Auseinandersetzungen gehe. Merkwürdigerweise sei im Haushaltsplanentwurf der Zusatz „i. L.“ für „in Liquidation“ hinter OSB bereits wieder verschwunden. Die große Rate von 3,6 Mio  € ab 2008 sei völlig unverständlich. Müsse man diese Gesellschaft aufrechterhalten, um Prozesse zu führen? Sei die zeitliche Perspektive für diese Prozesse realistisch? 

Abg. Zackenfels (SPD) bittet zur 2. Lesung um die Vorlage des Wirtschaftsplans der OSB Sportstättenbauten GmbH. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, man benötige das Wissen und die Kenntnisse des Geschäftsführers dieser GmbH. Aus diesem Grund werde diese GmbH aufrechterhalten. Ohne dieses Wissen wäre man vor Gericht sicherlich weniger erfolgreich. Deshalb rentiere sich eine solche Ausgabe für diese GmbH. – Welche Kosten in den gerichtlichen Auseinandersetzungen für das Land Berlin anfielen, lasse sich kaum einschätzen. Das Gleiche gelte für die Dauer der Verfahren. – Die OSB-Sportstättenbauten GmbH befinde sich in Liquidation; das Fehlen des „i. L.“ sei insofern wohl ein Druckfehler. 

Vors. Wieland bittet darum, dies redaktionell zu überarbeiten. – Damit sei die 1. Lesung des Kapitels 12 55 beendet. 



Kapitel 12 60 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung






           – Ministerielle Angelegenheiten des Bauwesens –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) nimmt Bezug auf Titel 111 48 – Gebühren nach der Verordnung über die Erhebung von Gebühren im Bauwesen –. In den Erläuterungen sei der Bereich Baugenehmigungen angeführt. In welchem Umfang erteile SenStadt Baugenehmigungen?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, hierbei gehe es um Baugenehmigungen für Botschaften und Ministerien. Pro Genehmigung erhalte man 13 000 €. 

Vors. Wieland stellt fest, dass die 1. Lesung des Kapitels 12 60 abgeschlossen sei. 

[Unterbrechung von 16.15 bis 16.29 Uhr]

Punkt 2 A der Tagesordnung – vorgezogen – 
	Landesinstitut für gerichtliche und soziale Medizin –

Facility-Management

Vertrauliches Schreiben SenFin – I D – vom 9.9.05
	3446


Vors. Wieland weist darauf hin, dass es hierbei um ein vertrauliches Schreiben gehe. Gegebenenfalls müsse man also die Öffentlichkeit ausschließen. 

Abg. Dr. Flemming (SPD) stimmt der Vorlage zu. In Berlin habe es nach der Wiedervereinigung drei 
Landesinstitute gegeben, und man habe bereits mehrfach beschlossen, dass die Zusammenlegung an einen Ort erfolgen solle. Nun gehe man einen Schritt, um diese Zielsetzung umzusetzen und damit eine Situation wie in den anderen Bundesländern zu schaffen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hebt hervor, dass die Vorlage keine Informationen über die Nachnutzung des zweiten freigezogenen Gebäudes enthalte. Für den BBGes entfielen die Mieteinnahmen. Welche Auswirkungen habe das auf den Wirtschaftsplan des BBGes?

Herr Teichert (BIM) erklärt, der BBGes bleibe in dem betreffenden Gebäude. Lediglich der Bereich der Toxikologie, der dort als Untermieter untergebracht sei, ziehe nach Moabit, und dessen Flächen würden von den BBGes-Einrichtungen weiter genutzt. – Auf Nachfrage des Abg. Schruoffeneger (Grüne), ob somit der BBGes zusätzliche Flächen erhalte, teilt er mit, dass er hierzu nichts Näheres wisse. Jedenfalls stehe das Gebäude nicht leer, sondern werde überwiegend vom BBGes genutzt. 

Vors. Wieland stellt fest, dass diese Frage von SenGesSozV in der nächsten Sitzung zu beantworten sei. 

Der Ausschuss beschließt, Schreiben rote Nr. 3446 zustimmend zur Kenntnis zu nehmen. 



Kapitel 12 70 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung






            – Verkehr –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf die Vorlage über die Gesamtzuwendungen an die BVG. Er bitte um nähere Erläuterungen zur Subventionierung des BVG-Clubs in Höhe von 1,7 Mio €. Hierbei gehe es um die verbilligte Abgabe von Theatereintrittskarten und Ähnliches. – Wo würden die 8 Mio € für die Sozial-karte der BVG veranschlagt? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, hinsichtlich eines BVG-Clubs oder einer Club-Karte sei ihr nichts bekannt. – Zum Thema Sozialkarte habe es noch keine Senatsbefassung gegeben. 

Vors. Wieland stellt Einvernehmen fest, das Thema BVG-Club mit SenWiArbFrau zu erörtern. 

Abg. Eßer (Grüne) nimmt Bezug auf Schreiben rote Nr. 3103 und die Zielbilder für die Landesunternehmen. Demnach sei SenStadt in einer gewissen fachlichen Verantwortung, die nicht SenWiArbFrau wahrnehme. Bei den Zielbildern fehlten leider häufig die fachlichen Ziele, die man mit den eigenen Unternehmen verfolge. Für die BVG sei z. B. lediglich angegeben, dass bis 2007 der Umfang der Betriebsleistungen durch den Unternehmensvertrag vorgegeben sei und mittel bzw. längerfristig ein vernetztes ÖPNV-Angebot für Berlin sichergestellt werden solle. Habe SenStadt fachliche Zielsetzungen entwickelt, die über dieses allgemeine Ziel der Daseinsvorsorge hinausgingen? 

Vors. Wieland betont, dass man dieses vertrauliche Schreiben in öffentlicher Sitzung nur in allgemeiner Form erörtern dürfe. Gegebenenfalls könne man aber die Öffentlichkeit ausschließen. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) weist darauf hin, dass man Schreiben rote Nr. 3103 bereits in dem vertraulich tagenden UA behandelt habe. Die Grundsatzdebatte über die BVG bzw. das Zielbild brauche man nun nicht zu wiederholen. 

Abg. Eßer (Grüne) entgegnet, dort habe man nur festgestellt, dass die fachlichen Ziele fehlten und diese Debatte in den Haushaltsberatungen geführt werde. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, in Schreiben rote Nr. 3103 habe der Senat die Beteiligungen an den Landesunternehmen begründet und seine Erwartungen verdeutlicht. Allerdings könne dieser Bericht nicht ausführen, was SenStadt als für den Verkehr zuständige Fachverwaltung von der BVG und den anderen Verkehrsträgern im Einzelnen erwarte. Dies sei Gegenstand des Nahverkehrsplans und der Fortentwicklung bzw. Fortschreibung des Nahverkehrsplans. Daran arbeite SenStadt zurzeit. Die Eckpunkte des Nahverkehrsplans würden dem Abghs zur Kenntnis gegeben, und anschließend erfolge die Beschlussfassung. Man könne in der heutigen Sitzung die fachlichen Fragen erörtern, aber sie empfehle die Diskussion anhand der Eckpunkte des Nahverkehrsplans. Dabei gehe es u. a. um die Erschließung in der Fläche, Mindeststandards für den Fahrplan zu bestimmten Tageszeiten oder ein behindertengerechtes Angebot. 

Abg. Eßer (Grüne) merkt an, dass man solche Schwerpunkte in das Zielbild hätte aufnehmen können. Solche fachlichen Zielsetzungen sollten in den nächsten Bericht aufgenommen werden, wobei dies nicht so 
detailliert wie im Nahverkehrsplan geschehen brauche. Ähnliche Anforderungen sollten auch für BSR und BWB formuliert werden. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet um Zurückstellung von Titel 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht –.

Vors. Wieland stellt Einvernehmen fest, diesen Titel zur 2. Lesung zurückzustellen. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zu Titel 122 01 – Entgelte für Sondernutzung des Straßenlands – um eine Darstellung darüber, was im Zusammenhang mit dem Übergang der Baulastträgerschaft für Lichtmaste auf die Bezirke an Personal, Einnahmeerwartungen und baulicher Unterhaltung dorthin verlagert worden sei. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) betont, dass Titel 122 01 die Entgelte der BVG bzw. VVR-Berek betreffe. Um die Verlagerung von Personal an die Bezirke gehe es dabei nicht. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, die Erläuterung zu diesem Titel verweise ausdrücklich auf die Übertragung der Baulastträgerschaft auf die Bezirke. Insofern gehe es nicht nur um die Einnahmeerzielung durch Werbung an den Lichtmasten, sondern auch um die Kosten der baulichen Unterhaltung. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) nennt die Zahl 13 900 €. Diese Summe sei dadurch zu erzielen, das Funkanlagen für Mobilfunknetze an Lichtmasten möglich seien. Das sei nicht mit einem wesentlichen Einsatz von Personal und Sachmitteln verbunden. 

Vors. Wieland geht davon aus, dass sich die Frage von Abg. Schruoffeneger nicht nur auf Titel 122 01, sondern auf die gesamten Auswirkungen der Übertragung dieser Baulastträgerschaft auf die Bezirke bezogen habe. Insofern gehe es darum, ob es auch in anderen Titeln Veränderungen gegeben habe. – SenStadt solle hierzu zur 2. Lesung berichten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stellt fest, dass die Ansätze bei Titel 231 10 – Zuweisungen des Bundes nach dem Regionalisierungsgesetz – aufgrund der bis 2007 festgelegten jährlichen Steigerungsraten gebildet worden seien. Sei in der mittelfristigen Finanzplanung für die Zeit nach 2007 eine Fortschreibung des Ansatzes von 2007 oder weiterhin eine Steigerungsrate vorgesehen? 

Zu Titel 272 96 – Zuschüsse der EU aus dem EFRE für konsumtive Zwecke –: Inwieweit sei eine EFRE-Finanzierung bei Baumaßnahmen in einem konsumtiven Titel möglich? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt zu Titel 231 10, man schreibe in der Finanzplanung die Summe fort, weil man keine eigene Einschätzung habe, die eine Veränderung begründen könnte. – Eine EFRE-Finanzierung sei auch ein Stück weit im konsumtiven Bereich möglich, wie sich z. B. bei der Sanierung von Kitas zeige. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) entgegnet, dass die Kitasanierung im Wesentlichen über den EFRE-Titel Umweltförderprogramm laufe. Im Fall der Straßensanierung könne man eine solche Zuordnung wohl nicht vornehmen. Die Straßensanierung sei bisher für EFRE dem Bereich „wirtschaftsnahe Infrastruktur“ zugeordnet worden, und damit habe das Kriterium „investiv“ gegolten. 

Herr Treptau (SenStadt) weist darauf hin, dass z. B. die Projektträgerschaft für das Umweltentlastungsprogramm konsumtiv finanziert werde – mit EFRE zu 75 %. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) betont, dass es im vorliegenden Fall nicht um Maßnahmen im Umweltentlastungsprogramm, sondern um Maßnahmen im Bereich „wirtschaftsnahe Infrastruktur“ gehe. 

Herr Stock (SenStadt) führt aus, dass nach der Strukturfondsverordnung und der EFRE-Verordnung der Einsatz von Strukturfondsmitteln nur davon abhängig sei, was in der entsprechenden Rahmenplanung und den operationellen Programmen des Mitgliedstaates vorgesehen sei. Wenn in den operationellen Programmen sowohl investive als auch konsumtive Ausgaben zulässig seien, gelte das auch für die einzelnen Ausgaben bei den entsprechenden Haushaltstiteln. 

Abg. Eßer (Grüne) fragt, ob dieser offene konsumtive Einsatz der EFRE-Mittel für Straßenbauunterhaltung auch sicher erlaubt sei und nicht später zu Rückzahlungen führe. In welcher Form sei dies innerhalb von Programmumplanungen angemeldet worden? Sei dies genehmigt worden? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) teilt mit, dass man sich zur Klärung dieser Frage in Verhandlungen mit SenWiArbFrau befinde. Hierzu bedürfe es der Betrachtung der konkreten Maßnahmen, wobei es um die Möglichkeit einer Förderung als wirtschaftsnahe Infrastruktur gehe. Dieser Abstimmungsprozess erfolge gegenwärtig mit den Bezirken anhand von deren Anmeldungen; man schaue sich jede einzelne Maßnahme daraufhin an. 

Abg. Eßer (Grüne) bittet zur 2. Lesung um einen Bericht, der die betreffenden Ausgaben unterlege. Darin solle auch auf die Rahmenplanung Bezug genommen werden. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, das werde man vorlegen, soweit es zur 2. Lesung möglich sei. Ansonsten werde dies in Form einer weiteren Vorlage an den Hauptausschuss geschehen. 

Vors. Wieland stellt hierzu Einvernehmen fest. Titel 272 96 sei zur 2. Lesung zurückgestellt. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet um Zurückstellung von Titel 521 01 – Unterhaltung des Straßenlands – zur 2. Lesung. 

Vors. Wieland stellt hierzu Einvernehmen fest. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erklärt, dass in Kapitel 12 70 – das gelte z. B. für Titel 521 21 – Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit –, aber auch für Titel 521 01oder den Titel zu den Radwegen – viele Maßnahmen, die bisher unstrittig Aufgabe des bezirklichen Baulastträgers gewesen seien, jetzt über die Formulierung „Sonderprogramm“, „Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit“ oder „Maßnahmen zur Förderung des Fahrradverkehrs“ zu ministeriellen Aufgaben würden. Diese würden dann wieder zur auftragsweisen Bewirtschaftung in die Bezirke überstellt. 

Die Entscheidung über die Gehwegvorstreckung Hermsdorfer Damm/ Ecke Forststraße unter Titel 521 21 sei allerdings weder eine gesamtstädtische noch eine ministerielle Aufgabe. Vielmehr versuche SenStadt mit einem „Trick“ der Schwierigkeit zu begegnen, dass die baulichen Unterhaltungstitel der Bezirke ausgedünnt seien. Allerdings produzierten diese Sonderprogramme einen „unsäglichen Verfahrensaufwand“. – Zur 2. Lesung solle SenStadt beispielhaft an Titel 521 21 darstellen, wie diese Verfahren abliefen. Wie sei der Konsultations- und Abstimmungsprozess? Was müssten die Bezirke melden? Welche Rolle übernehme SenStadt in diesem gesamten Vorgehen? Warum sei diese Beteiligung unabdingbar notwendig? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, dass es angesichts der geringen Mittel vor allem um die Prioritätensetzung gehe. Man teile den Bezirken mit, in welchem Umfang Mittel zur Verfügung ständen, und bitte sie, ihre wesentlichen und wichtigsten Maßnahmen anzumelden. Dann lade man die Vertretungen der Tiefbauämter ein und diskutiere mit ihnen gemeinsam, wo Prioritäten zu setzen seien. Im Ergebnis – wie man dem betreffenden Bericht entnehmen könne – würden dann in manchen Bezirken tatsächlich keine Maßnahmen durchgeführt, während in anderen Bezirken – auch nach einer solchen Diskussion unter Fachleuten – ein erheblicher Bedarf gesehen werde. Letztlich verteile man die Mittel also nach Dringlichkeit. 

Wenn man von vornherein bestimmte Mittel in die Zuständigkeit der Bezirke geben würde, müsste man sich über ein Quote verständigen. Eine solche Quote stehe aber nicht zur Verfügung, und ein gleichmäßiges Verteilen der Mittel auf die Bezirke halte sie nicht für sachgerecht. Möglicherweise komme man dazu in einigen Jahren, wenn man einen offenbar vorhandenen Nachholbedarf aufgearbeitet habe. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt, dass das Volumen der baulichen Unterhaltungsmaßnahmen insgesamt rd. 18 Mio. € betrage. Es handele sich um Titel, die bei SenStadt angesiedelt seien und auftragsweise in die Bezirke gegeben würden. Er gestehe zu, dass eine pauschalierte Zuweisung Ungerechtigkeiten in sich berge, andererseits halte er es schlicht für unmöglich, dass die vorgesehene Abstimmungsrunde ausreichend Fachkenntnis in jedem Einzelfall habe und über die Prioritäten urteilen könne. Es sei angebracht, diesen viel zu großen Verwaltungsaufwand zu reduzieren.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) erinnert an eine Diskussion aus jüngster Zeit über die Klage, die Bezirke ordneten zu wenig Zebrastreifen an. Das angeschobene Verfahren, das einen Erfahrungsaustausch der bezirklichen Tiefbauämter impliziere, sei gerade dazu angetan, über solche Dinge zu reden. In den letzten 2 Jahren habe sich bei den für die Verkehrssicherheit so wichtigen kleinen Maßnahmen kostengünstig und spürbar Einiges getan. Nach alledem spreche sie sie sich gegen eine erneute Berichterstattung aus.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt die Zurückstellung des Titels.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 531 21 – Bürgerbeteiligung an Planungen – zurückzustellen.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) beantragt die Zurückstellung des Titels 540 03 – Leistungen des Regional- und S-Bahnverkehrs. In den Verträgen mit den Schienenverkehrsunternehmen gebe es Bonus-/ Malusregelungen, und sie erbitte Informationen, wo sich diese Abrechnungen niederschlügen.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, die Titel 540 37 – Ausgaben für die Sicherheit des Luftverkehrs – und Titel 540 53 – Veranstaltungen – zurückzustellen. Zum Veranstaltungstitel erbitte er Bericht gemäß Berichtsauftrag der FDP, rote Nr. 3481, Ziffern 1 und 2.


Titel 540 53 – Veranstaltungen –

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) kann diesen Berichtswunsch nicht nachvollziehen. Es handele sich bei dem Rat für Mobilität und dem Fahr Rat um Koordinierungsgremien und keine freien Träger.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) ergänzt, es handele sich darüber hinaus offensichtlich nicht um eine Bezuschussung der Trägern, sondern einzelner Veranstaltungen.

Abg. Schmidt (FDP) zieht den Berichtswunsch zurück und bittet nunmehr um Darstellung, für welche Veranstaltungen die Ausgaben vorgesehen seien und ob es hierfür rechtliche Verpflichtungen gäbe.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erläutert, der Rat für Mobilität sei anlässlich des Stadtentwicklungsplans Verkehr berufen worden. Dieses Gremium begleite nun die Umsetzung, indem er fachlich berate und Betroffene beteilige. Dies gelte äquivalent für den Fahr Rat. Bei der Verkehrministerkonferenz sei Berlin Gastgeberland, und beim Verkehrssicherheitsforum gehe es um die Absprache der geschilderten Maßnahmen zur Verkehrssicherheit.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 631 12 – Abführung von Einnahmen an den Bund – zurückzustellen.


Titel 662 01 – Schuldendienst für Darlehen für den Schienenverkehr –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet um die Unterlegung des Verkehrsansatzes und die Abschätzung der Bestellerkosten: Welche konkreten Maßnahmen mit welchen Summen seien geplant, und welche Betriebskosten ergäben sich daraus?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, zurzeit seien für die Schienenanbindung des BBI Kosten in Höhe von 496 Mio. € prognostizierten, die sich folgendermaßen aufteilten: 303 Mio. € Bundesmittel, 133 Mio. € 
EFRE-Mittel und jeweils 30 Mio. € entfielen auf Berlin und Brandenburg.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wünscht die Aufteilung auf die einzelnen Baumaßnahmen, denn der Streit gehe nicht darum, wer wieviel zahle, sondern wie die Anbindung erfolge. Er erwarte keine sofortige Antwort, da vermutlich bei den Betriebskosten Nachfragen bei der Bahn nötig seien.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, es sei Aufgabe der Flughafengesellschaft dem Aufsichtsrat die Zuordnung von Kosten auf einzelne Maßnahmen darzustellen. Sie selbst sehe sich außerstande, die gewünschten Informationen zur 2. Lesung nachzureichen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verwundert die Antwort. Die Bahnanbindung sei nicht Teil der allgemeinen Flughafenfinanzierung, sondern müsse extra vom Bund und dem Land Berlin in Auftrag gegeben werden. Die Schätzung auf 30 Mio. € Landesmittel und Mitteilung, dass diese über ein zinsloses Darlehen der Bundesregierung aufgebracht würden, sei bereits recht konkret. Deshalb dürfte es keine Probleme bereiten, die gewünschten Auskünfte zu erteilen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) entgegnet, der Aufteilung der Finanzierung lägen Abstimmungen der Senatskanzlei mit Vertretern des Bundes und des Landes Brandenburg zu Grunde. Es entziehe sich ihrer Kenntnis, was die Flughafengesellschaft den Beteiligten im Einzelnen an Maßnahmen dargestellt habe.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) ist mit dieser Antwort unzufrieden und möchte zur 2. Lesung wenigstens die Betriebskosten nach dem Bestellerprinzip dargelegt bekommen.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) meint, dass dieser Titel für eine solche Frage nicht herhalten könne. Zum einen handele es sich um einen Investitionstitel für die Infrastruktur, zum anderen fielen diese Kosten erst 2011 an. Davor – im Jahre 2007 – läge eine Revision der Regionalisierungsmittel, aus denen ein Teil der Betriebskosten zu finanzieren sei. Es sei deshalb unsinnig, einen Bericht zur 2. Lesung zu erwarten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwidert, gerade wegen der Revision sei es wichtig, sich einen groben Überblick über die Bestellerkosten zu verschaffen. Es gelte zu verhindern, dass die vermutlich relativ hohen Kosten durch Einsparungen bei den anderen Regionallinien erbracht würden. Um die mit einer solchen Finanzierung einhergehende Verschlechterung des sonstigen Regional- und Nahverkehrssystems Berlins zu verhindern, müsse das Thema in die Verhandlungen über die Regionalisierungsmittel eingebracht werden.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) fasst dies als Auftrag auf, bei der Bahn zu erfragen, welche Kosten in etwa entstünden, falls Berlin im Jahr 2011/2012 bestimmte Leistungen bestellte.

Abg. Kaczmarek (CDU) hofft, dass in diesem Bereich keinerlei Kosten anfielen. Es müsse gelingen, einen Anbieter zu finden, der die Flughafenanbindung eigenwirtschaftlich betreibe. Im Übrigen sei der Flughafen prinzipiell schon heute angebunden. – Ihn beschäftige in dem Zusammenhang eine andere Frage: Der Bund stelle die auf Berlin entfallenen 30 Mio. € zur Verfügung, wobei das Land den Schuldendienst tragen müsse. Wäre es nicht nötig, diese Summe auf den Kreditrahmen anzurechnen, da der Vorgang letztlich wie eine Kreditaufnahme des Landes wirke?

Herr Dr. Kalender (SenStadt) erläutert, nach dem Bundesschienenwegeausbaugesetz bestünden zwei Optionen, und zwar ein nicht rückzahlbarer Baukostenzuschuss für bestimmte Maßnahmen sowie ein zinsloses Darlehen, das innerhalb einer gewissen Zeit getilgt werden müsse. In diesem Fall werde der Bund die 30 Mio. € verauslagen und Berlin müsse die Summe in Raten tilgen.

Abg. Kaczmarek (CDU) sieht sich in seiner Annahme bestätigt, dass diese Verfahrensweise in ihrer Wirkung dieselbe sei wie eine eigene Kreditaufnahme des Landes Berlin.

StS Schulte (SenFin) weist auf die Erläuterungen hin, in denen dargestellt sei, dass es sich um keine Darlehensaufnahme des Landes, sondern der Deutschen Bahn AG handele.

Abg. Kaczmarek (CDU) bedauert die rein formale Argumentation und bleibt bei seiner Auffassung, dass die materielle Wirkung identisch mit einer eigenen Kreditaufnahme Berlins sei, denn der Schuldendienst werde vom Land getragen.

Abg. Wechselberg (Linkspartei.PDS) hält gerade bei der Kreditaufnahme den formalen Aspekt für wichtig. Die formale Seite sei klar dahin gehend geregelt, dass es sich um keine Kreditaufnahme des Landes, sondern eines Dritten handele. Er folge deshalb nicht der Argumentation, diese Summe auf den Kreditrahmen anrechnen zu müssen.
Abg. Schruoffeneger (Grüne) klingt dies nach einer Umgehungskonstruktion. Man sei in der Entscheidung, ob man die Tilgung zahle, keineswegs frei. Es handele sich vielmehr um den vom Land Berlin aufzubringenden Anteil an dieser Maßnahme – eine Zahlungsverpflichtung Berlins.

Abg. Kaczmarek (CDU) stellt fest, dass sich Berlin in der Position des Schuldners befinde, auch wenn das Land nicht selbst Kreditnehmer sei. Er erinnere daran, dass bei den Sonderfinanzierungen eine Anrechnung auf die Kreditermächtigung vorgenommen werde, auch wenn es sich hierbei ebenfalls formalrechtlich um keine Kreditaufnahme handele.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) kann die Kritik nicht nachvollziehen. Es gehe hier um nichts anderes als eine Finanzierung, wie sie im Bundesschienenwegeausbaugesetz vorgesehen sei.

StS Schulte (SenFin) verweist auf die bundeseinheitliche Gruppierungsübersicht, wo die Titelgruppe 662 mit „Schuldendiensthilfe an Sonstige im Inland“ bezeichnet werde. D. h. es werde unterschieden, ob man selbst den Kredit aufgenommen habe oder ein anderer – die Veranschlagung sei demnach völlig korrekt. Folgte man Abg. Kaczmareks Argumentation, wäre 662 überflüssig.

Abg. Kaczmarek (CDU) überzeugt die Erklärung nach wie vor nicht, zumal es sich um eine Argumentation aus der eigenen Veranschlagung heraus handele. Der Vorgang sei etwas anderes als eine normale Schuldendiensthilfe.

StS Schulte (SenFin) erklärt, das Haushaltsrecht unterscheide Schuldendiensthilfen von normalem Schuldendienst. Schuldendienst sei das, was man für Schulden, die man selbst aufgenommen habe, zahlt. Schuldendiensthilfen hingegen seien Zahlungen an andere für Schulden, die diese aufgenommen hätten. Die bundeseinheitliche Systematik gebiete die Verbuchung genau an der Stelle, wo sie vorgenommen worden sei.

Abg. Kaczmarek (CDU) beantragt die Zurückstellung und bittet gleichzeitig, nochmals zu überprüfen, ob die Summe auf die Kreditermächtigung anzurechnen sei.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 683 14 – Förderung von zukunftsorientierten Entwicklungsmaßnahmen –, Titel 683 45 – Zuschüsse an nichtbundeseigene Eisenbahnen für betriebsfremde Lasten – und 
Titel 683 65 – Zuschuss zur Deckung des Betriebsverlustes des Verkehrsverbundes Berlin-Brandenburg GmbH – zurückzustellen.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) beklagt im Zusammenhang mit Titel 683 65, dass bezüglich des VVB bisher noch kein Wirtschaftsplan vorliege, wobei sie den für 2005 hiermit anfordere. Sie hoffe, dass sich daraus erschließe, welche Summen für die Verbundaufgaben sowie für die Aufgaben des Aufgabenträgers Land Berlin notwendig seien. – Werde der sich in Arbeit befindende neue Konsortialvertrag dem Abgeordnetenhaus zur Verfügung gestellt?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, der Wirtschaftsplan sei auf dem Weg, und bezüglich einer möglichen Weitergabe des Konsortialvertrags müsse sie sich erkundigen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt Titel 720 18 – Verbesserung der Umsteigebeziehungen im ÖPNV – ohne Bericht sowie Titel 720 16 – Verbesserung der Infrastruktur für den Radverkehr – mit Berichtswunsch zu den Forderungen des ADFC zurückzustellen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) verweist darauf, dass bereits berichtet worden sei. Der ADFC fordere eine bessere Ausstattung des Titels, die der Senat jedoch nicht beschlossen habe. Diese Haltung könne sie mündlich bestätigen, und dem sei nichts hinzuzufügen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verzichtet daraufhin auf einen Bericht, bleibt jedoch bei dem Wunsch nach Zurückstellung.

Abg. Schmidt (FDP) lenkt den Blick auf den Mittelabfluss bei diesem Titel, der zurzeit bei 1,2 Mio. €, d. h. weniger als der Hälfte liege. Wie sei sichergestellt, dass der Titel ausgeschöpft werde? – Der bereits angesprochene Bericht Nr. 19 an den Fachausschuss liste verschiedene Maßnahmen auf und beziffere die benötigten Mittel. Inwieweit würden die Jahresscheiben den Haushaltsansätzen angepasst?

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, sie dränge durch entsprechende Anfragen und gegebenenfalls auch schriftliche Aufforderung die Bezirke darauf, die 2005 zur Verfügung gestellten Mittel kassenwirksam umzusetzen. Bezüglich des Mittelbedarfs 2006 sei man einerseits bemüht, Prioritätensetzung zu ermöglichen, andererseits sei man auch flexibel genug, andere Maßnahmen zum Zuge kommen zu lassen, machte ein Bezirk von der Möglichkeit der Verausgabung keinen Gebrauch.


891 01 – Zuschüsse an die Berliner Wasserbetriebe für die Straßenregenentwässerung –

Abg. Schmidt (FDP) vergleicht die Ist-Zahlen von 2004 und diesen Jahres mit dem Ansatz und stellt fest, dass 15 Mio. € bei weitem nicht erreicht seien. Inwieweit werde der Ansatz 2006/2007 tatsächlich benötigt? Lägen vertragliche Bindungen gegenüber den Wasserbetrieben vor, die Ausgaben in dieser Größenordnung erforderten?

Abg. Schruoffeneger (Grüne) merkt an, dass die Oberflächenwasserqualität noch bei Kapitel 12 80 Thema sein werde. Im Zusammenhang mit der EU-Richtlinie gebe es Fristen für die Einhaltung bestimmter Qualitätsstandards, und die Trennkanalisation sei wesentlicher Baustein hierbei. Er bitte deshalb um einen zusammenfassenden Bericht bezüglich der geplanten Baumaßnahmen unter Einbeziehung des Titels zur Oberflächenwasserqualität.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt den Bericht zu, weist aber gleichzeitig darauf hin, dass die Berliner Wasserbetriebe Bauträger seien. Über den Baufortschritt könne sie deshalb nur aus der Entfernung berichten.


Titel 891 02 – Zuschüsse für Investitionen des öffentlichen Personennahverkehrs – 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) spricht aus dem Bericht Nr. 21 die Maßnahme U-Bahnsanierung West – Tunnelanlagen – an. Die hier aufgeführten Jahresscheiben lieferten kein Bild über die insgesamt benötigten Mittel zur Herstellung der Betriebsfähigkeit. Er erbitte deshalb bis spätestens zu der Osterpause eine Problembeschreibung, welche Baumaßnahmen in den Westtunneln mit welchen finanziellen Dimensionen in den nächsten 10 Jahren anstünden.

Herr Dr. Kalender (SenStadt) erklärt, man habe bei den U-Bahnen zwischen West- und Ostnetz zu unterscheiden. Das Ostnetz werde mit GVFG-Mitteln nach einem Programm, das bereits in den 90er Jahren mit der BVG verabredet worden sei, saniert. Das Westnetz liege nach dem Unternehmensvertrag in unmittelbarer Zuständigkeit der BVG und sei über die jährlich zur Verfügung gestellten Infrastrukturmittel – 175 Mio. € –zu sanieren. Zusätzlich seien jedoch Programme für spezielle Maßnahmen aufgelegt.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) verwundert diese Auskunft. Bei der letzten U-Bahn-Sanierungs-
maßnahme sei erläutert worden, dass für die U-Bahnsanierung West durch Umschichtung von Regionalisierungsmitteln ein entsprechender Zuschuss an die BVG – die nicht in der Lage sei, die Maßnahme allein zu finanzieren – gezahlt werden könne. Sie beantrage, den Titel zurückzustellen. Unabhängig davon frage sie nach dem Sachstand bei der Finanzierung eines Fahrgastinformationssystems der S-Bahn.

Abg. Schmidt (FDP) schließt sich der Bitte nach Zurückstellung an.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält es für ausgeschlossen, dass die BVG die für das Tunnelsystem des Westnetzes anstehenden Bausmaßnahmen über die Mittel des Unternehmensvertrages schultern könne, es sei denn man verzichtete 15 Jahre auf die Anschaffung neuer Fahrzeuge, was keiner ernsthaft beabsichtige. Er bitte weiterhin um eine realistische Einschätzung des Sanierungsbedarfs sowie eine Einschätzung der BVG, wie dies in den Jahresscheiben des Unternehmensvertrages abgedeckt werden könne.

Nach Ankündigung von Frau Sen Junge-Reyer (Stadt), in dem Bericht lediglich auf die bestehende Rechtslage mit ihren Zuständigkeiten verweisen und die Summen aus dem Unternehmensvertrages benennen zu können, bittet Abg. Schruoffeneger (Grüne), bei der BVG die mittelfristige Planung und den auf die Sanierung des Tunnelsystems West entfallenen Anteil bei den Infrastrukturmitteln zu erfragen.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 891 10 – Anteil Berlins an der Vorbereitung und Durchführung von Brückenbaumaßnahmen der Deutschen Bahn AG – zurückzustellen.
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Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt in öffentlicher Sitzung, die in der Petition bezeichnete Lichtzeichenanlage befinde sich im Bauprogramm 2006/2007, und die Maßnahme werde in 2006 vorgezogen.


Allgemeine Erläuterungen

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) fragt im Zusammenhang mit dem anstehenden Umzug der Verkehrslenkungsbehörde nach den finanziellen Auswirkungen und dem geplanten Zeitpunkt dieser Maßnahme.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erwidert, die BIM sei mit der finanziellen Ausstattung hinsichtlich der notwendigen kleinen Maßnahmen und der Finanzierung des Umzugs betraut. Diese Planung werde noch abgestimmt, Einzelheiten seien ihr nicht bekannt, und die Maßnahme sei auch nicht im Haushalt von SenStadt etatisiert.

Auf den Hinweis von Abg. Schruoffeneger (Grüne), dass sich im Haushalt keine BIM-Titel befänden, sondern nur die alten Titel für Bewirtschaftung und Miete erklärt Frau Sen Junge-Reyer (Stadt), man werde an die BIM die Miete zahlen, wenn der Umzug vollzogen sei. Die BIM plane die Herrichtung der Räume zu Mitte nächsten Jahres. Die Räumung der Beerenstraße stehe in unmittelbarem Zusammenhang hiermit.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) hält es für sinnvoll, zur 2. Lesung die richtigen Titel einzurichten, denn ansonsten stünden nach dem Umzug außerplanmäßige Ausgaben an. Den Einwurf der Senatorin, die Zahlungen erfolgten aus Titel 518 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume –, könne er nicht nachvollziehen; seines Wissens werde aus diesem Titel nicht an die BIM geleistet.

StS Schulte (SenFin) erklärt, für die Zahlung an die BIM müsse ein neuer Titel 518 20 – Mietausgaben für die Nettokaltmiete aufgrund vertraglicher Verpflichtungen aus dem Facility-Management – eingerichtet werden.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) beantragt, folgende Titel zurückzustellen:

Titel 517 01 – Bewirtschaftungsausgaben – ,
Titel 521 31 – Unterhaltung der Lichtsignalanlagen – ,

Titel 720 13 – Neu- und Umbau von Lichtsignalanlagen – und
Titel 720 17 – Neu- und Umbau von Lichtsignalanlagen zur ÖPNV-Beschleunigung –.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) schließt sich dem Vorschlag an, erbittet gleichzeitig zur 2. Lesung den angekündigten Bericht über den Fortschritt der Privatisierungsverhandlungen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) erklärt, eine entsprechende Vorlage sei in Arbeit, könne aber zur 2. Lesung nicht zugesagt werden.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt, Titel 521 21 – Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit – zurückzustellen. – Zum Titel 540 10 – Dienstleistungen – habe es zur Ziffer 3, Verkehrssicherheitsprogramm, im Sommer eine MzK gegeben. Er erbitte bis zur Osterpause nächsten Jahres Darstellung über die finanzielle Umsetzung dieses Programms. – Zu Titel 812 79 – Geräte, technische Einrichtungen, Ausstattungen – bitte er zur 2. Lesung um Bericht, welche Maßnahmen in den Jahren 2006/2007 geplant seien, um in Berlin die im Rahmen der Luftreinhaltung von der EU vorgegebenen Obergrenzen für Luftschadstoffkonzentrationswerte einzuhalten.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) weist darauf hin, dass solche Informationen im Luftreinhalteplan zu finden seien. Die finanzielle Unterlegung könne den Erläuterungen zum Haushaltsplan entnommen werden. Sie sei aber gern bereit, die geplanten Maßnahmen aus dem Luftreinhalteplan für die Jahre 2006/2007 und deren Finanzierung aufzulisten.


Kapitel 12 80 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Integrativer Umweltschutz –

Allgemeine Erläuterungen

Abg. Eßer (Grüne) bemängelt – wie bereits bei der BVG –bezüglich der Berliner Wasserbetriebe (BWB) die unspezifische finanz- und fachpolitische Vorgabe. Hier heiße es: „Optimierung aller Prozesse und Funktionen des Unternehmens“. Das Abgeordnetenhaus könne die Benennung eines Bündels von fachpolitischen Zielsetzungen erwarten, mit der man die qualitativ hochwertige Versorgung der Bevölkerung mit Trinkwasser sowie die Entsorgung der Abwässer im Rahmen der öffentlichen Daseinsvorsorge sicherstellen wolle. An Hand solcher Eckwerte könne zu einem späteren Zeitpunkt auch überprüft werden, wie die Umsetzung vorangekommen sei.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 099 01 – Abwasserabgabe – sowie Titel 111 47 – Grundwasser​entnahmeentgelt – zurückzustellen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bezieht sich auf den Bericht an den Fachausschuss Nr. 15, der sich mit den Notwendigkeiten im Bereich des Gewässerschutzes befasse. Auf die Problematik der Einhaltung der EU-Richtlinien im Bereich der Oberflächenwasserqualität habe er bereits aufmerksam gemacht – die Abwassereinleitung und deren Folgen für die Oberflächengewässer sei der neuralgische Punkt in Berlin. Dennoch nähme man das Grundwasserentnahmeentgelt, das die Bevölkerung stark belaste, als Steuerungsfunktion. Die Einleitung wirke sich dagegen finanziell nur gering aus. Diese Handhabung halte er für wenig produktiv. Deshalb bitte er zur 2. Lesung um Auflistung der Möglichkeiten – und sei es lediglich die Bundesratsinitiative –, kostenneutral umzuschichten, wobei Ziel das Erreichen der EU-Vorgaben für 2012 sei. – In dem Bericht sei ein Investitionsbedarf in Höhe von 130 Mio. € für die nächsten 6 bis 7 Jahre veranschlagt, deren finanzielle Absicherung er jedoch nicht erkenne. Zu diesen beiden Aspekten bitte er, im Rahmen des Gesamtberichts zu der EU-Richtlinie und der Oberflächenwasserqualität Stellung zu nehmen.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) entgegnet, man stoße bereits an die Grenzen der bundesrechtlichen Regelungen. Sie könne nicht in Aussicht stellen, starke Verbündete bei den anderen Bundesländern zu finden. Dort gehe die Tendenz eher in die andere Richtung, nämlich die Kosten für die Abwasserentsorgung zu senken. Dennoch könne sie hierzu gern schriftlich berichten. – Die Frage, wie ein guter ökologischer Zustand bis 2012 erreicht werden könne, hänge eng mit der finanziellen Ausstattung zusammen. Sie sei sich bewusst, dass diese Frage mit der vorliegenden Finanzplanung noch nicht abschließend beantwortet sei. Deshalb sei auch dargestellt, dass eine Fristverlängerung möglich sei. Eine genauere Einschätzung werde man nach Absprache mit den anderen Ländern voraussichtlich zur Aufstellung des nächsten Haushalts vornehmen können.

Abg. Eßer (Grüne) hält die Frage für gerechtfertigt, was die Berliner Wasserbetriebe sowohl planerisch als auch finanziell beitragen könnten, um diese Zielsetzung zu erreichen. Damit setzte sich der Senat in seinem Zielbild nicht auseinander, was er bedauere.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 111 53 – Gebühren nach Bundesrecht – und Titel 511 40 – Geräte, Ausstattungs- und Ausrüstungsgegenstände – zurückzustellen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt zu Titel 540 10 – Dienstleistungen –, Ziffer 11 – Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie: Hier seien für die beiden Jahre erhebliche Mittel etatisiert – wann sei mit der abschließenden Erarbeitung zu rechnen bzw. könne bereits der Zwischenstand umgesetzt werden?

Herr Bergfelder (SenStadt) berichtet, die 1. Phase – eine vorläufige Bestandsaufnahme sowie überschlägige Beurteilung der Qualität und Quantitäten von Oberflächen- und Grundwasser – sei abgeschlossen. Bei der 2. Phase gehe es um die Entwicklung von Mess- und Monitoring-Programmen, aus denen sich ab 2009 die Maßnahmen- und Bewirtschaftungsplanung für den Koordinierungsraum Havel ableiten werde. Dies geschehe in Kooperation mit den übrigen Elbe-Anliegern und mit externer Hilfe. Man gehe davon aus, dass die Monitoring-Programme in 2 Jahren fertig gestellt seien. Sodann werde man einen Überblick haben, ob die bestehende Fachplanung und Zielsetzung – hier seien der Abwasserbeseitigungsplan 2001, das Sanierungsprogramm zum Misch- und Trennsystem und der Bericht an das Abgeordnetenhaus über die wesentlichen Ziele der Wasserwirtschaft in Berlin, die 3-Säulen-Theorie, genannt – dem wasserwirtschaftlichen Standard entspreche oder zusätzliche Maßnahmen, die mit Brandenburg abgestimmt werden müssten, erforderlich seien. 


Titel 671 38 – Kostenersatz für Gewässerschutzanlagen –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) verweist auf die Begründung, nach der die aufgelisteten Maßnahmen zur Erfüllung von §37a Berliner Wassergesetz erforderlich seien. Seien die BWB nicht von sich aus verpflichtet, die rechtlichen Vorgaben zu erfüllen?

Herr Bergfelder (SenStadt) antwortet, in dem Titel seien zwei Maßnahmen verankert. Die Gewährleistung des Grundwasserstands in Johannisthal sei eine temporäre Maßnahme. Hier finde seit Jahren eine aufwändige Altlastensanierung statt, die zu 75% mit Bundesmitteln kofinanziert sei. Die BWB könnten als Kostenträger nicht herangezogen werden, da sie nicht Verursacher dieser Altlasten seien. Im Weiteren handele es sich um die Erstattung des besonderen Aufwandes im Zusammenhang mit dem ordnungsgemäßen Betrieb der Phosphateleminationsanlage Tegel. Dem liege folgender Sachverhalt zu Grunde: Im Falle, dass es keinen ausreichenden Zulauf in diese Anlage aus dem Klärwerk Schönerlinde über den Nordgraben gäbe, bestände die Gefahr, dass nährstoffreiches Oberhavelwasser in den Tegeler See eindränge und damit die Sanierungsbemühungen der letzten Jahre konterkarierte. Aus diesem Grund werde Oberhavelwasser aus Spandau vor diese Anlage gepumpt, entphosphatisiert und dem Tegeler See zugeführt. Dieser besondere Aufwand hätte den BWB bei der Übertragung der Anlage nicht angelastet werden können, auch wenn die BWB wegen der Uferfiltratentnahme großes Interesse an einer guten Wasserqualität des Tegeler Sees hätten. Die wasserwirtschaftliche Verantwortung liege jedoch beim Land Berlin.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, wer für die Einhaltung von §37a zuständig sei. Er sehe dieZuständigkeit bei den BWB, beim Wasserwerk Jungfernheide sei dies sogar eindeutig.

Herr Bergfelder (SenStadt) entgegnet, Jungfernheide sei im Doppelhaushalt 2006/2007 nicht mehr als Ausgabeposten enthalten, da die Finanzierung seitens Berlins mit Ablauf des Jahres ende. Ab 2006 werde entsprechend einer Vereinbarung mit den BWB bis maximal 2009 weiter finanziert, und zwar der Aufwand der Grundwasserstandshaltung in Johannisthal, damit dort nach Abschluss der Altlastensanierung die Trinkwasserproduktion für das Land Berlin wieder aufgenommen werden könne. §37a besage lediglich, dass die Versorgung Berlins mit qualitativ gutem Trinkwasser den BWB übertragen worden sei.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) spricht auf die Ist-Ausgaben 2004 für Jungfernheide an, die mit  3,22 Mio. € nahezu identisch mit dem Ansatz 2006 seien. Da er ohnehin die Zurückstellung des Titels beantrage, bitte er um Darlegung der Zahlen für 2004 und 2005, die auf Jungfernheide entfallen seien.

Herr Bergfelder (SenStadt) antwortet, der auf Jungfernheide entfallene Anteil belaufe sich in den beiden Jahren auf 364 000 €. Dass weniger ausgegeben worden sei als veranschlagt, liege daran, dass die für Tegel veranschlagten 2,57 Mio. € Betriebs- und Aufwandskosten nicht vollständig benötigt worden seien.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bleibt bei seinem Antrag auf Zurückstellung dieses Titels.


Kapitel 12 81 – Fischereiamt –

Abg. Schmidt (FDP) beantragt die Zurückstellung von Titel 122 03 – Entgelte aus Fischereirechten –.

Titel 517 15 – Betriebs- und Nebenkosten im Rahmen des Facility-Managements –
Titel 518 20 – Mietausgaben für die Nettokaltmiete aufgrund vertraglicher Verpflichtungen aus dem Facility-Management –

Abg. Schruoffeneger (Grüne) stößt sich daran, dass einer Miete in Höhe von 37 000 € Bewirtschaftungskosten in Höhe von 45 000 € gegenüber stünden. Wie erkläre sich diese Relation?

Herr Treptau (SenStadt) antwortet, es handele sich um ein separates Gebäude, das am Wochenende bewacht werden müsse. Deshalb seien die Bewirtschaftungskosten so hoch.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwidert, die Erhöhung betrage rd. 12 000 €, was er für günstig halte, wenn es sich hierbei um die Kosten für einen Wachdienst am Wochenende handle.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) ergänzt, es handele sich um die Kosten für die Dienstleistung zur Bewirtschaftung des Gebäudes. Diese festgelegten Kosten seien an die BIM zu zahlen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet, dass die BIM GmbH zur 2. Lesung des Komplexes Facility-Management über die Kosten für den Personaleinsatz bei dem Dienstgebäude Havelchausse 149/151 berichte.


Kapitel 12 90 – Senatsverwaltung für Stadtentwicklung – Umweltpolitik –


Allgemeine Erläuterungen

Abg. Eßer (Grüne) unterstützt zwar die Zielbilder Wettbewerbsfähigkeit und Effizienzsteigerung, vermisst jedoch – analog wie bei den anderen Kapiteln – jeglichen Hinweis auf abfallpolitische Ziele. Er hoffe auf Besserung beim nächsten Zielbilderbericht.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) ruft den Bericht Nr. 18, Umweltentlastungsprogramm (UEP), aus dem Sammelbericht – rote Nr. 3439 – auf, der sich auf verschiedene Titel beziehe. Es werde mit Stand 31.7.05 von einer Mittelbindung in Höhe von 113 Mio. € berichtet. Entscheidend sei jedoch der Mittelabfluss. Er frage deshalb, wie sich die Abflüsse im Vergleich zu den Jahresscheiben im operationellen Programm und der EU-Richtlinie verteilten. – Zu Ziff. 7: Die B&SU sei als Projekt- und Programmträger eingebunden. Sie erhalte dafür in erheblichem Umfang technische Hilfemittel. Das Programm sei so konzipiert, dass entgegen der ursprünglichen Planung 75 % der Mittel von öffentlichen Stellen verwendet würden. Sei die B&SU bei den öffentlichen Maßnahmen als zwischengeschaltete Servicegesellschaft notwendig?

Zu Ziff. 8: Im Haushaltsjahr 2005 gebe es einen Ansatz von 9,9 Mio. €; der Abfluss habe Ende August aber erst 778 000 € betragen. Wie gestalte sich der Mittelabfluss bis zum Ende des Jahres bzw. gerate man auch beim UEP in die Gefahr, dass Mittel verloren gingen? – Zu Ziff. 10: Hier werde über den Einsatz von Mitteln bei den Bäderbetrieben berichtet. Die Betriebe seien offensichtlich bereit, stärker zu investieren, was daran scheitere, dass die Kofinanzierungsmittel fehlten. Vor dem Hintergrund, dass möglicherweise Programmmittel wegen des zögerlichen Mittelabflusses verloren gingen, frage er, ob es bei den Bäderbetrieben Projekte „in der Schublade“ gäbe, die sich für eine Finanzierung über UEP-Mittel anböten.

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bezieht sich ebenfalls auf den Bericht zum UEP und der enormen Diskrepanz zwischen Ansatz und Mittelabfluss. Es werde darauf hingewiesen, dass öffentliche Träger jederzeit bereit stünden, wenn keine privaten Interessenten vorhanden seien. Bei den aufgelisteten Maßnahmen seien viele Kitas und Schulen dabei. Wie stelle sich dort der tatsächliche Mittelabruf dar, und gebe es ähnliche Verzögerungen wie beim Schul- und Sportstättensanierungsprogramm?

Abg. Schmidt (FDP) fragt, wieso es bisher noch keine Evaluation hierzu gebe. Der Bericht verweise in dem Zusammenhang darauf, dass die Studien durch die Wirtschaftsverwaltung zu vergeben seien, was jedoch nicht der alleinige Grund sein dürfte.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) antwortet zur Frage der Einschaltung der B&SU bei Projekten der öffentlichen Verwaltung. Man habe die Erfahrung gemacht, dass das erforderliche Fachwissen nicht ausreiche und eine kompetente Beratung zwingend erforderlich sei. Dies habe sie bereits im Fachausschuss dargelegt. – Sie gestehe zu, dass sich die Mittelausschöpfung in diesem Jahr schwierig gestalte. Man verschaffe sich zurzeit einen Überblick, in welchem Umfang die Mittel noch kassenwirksam werden könnten, wobei sie davon ausgehe, dass etwa 2 Mio. € übertragen werden müssten.

Herr Stock (SenStadt) ergänzt, der Ausschöpfungsstand des UEP liege bei 113 Mio. € von 127 Mio. €, die insgesamt zur Verfügung stünden. Im Ostteil betrage die Bindung 95 %, im Westteil etwas über 50 %. Im Westteil der Stadt reichten die Mittel nicht aus, um alle gestellten Projektanträge zu berücksichtigen. Die Tranchen in der indikativen Finanzplanung der Kommission spielten nur im Hinblick auf die n+2-Regelung eine Rolle, und hierbei gebe es keine Probleme. Im Ziel 1-Bereich seien bereits 125 % der n+3-Tranche ausgezahlt. Im Westteil der Stadt werde man bei 88 % liegen, was durch andere Programme in der Strukturfondsförderung kompensiert werde. – Nach einer Abfrage bei sämtlichen Fördermittelempfängern könnten voraussichtlich 2 Mio. € nicht abfließen. Die Mittel seien jedoch übertragbar.

Abg. Eßer (Grüne) verwundert, dass das Programm nicht viel stärker aufgestockt werde. Es sei von der Programmkonstruktion vielseitig einsetzbar und liefe besser als andere Programme. Der bei der EU-Kommission eingereichte Antrag auf Umplanung belaufe sich beim UEP nur auf 1 Mio. €, mit denen man das Programm erweitern wolle. Dies halte er für viel zu niedrig gegriffen.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wiederholt in dem Zusammenhang seine Frage zu den Bäderbetrieben. Bei Maßnahmen in diesem Bereich böte sich die Möglichkeit, UEP-Mittel einzusetzen, um Folgekosten zu senken. – Er teile die Einschätzung der Senatorin hinsichtlich der Notwendigkeit, auf das Fachwissen der B&SU zurückzugreifen, wobei sich allerdings die Frage stelle, wie die Verwaltung in die Lage versetzt werden könne, eigenständig mit diesen Programmen zu arbeiten. Die Dotierung von B&SU erscheine ihm im Übrigen mit 10 % der abgeforderten Mittel – 677 000 € Programmträgerkosten bei einem Umsatz von 7 Mio. € – sehr groß.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) korrigiert, der Umsatz betrage 16 Mio. €.

Herr Stock (SenStadt) ergänzt, die Zahl 16 Mio. € beziehe sich auf Titel 883 04 – Infrastrukturmaßnahmen im Rahmen des Umweltentlastungsprogramms – sowie Titel 892 19 – Zuschüsse an private Unternehmen im Rahmen des Umweltentlastungsprogramms –, die gegenseitig deckungsfähig seien. Das 2. Änderungsverfahren, das bei der Europäischen Kommission beantragt worden sei, habe insgesamt ein Volumen in Höhe von 18 Mio. €, von denen 3 Mio. € in das UEP, Ziel 1-Gebiet, gingen. Dies seien etwa 18 %. Berücksichtige man, dass das UEP an der gesamten Strukturfondsförderung einen Anteil von unter 8 % habe, sei man nunmehr überproportional bedient.

Abg. Eßer (Grüne) bleibt bei seiner Auffassung, dass eine stärkere Aufstockung im Rahmen der Umplanung sinnvoll gewesen wäre. So wäre beispielsweise das angesprochene Bäderbetriebe-Projekt über den UEP zu finanzieren gewesen, was mit zusätzlichen Mitteln in Höhe von 3 Mio. € nicht möglich sei.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) entgegnet, man habe auf das laufende Änderungsverfahren keinen Zugriff mehr. Sie selbst sei mit dem Ergebnis für das UEP zufrieden. – Die Bäderbetriebe hätten im Übrigen keinen Antrag gestellt.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt Zurückstellung aller Titel zum UEP ohne Bericht.


Titel 124 01 – Mieten für Grundstücke, Gebäude und Räume –
Abg. Schruoffeneger (Grüne) möchte wissen, was ab 2007 mit dem Grundstück Westhafenstr. 1 geschehe.

Auf die Antwort von Frau Sen Junge-Reyer (Stadt), dass es nach Auslaufen des Mietvertrages an den Eigentümer BEHALA zurückgehe, entgegnet Abg. Schruoffeneger (Grüne), dass es sich um ein landeseigenes Grundstück handeln müsse, da hier Mieteinnahmen ausgewiesen seien.

Herr Dr. Breitenkamp (SenStadt) erläutert, man habe lediglich fiktive Mieteinnahmen erzielt. 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) ergänzt, bei dem Grundstück sei die Zuständigkeit einer anderen Fachverwaltung gegeben, und sie gehe davon aus, dass das Grundstück dann an den Liegenschaftsfonds gehe.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwartet Bericht zur 2. Lesung, ob sich die Westhafenstr. 1 im Veräußerungsportfolio der BEHALA befinde.


Titel 531 92 – Ausgaben aus zweckgebundenen Nebenentgelten des Dualen Systems – 
Abg. Schmidt (FDP) bezieht sich bei diesem Titel auf den Bericht Nr. 19, aus dem hervorgehe, dass die Maßnahmen bisher noch nicht evaluiert seien, da sie noch nicht abgeschlossen seien. Träfe dies auf das gesamte Maßnahmenbündel zu?

Herr Dr. Breitenkamp (SenStadt) weist darauf hin, dass es 2004 Haushaltssperren gegeben habe. In diesem Jahr liefen noch mehrere Projekte, die sich bis in das nächste Jahr erstreckten. Die Vereinbarungen mit dem Systemträger endeten Ende 2006. Zurzeit gebe es das größere Projekt „abfallarmes Bezirksamt“, und es sei in dem Zusammenhang bereits gelungen, den Abfall bis zu 20 % zu mindern. Aus diesem Titel würden weitere Kampagnen finanziert, wie etwa die Entwicklung eines Mitmach-Theaterstückes für Kinder zum Thema Abfalltrennung und eine Plakataktion auf den U-Bahnhöfen in Zusammenarbeit mit der UdK.


Titel 540 31 – Beseitigung von Bodenverunreinigungen ,


Titel 540 70 – Beseitigung von Bodenaushub und Bauschutt sowie Reinigung von Boden 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt – mit Blick auf die VE für das Jahr 2012 – nach den Verfahrensabläufen bei Titel 540 31.Unabhängig von einer Antwort hierzu beantrage er, Titel 540 70 zurückzustellen. 
Dr. Breitenkamp (SenStadt) erklärt, bei Titel 540 31 handele es sich um Altlastensanierung. Dieses Projekt laufe seit dem Einigungsvertrag. Das alte Industriegebiet Oberspree sei die Wiege der deutschen Industrie, und dementsprechend gebe es dort auch viele Altlasten. Auf Jahre hinaus müssten dort Altlasten- und Bodensanierungen vorgenommen werden, was nach Prioritäten – insbesondere nach Gefährdungsgrad des Grundwassers, aber auch Nachnutzung – geschehe. Der Bedarf sei bis 2012 ohne Weiteres zu kalkulieren, wobei nicht auszuschließen sei, dass wegen neuer Nutzungen kurzfristige Altlastensanieruneng und demzufolge Verstärkung des Titels notwendig würden.

Zu Titel 540 70 sei dem Umweltausschuss mit Bericht Nr. 21 berichtet worden. Sen Stadt sei öffentlicher Entsorgungsträger für Bauabfälle und werde dies auch weiterhin bleiben, da bisherige Bemühungen, einen anderen Träger für diese Aufgabe zu finden, gescheitert seien. Die Verwertungsquote bei Bauabfällen betrage über 95 %, und die restliche Entsorgung sei sehr teuer. Daraus ergebe sich, dass ein kostendeckendes System für den Umschlag von Bauabfällen kaum möglich sei. Man könne mit den Gebühren nicht wesentlich in die Höhe gehen, da ansonsten die Gefahr einer illegalen Entsorgung steige. Im Übrigen seien die Kosten nahezu halbiert worden –1999 hätten sie 1,7 Mio. € betragen, 2004 nur noch 0,96 Mio. €. Mehr Einsparungen halte er für nicht realisierbar, da zumindest eine Annahmestelle für die verbliebenen Bauabfälle erforderlich sei.
Abg. Schruoffeneger (Grüne) ist bewusst, dass es noch auf Jahre Altlastensanierung im Bereich Oberspree geben werde. Ihn irritierten jedoch die genauen Angaben für die Jahre 2011 und 2012, wobei in den Jahren dazwischen nichts veranschlagt sei. Welchem System sei es geschuldet, dass gerade nach der Geltungsdauer der mittelfristigen Finanzplanung größere Summen als VE veranschlagt seien?

Herr Treptau (SenStadt) verweist auf Seite 22 des Einzelplanes, auf der sich eine Übersicht aller wesentlichen VEen befinde. In einer Fußnote werde darauf hingewiesen, dass mit der Inanspruchnahme der VE lediglich der Umfang des Freistellungsbetrages ohne Kenntnis des tatsächlichen Zeitpunktes der Kassenwirksamkeit abgebildet werde. Die Altlastenfreistellungsklausel aus dem einschlägigen Umweltrahmengesetz gelte für 10 Jahre, und man habe einen Mittelwert gegriffen, um eine Festsetzung im Rahmen von ProFiskal sicherzustellen. Der eigentliche Abfluss geschähe erst durch die Sanierungsanordnung.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erbittet zum Frühjahr 2007 aktualisierte Einschätzung über den Mittelabfluss sowie Ausgleichsvorschläge für die mittelfristige Finanzplanung für den Fall, dass die Kosten innerhalb der nächsten Jahre entstünden. Letztlich handle es sich um eine haushaltsrechtliche Umgehung der Veranschlagung in der mittelfristigen Finanzplanung.

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) sagt diese genauere Einschätzung zu.

Abg. Schmidt (FDP) beantragt, Titel 541 03 – Energiespar-Marketing –, Titel 541 05 – Nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschonung (Lokale Agenda 21) – sowie Titel 683 03 – Zuschüsse für Veranstaltungen – zurückzustellen.
Abg. Schruoffeneger (Grüne) bedauert die in dem Bericht Nr. 23 an den Fachausschuss enthaltene Bilanz, dass 50 % der Schulen, die sich am Energiespar-Marketing an Schulen beteiligt hätten, wieder aus dem Programm ausgestiegen seien. Er wäre dankbar für Vorschläge, wie das Modell wieder attraktiver gestaltet werden könne.


Titel 540 18 – Sachmittel für die Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, ob beim FÖJ eine Warteliste existiere und wie viele Interessierenten sie enthielte.

Herr Stock (SenStadt) antwortet, es gebe 8 bis 10 Bewerber auf einen Platz. Die finanziellen Mittel reichten jedoch nicht aus, um entsprechend viele Einsatzstellen zur Verfügung zu stellen. Dies liege unter Anderem daran, dass in Berlin rd. 60 % der Finanzierung des FÖJ über ESF-Mittel laufe und man über 2008 hinaus nicht wüsste, wie sich die Förderperiode in diesem Bereich gestalte. In dieser Planungsunsicherheit habe man sich entschieden, für 2007 parallel zur degressiven Gestaltung der ESF-Mittel die Landesmittel zu erhöhen, um die Platzzahlen wenigstens zu halten.

Abg. Schruoffeneger (Grüne) beantragt daraufhin, Titel 540 18 – Sachmittel für die Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres –, Titel 425 96 – Vergütungen der Angestellten aus EFRE-Mitteln – und Titel 684 56 – Zuschüsse zur Durchführung des Freiwilligen Ökologischen Jahres – zurückzustellen.
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	24. Bericht zur Stadterneuerung

Ergänzungsbericht SenStadt – IV C 31 – vom 22.9.05
	2987 B



Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt bezüglich der Verjährung bei der Festsetzung der Ausgleichsbeiträge, ob bei dem Vorgang Kottbusser Tor sichergestellt sei, dass bis Ende 2005 alle Maßnahmen abgerechnet seien. – Laut Seite 5 des Schreibens seien in 50 % der Fälle die Ausgleichsbeträge mit 0,00 € festgesetzt und vereinnahmt. Wie lange dauere ein derartiges Verfahren in der Regel? – Zum Verkauf unsaniert gebliebener Gebäude der GSW interessiere, wann darüber entschieden werde, sowie eine Liste der Grundstücke. Warum dauere es mehr als drei Jahre bis zu einem Verkauf? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) geht davon aus, dass der Bezirk die Ausgleichsbeträge zeitnah und fristgerecht geltend machen werde. – Was die Verkaufsverhandlungen betreffe, habe die GSW kürzlich mitgeteilt, dass sie die Objekte selbst übernehmen wolle. Sie führe Verkaufsverhandlungen zu zwei Objekten und wolle diese von der Übernahmeentscheidung zunächst ausnehmen. – Zur Dauer der Verkaufsverhandlungen: Es sei schwierig durchzusetzen, dass die Verkäufe wie vorgesehen durchgeführt würden. Das Land müsse darauf bestehen, auch deshalb, weil dem Bund sein Anteil erstattet werden müsse. Wenn die Mieterinnen und Mieter einerseits kaufen möchten, ihnen andererseits aber die Finanzen fehlten, seien lange Bemühungen, ggf. durch Beratung, erforderlich. Eine zeitliche Verzögerung sei wegen des Ziels des Verkaufs an Mieterinnen und Mieter in Kauf zu nehmen. 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) bittet um eine Erläuterung zu der Aufrechnung mit Ordnungsmaßnahmekosten, wobei die Höhe des Aufrechnungsvolumens nicht bekannt sei. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet darum, die rote Nr. 2987 B bei der Lesung der Bezirksetats aufzurufen. – Bei Übernahme in ihr Vermögen müsse die GSW etwas rückerstatten. – Solange das Grundstück sich bei einem Sanierungsträger befinde, bekomme dieser entstehende Verluste vom Land erstattet. Welches Interesse habe der Sanierungsträger, es zu verkaufen? Könne man nicht festlegen, dass 12 Monate nach dem Verkaufsbeschluss die Verluste nicht mehr erstattet würden? 

Frau Sen Junge-Reyer (Stadt) bejaht dies. Dann werde der Sanierungsträger sich aber nicht der Mühe unterziehen, die Mieter über einen längeren Zeitraum zu beraten. 

Herr Geffers (SenStadt) bemerkt, dass die Sanierungsträger teilweise auch Überschüsse abführten. Infolge restriktiven Vorgehens sei die Erstattung der Defizite deutlich gesunken. Man habe mitgeteilt, dass Defizite nur noch bis Ende 2005 übernommen würden. – Bei einer Übernahme der Grundstücke werde über den Preis verhandelt. – Zu Seite 5 von Schreiben 2987 B: Die Bezirke hätten keine Ausgleichsbeträge festgesetzt, weil wahrscheinlich aufgrund der Kleinheit der Gebiete keine städtebaulichen Auswirkungen zu begründen gewesen seien. – Zu den anderen Gebieten erarbeiteten die Bezirke die Bescheide. Die Verjährung beginne drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem das Gebiet aufgehoben worden sei. – Die Einnahmen aus Ausgleichsbeträgen seien Städtebauförderungsmitteln gleichzusetzen. Im Bereich Wollankstraße habe der Bezirk von ihm zu leistende Ausgaben aus Titel 893 31 nicht bezahlt, sondern die Ausgleichsbeträge des Eigentümers von vornherein verrechnet. – Die Ausgleichsbeträge kämen zögerlich herein, weil gestundet werden müsse, Rechtsstreite liefen, Kunden insolvent geworden seien oder Ausgleichsbeträge im Fall der Veräußerung mit dem Kaufpreis abgeführt würden. 

	b)
	Entwicklungsmaßnahme Johannisthal-Adlershof

Baumaßnahme Spielplatz am Wohngebiet West
Bericht SenStadt – IV D 23 – vom 6.9.05

betr. Auflage Nr. 14 zum Hh 04/05 (12 40/894 72)
	3330



Der Ausschuss stimmt einstimmig zu. 

	c)
	Entwicklungsmaßnahme Johannisthal-Adlershof

Baumaßnahme Südfuge

Schreiben SenStadt – IV D 23 – vom 19.9.05

betr. Auflage Nr. 14 zum Hh 04/05 (1230/894 72)
	3445



Siehe Beschlussprotokoll!

	d)
	Entwicklungsmaßnahme Johannisthal-Adlershof

Neubau Kita Nr. 1 Wohngebiet West

Schreiben SenStadt - IV D 2 / 25 - vom 30.9.05
	3450



Siehe Beschlussprotokoll!


Zu Kapitel 12 40:

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt bezüglich Titel 161 41 – Erträge aus Wohnungsbauförderdarlehen –, ob das Darlehen nicht angesichts des Verwaltungsaufwands abgewickelt werden könne. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) erklärt, dass der Empfänger des Darlehens den Vertrag nicht beenden wolle. 

Abg. Schmidt (FDP) bittet um Rückstellung der Titel 540 05 – Vorbereitung, Steuerung und Kontrolle von Wohnungsbauprojekten – und 540 10 – Dienstleistungen –.
Abg. Schruoffeneger (Grüne) interessieren bei Titel 540 05 die konkreten Verträge. Müssten die Mittel des Titels 540 10 vom Senat finanziert werden? – Zu Titel 526 10 – Gutachten – interessiere die projektbegleitende juristische Beratung für die Entwicklungsgebiete. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) antwortet bezüglich Titel 540 10, dass der Senat ein Steuerungsinstrument gewollt habe und deshalb auch bezahle. Was die BBU-Berichterstattung angehe, erfolge eine Umlage. 

Abg. Schmidt (FDP) verweist auf den Berichtsauftrag seiner Fraktion zu Titel 685 69 – Sonstige Zuschüsse für konsumtive Zwecke im Inland –.
	
	
	Kapitel 12 95 – Förderung des Wohnungsbaus


	
	
	hierzu:

	
	a)
	Sozialwohnungsbestände
Bericht SenStadt - IV A 4 - vom 20.7.05

zur Beratung des

Doppelhaushaltsplans 2006/2007 (12 95)
	3110



	
	b)
	Programmfibel Förderung des Wohnungsbaus
Bericht  SenStadt - IV Fin 1,

IV A 2-6, IV C 11, IV C 22 - vom 24.7.05

betr. Auflage Nr. 53 zum Hh 04/05
	3117



	
	c)
	Atelierförderung
Ergänzender Bericht SenStadt

- IV C 2 - vom 24.8.05
	3047 A


	
	d)
	Finanzierung der Sanierungsgebiete

Bericht SenStadt - IV C 12 - vom 19.9.05

(betr. Auflage Nr. 45 zum Hh 04/05)
	3444



	
	e)
	Wohnungsbaugesellschaft Marzahn
Vertrauliches Schreiben SenStadt

- IV Fin/IV C 21 - vom 12.9.05
	3131 A
Beratung ggfs.
vertraulich!


Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) beantragt, dass das ganze Kapitel zurückgestellt wird. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) wünscht eine Aktualisierung der roten Nr. 3110. – Was die Atelierwohnungen betreffe, habe man bereits einmal über deren Zweckentfremdung debattiert, die im Umfang von 20 % legalisiert und genehmigt worden sei. Wie könne künftige Zweckentfremdung verhindert werden? – Die Wohnungen seien trotz Förderung für den vorgesehenen Personenkreis noch zu teuer. Er wünsche ein Schreiben dazu, wie eine wachsende Zahl von Zweckentfremdungen bei weiterlaufender Förderung verhindert werden könne. – Wie sei das Controlling insgesamt der Wohnungsbauförderungsprogramme der 90-er Jahre in Bezug auf die Belegungsbindung? Wer kümmere sich noch darum? Welche Möglichkeiten, eine zweckentsprechende Nutzung durchzusetzen, gebe es noch? 

Wie könne man in Zeiten günstiger Zinsen aus dem teuren und vom Verwaltungsverfahren her unsinnigen Fördersystem wegkommen, das dazu führe, dass man sich 90 Jahre lang mit einzelnen Wohneinheiten befassen müsse – 15 oder 30 Jahre Förderung und anschließend 60 Jahre Rückzahlung –? Wäre es nicht sinnvoll, mit den Investoren eine Rechnung zu machen: Was komme heraus, wenn nicht weiter gefördert werde, dafür aber auch keine oder eine geringere Rückzahlung anfalle, auf heute auf- und abgezinst? Es handele sich wahrscheinlich um ein Nullsummenspiel. Die Bilanzen einiger Gesellschaften würden entlastet, weil sie keine großen Rückzahlungsverpflichtungen mehr hätten. Erspart würde der Verwaltungsaufwand beim Land und der IBB. – Welche Überlegungen gebe es dazu bei der Verwaltung? Sehe sie sich in der Lage, anhand eines Förderjahrgangs – 1994 oder 1995 – auszurechnen, was unterm Strich herauskommen würde? 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) meint, das Angebot von 4 € nettokalt für die Ateliers sei schon sehr günstig. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt, welchen Grund es für die erhebliche Subventionierung in den nächsten 10 Jahren gebe, wenn der Bedarf nicht vorhanden sei. Eine Aufgabe von Subventionierung und Zweckbindung würde er falsch finden. Die Zweckentfremdung konsequenzenlos zuzulassen, sei nicht sinnvoll. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) bemerkt, dass Neukölln und Tempelhof-Schöneberg überhaupt keine Belegungsbindung mehr wollten; dies hätten sie durch das Amtsblatt verkündet. Dies sei so nicht hinnehmbar, weil der Wohnungsmarkt sich nicht beliebig in einen Mietermarkt umwandele, sondern tendenziell in das Gegenteil. Insofern müsse die Belegungsbindung, für die viel Geld bezahlt worden sei, dauerhaft abgesichert werden. In bestimmten Bereichen, wo es wohnungs- und sozialpolitisch sinnvoll sei, z. B. in den Großsiedlungen, sei eine Aufhebung der Belegungsbindung sinnvoll, nicht aber in einem ganzen Bezirk. Die Bezirke könnten Einzelbereiche zeitlich befristet von der Bindung freistellen, aber grundsätzlich könne nicht, wie von Bezirken und der Wohnungswirtschaft gefordert, darauf verzichtet werden. Sonst werde man bestimmte Bevölkerungskreise, die man aus sozialpolitischer Sicht mit Wohnraum meine versorgen zu müssen, nicht mehr versorgen können. – Im Zusammenhang mit der Ablösung von Aufwendungsdarlehen u. ä. habe man das Freiwerden von Belegungsbindungen in Aussicht gestellt. Die Einkünfte des Landes hätten über dieses Mittel gesteigert werden können. Man sei auf dem Weg, eine neue Konstruktion zu finden. 

Zur Abschaffung der Anschlussförderung gebe es eine politische Entscheidung. Man dürfe nicht in Formen verfallen, die diese Entscheidung rückgängig machten. Das Durchrechnen eines Förderjahrgangs könne bis zur 2. Lesung nicht geleistet werden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) weist darauf hin, dass nach 30 Jahren die Rückzahlung der Darlehen beginne; diese erstrecke sich über weitere 60 Jahre. Dieses Verfahren erfordere einen enormen Verwaltungsaufwand. Er bitte zu berechnen, was eine Straffung zum jetzigen Zeitpunkt bedeuten würde. Dazu müsste man mit den Investoren verhandeln. Man müsse die langfristigen Verwaltungsstrukturen abbauen. Zum nächsten Frühjahr solle hierzu berichtet werden. 

Er bitte, was mit den Bezirken zur Belegungsbindung diskutiert werde, zur 2. Lesung darzustellen. Faktisch gebe es keinerlei Kontrollinstanz mehr. Mit der Abschaffung der Fehlbelegungsabgabe sei der Nachweis der Wohnberechtigung nach einem bestimmten Zeitraum entfallen. Es gebe kein Instrument mehr, um die Belegungsbindung dauerhaft durchzusetzen. Wer kontrolliere überhaupt? Die IBB tue dies nicht. – Was geschehe, wenn man feststelle, dass die Belegungsbindung nicht mehr eingehalten werde? 

Abg. Zackenfels (SPD) findet den Vorschlag des Abg. Schruoffeneger spannend, sich durch ein Angebot aus der Verantwortung für einen langfristigen Vorgang herauszukaufen. Die Frage sei, was den jeweiligen Kreditnehmer dazu veranlassen könnte, sich umzufinanzieren. Vor dem Durchrechnen solle die Verwaltung Pro und Kontra strukturell abwägen. 

Abg. Wechselberg (Linkspartei.PDS) glaubt, dass der Berichtsauftrag an der Realität vorbeigehe. Woher sollten die bisher vom Land Geförderten, die sich bereits in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befänden, das Geld nehmen, um die Verbindlichkeiten sofort zu tilgen? – Die Verwaltung sollte nicht mit dem Durchrechnen eines hypothetischen Szenarios belastet werden, das in der Realität keinen Bestand haben werde. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) sagt, er habe, um es seriöser zu machen, zunächst eine Grobeinschätzung gewollt. Viele Investoren hätten 1994/95 mit einem Zinssatz von 8-9 % etwas gebaut. Jetzt wüssten sie, dass sie keine Nachförderung erhielten und hätten bilanziell ein großes Problem, weil das Darlehen auf der Passivseite in ihrer Bilanz stehe. Ein neues Darlehen würde zu einem anderen Zinssatz aufgenommen. Ob sich dies rechne, hänge von der Differenz bei den Zinsen ab. Unabhängig davon könnte über die über Jahrzehnte eingesparten Verwaltungskosten der Anreiz gesteigert werden. Über die Frage könne aber erst nach Vorliegen einer Modellrechnung entschieden werden. Diese Chance bestehe aber nur, solange die Zinsen niedrig seien. 

Abg. Zackenfels (SPD) betont, dass die Umfinanzierung des Darlehensnehmers auf den niedrigeren Zinssatz eine Kreditwürdigkeit erfordere, die im Einzelfall vielleicht nicht gegeben sei. – Könne man Aufwendungsdarlehen vorzeitig tilgen? – [Zuruf: Ja!] – Dem wirtschaftlich handelnden Kreditnehmer sei es bereits jetzt möglich, sich preisgünstiger zu refinanzieren. Wenn er es jetzt nicht könne, werde er es auch mit einem Angebot des Landes nicht können. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) berichtet, dass die Jahrgänge 1972-76 bereits in dieser Form bearbeitet worden seien, man habe aber nur eine beschiedene Resonanz auf die Angebote bekommen. Die Darlehensnehmer könnten jetzt schon diesen Weg gehen, sie täten es aber nicht. Hierzu könne berichtet werden. 

Abg. Wambach (CDU) wünscht bei dem Bericht auch das entsprechende Verwaltungsprodukt und die Produktkosten dafür. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) sagt, man werde versuchen, ein Produkt der IBB zu konstruieren. – Zur Belegungsbindung: Zur Verhinderung einer weiteren Segregation habe man die Fehlbelegungsabgabe vor einigen Jahren abgeschafft. Insofern erfolge in den Beständen keine Kontrolle mehr. Sie erfolge aber bei der Neuvergabe einer Wohnung mit Belegungsbindung. Wohnungs- und sozialpolitisch könne man auf Dauer nicht darauf verzichten, weil bestimmte Bevölkerungsgruppen versorgt werden müssten. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) fragt bezüglich des Berichts 26 an den Fachausschuss. Berlin erhalte von den Zins- und Tilgungsleistungen derzeit 89 %, der Rest verbleibe wohl bei der IBB. Nach welchen Kriterien bemesse sich das? – Die IBB erhalte für die Abwicklung der Mieterschutzmaßnahmen ein Bearbeitungsgeld in Höhe von 355 T€ pro Jahr. Die Mittelabflüsse bei den Ausgabetiteln tendierten gegen null. Dafür sei das Honorar nicht schlecht. Gebe es irgendeine Kopplung, oder handele es sich um eine Pauschalsumme? – Bei der Abrechnung der alten Darlehen habe es bis 1998 eine freundliche Bilanz für Berlin gegeben. Dann stiegen plötzlich die Ausgaben Berlins erheblich an – um 60 %. Gebe es hierfür einen Grund? 

Herr Schulgen (SenStadt) erklärt, der Anteil der IBB bestimme sich nach dem Grundvertrag: In dem Maß, wie die IBB Mittel aus ihrem Vermögen ausgereicht habe, sei sie am Rückfluss beteiligt. Wenn die Darlehen abgelöst würden, bekomme die IBB Einnahmen nicht mehr vom Darlehensnehmer, sondern vom Land. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) bemerkt, dass im Sommer für drei Gebiete eine Auslaufphase angekündigt worden sei, in der auch die Entgelte für den Träger gesenkt würden. In der letzten Vorlage seien aber die Entgelte unverändert. 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) erklärt, dass für die drei Gebiete eine Reduzierung um 50 % in diesem Jahr und auf null im Folgejahr vorgesehen sei. An anderen Stellen seien dagegen neue Gebiete ausgewiesen worden. 

Abg. Schruoffeneger (Grüne) erwidert, dass in der roten Nr. 3114 der Ansatz erläutert werde. Dort stünden die alten Summen. 

Abg. Schmidt (FDP) hat Berichtsbedarf zu den Titeln 893 56 und 894 44. Speziell gehe es um das Programm KEBAB und z. B. um Sonnenhaus e. V. In welcher Form seien Ziele mit den Trägern vereinbart worden? Wie seien bei Titel 894 44 die einzelnen Dritten ausgewählt worden? Wofür erhielten sei ihr Geld? 

Frau Abg. Matuschek (Linkspartei.PDS) erwidert, dass zu KEBAB im Fachausschuss schon alles gesagt worden sei; zum Sonnenhaus sei eine Kleine Anfrage erschöpfend beantwortet worden. Der zusätzliche Bericht sei überflüssig. 

Abg. Schmidt (FDP) interessiert, was nach Beendigung des URBAN-Programms geschehe. Gebe es dauerhafte Effekte durch die Programme? – In der Kleinen Anfrage sei nur nach einem Projekt gefragt worden. Es interessierten auch die anderen. 

Der Ausschuss lehnt den Berichtswunsch der FDP ab. 

	
	
	Produkthaushalt  Einzelplan 12


	
	
	hierzu:


	
	a)
	Produktkosten für Kleingartenverwaltung
Schreiben SenStadt - I C 222 -

vom 28.7.05
	3119



Abg. Schruoffeneger (Grüne) bittet zu Titel 655 04 – Forstwirteausbildung –, darum zu erläutern, warum die Forstwirteausbildung teurer sei als ein Medizinstudium. Wie setze die Summe sich zusammen? – Bei Titel 770 43 – Gutachten des Gutachterausschusses – finde er die Kosten in Höhe von 72 000 € pro Gutachten beachtlich. Wie setze diese Summe sich zusammen? – Wie sei das Produkt Öffentlichkeitsarbeit, Titel 735 37, definiert? Sei die Produktdefinition sinnvoll? 

Frau StS Dunger-Löper (SenStadt) sagt einen schriftlichen Bericht zu. 

Punkt 2 der Tagesordnung
	Antrag der Fraktion der CDU
Grundstückskauffälle nach dem Verkaufsgesetz vom März 1990

zu landeseigenen Grundstücken

Drs 15/4201
	3232

	
	


Abg. Dr. Flemming (SPD) verlangt eine Stellungnahme des Senats unter Berücksichtigung der Rechtslage. Bis dahin solle die Besprechung vertragt werden. 

Abg. Kaczmarek (CDU) fragt, wann der Senat eine derartige Stellungnahme abzugeben beabsichtige. 

StS Schulte (SenFin) erklärt, dass dem Senat der Entwurf einer Stellungnahme vorliege. Er habe dazu ergänzende Informationen erbeten. 

Abg. Wilke (CDU) befürwortet, nachdem man 15 Jahre gewartet habe, eine Fristsetzung zum Ende des Jahres. – So beschlossen. 

Punkt 3 der Tagesordnung
	Verschiedenes
	


Keine Wortmeldungen. 
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